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Ob Hähnchen oder Schweine: Aminosäuren von Evonik  
sind nicht nur gut fürs Tier, sondern auch gut fürs  
Klima. Im Kraftfutter sorgen sie dafür, dass Nutztiere  
gesund groß werden. Darüber hinaus entsteht durch  
die Verwendung von Aminosäuren wesentlich weniger  
CO₂ als durch den Einsatz herkömmlicher Futter mittel.  
Mit der Kreativität der Spezialchemie ent wickeln wir  
Zukunftslösungen. Und mit der Kraft eines Industriekon- 
zerns versorgen wir die Weltmärkte.

Wir machen Hähnchen groß und 
stark. Und den CO₂-Ausstoß klein.
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Zeugen für Gott
Glauben in kommunistischer Zeit. Band 1
Herausgegeben von Thomas Bremer und Burkhard Haneke.
2014, 272 Seiten, geb. 19,95 d. ISBN 978-3-402-13070-4

Im November 2014 jähren sich die Wende von 1989 und der damit 
einhergehende Zusammenbruch der kommunistischen Systeme in 
Mittel-, Ost- und Südosteuropa zum 25. Mal. In den Jahren, in denen der 
Kommunismus die politischen Systeme im Osten Europas bestimmte, haben 
unzählige Menschen unter den Repressionen dieses Systems gelitten. Viele 
dieser Menschen wurden dabei aufgrund ihres Glaubens benachteiligt. Dieser 
Band will einigen dieser Glaubenszeugen ein Gesicht geben. Dabei stehen 
im Vordergrund persönliche Berichte und Interviews der Glaubenszeugen 
über das Erlebte, Akten aus Gerichtsverhandlungen und Urteile sowie 
Vermerke in Geheimdienstdokumenten. Die Auswahl berücksichtigt Christen 
verschiedener nationaler Herkunft und konfessioneller Zugehörigkeit; neben 
Bischöfen und Priestern werden auch Ordensleute und Laien vorgestellt. 
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mus auf und problematisieren die Ko-
operationsmöglichkeiten verschiede-
ner Wirtschafts- und Rechtssysteme. 
Sie diagnostizieren einen fehlenden 
gesellschaftlichen Grundkonsens als 
wesentliche Disputsursache und beto-
nen, dass es in den geplanten Han-
delsabkommen keine Einigung auf dem 
niedrigsten Niveau staatlicher Regulie-
rung geben darf.

Im zweiten Beitrag untersucht Ga-
briel Felbermayr die Beweggründe für 
ein transatlantisches Freihandelsab-
kommen und führt u. a. den sinkenden 
Anteil des transatlantischen Raums am 
Welthandel an. Dieser soll durch TTIP 
wieder gesteigert werden. Der bilatera-
le Weg zwischen USA und EU scheint 
aus seiner Sicht notwendig, da die 
WTO keine allgemeine Einigung über 
die Senkung von Handelsbarrieren er-
reicht. Allerdings müssten die Auswir-
kungen auf Drittstaaten bei der Formu-
lierung der TTIP-Regelungen berück-
sichtigt werden.

Im Anschluss konstatiert Michael 
Schramm bezüglich der Kontroverse 
um TTIP, dass dieser einer Verwechs-
lung der Ebenen zwischen Konkre-
tem und Abstraktem zugrunde liege. 
So werde aus Kritik an bedenklichen 
konkreten Einzelpunkten eine Kritik 
am abstrakten System des Marktes, 
während andererseits nur das Funk-
tionieren des ökonomischen Marktmo-
dells betont werde, ohne die kritischen 
Punkte konkret zu betrachten.

Brigitta Hermann macht deut-
lich, dass gerade im Bereich der Nah-
rungsmittelindustrie sehr unterschied-
liche Standards zwischen USA und EU 
gelten. In der Debatte müsse beachtet 

werden, dass die USA das Recht auf 
Nahrung als ein Menschenrecht nicht 
anerkenne, was sich negativ auf die 
Qualität der Lebensmittel bzw. deren 
Erzeugung auswirke.

Jürgen Maier beschäftigt sich mit 
den negativen Auswirkungen von TTIP 
auf Entwicklungsländer, die eher wei-
ter an den Rand des Welthandels ge-
drängt werden. In der Diskussion um 
TTIP sieht er eine Chance, die Außen-
handelspolitik der EU generell auf den 
Prüfstand zu stellen. 

Markus Demele thematisiert den 
Einfl uss des Freihandels auf die Ar-
beitsbedingungen weltweit und betont, 
dass Mindestnormen trotz unterschied-
licher Arbeitsstandards weltweit erfüllt 
sein müssen, um menschenwürdige Ar-
beit zu ermöglichen. Diese sog. Sozial-
klauseln seien grundsätzlich in Freihan-
delsabkommen möglich. Sie könnten 
nationale Standards schützen; das sei 
eine Aufgabe der Handelsabkommen, 
die ernster genommen werden müsse.

In die Tradition der Handelsabkom-
men ordnet Andreas Fisahn TTIP und 
CETA und besonders deren geplante 
Schiedsgerichtsverfahren ein.  Dabei 
stellt er heraus, dass das geplante 
Schiedsgerichtsverfahren über her-
kömmliche Prozesse vor dem interna-
tionalen Schiedsgericht ICSID hinaus-
geht.

Zum Abschluss der Debatte be-
leuchtet Gerhard Kruip den Freihandel 
aus befreiungstheologischer Perspek-
tive. Am Beispiel des NAFTA-Abkom-
mens zwischen Mexiko, Kanada und 
USA geht er der Frage nach, was sich 
für TTIP aus der Erfahrung mit frühe-
ren  Freihandelsabkommen lernen lässt.

Aus Anlass der Ver-
handlungen zwi-

schen der Europäischen 
Union und den Vereinig-
ten Staaten von Ameri-
ka über eine Transatlan-
tic Trade and Investment 
Partnership (TTIP) erlebt 
der öffentliche Diskurs 
über Nutzen und Grenzen 
des Freihandels  eine Re-
naissance. Auch das Ab-

kommen der EU mit Kanada ( CETA, 
Comprehensive Economic and Trade 
Agreement) befeuert die Debatte. Da-
bei überwiegt in der Öffentlichkeit die 
kritische Sicht. Zum einen gibt es die 
Befürchtung eines „Wettbewerbs nach 
unten“ bezüglich der Sozial- und Um-
weltstandards. Zum anderen geben Kri-
tiker zu bedenken, die Gesetzgebungs-
kompetenz der Staaten werde durch 
die Einführung eines internationalen 
Schiedsgerichts eingeschränkt. An-
derseits wird Freihandel von der Wirt-
schaftswissenschaft grundsätzlich als 
der Weg zu Wohlstand verstanden. 
Möglichst unbegrenzter Handel soll die 
Märkte vergrößern, so mehr Arbeits-
plätze schaffen und damit den allge-
meinen Wohlstand in den Ländern, die 
ein Handelsabkommen schließen, stei-
gern. Neben diesen Diskussionspunk-
ten aus der Binnensicht muss auch 
die Perspektive derjenigen Menschen 
und Staaten wahrgenommen werden, 
die nicht am Freihandels abkommen 
beteiligt sind. Denn es droht die Ge-
fahr, dass diese weiter an den Rand 
gedrängt werden, wenn sich so poten-
te Wirtschaftsräume wie Nordamerika 
und die Europäische Union zusammen-
schließen. Sowohl die Innensicht als 
auch die Auswirkungen für die Welt-
wirtschaft sind sozialethisch und po-
litisch zu bewerten.

Zunächst greifen Christoph Krauß 
und Arnd Küppers die verschiedenen 
Traditionen des Wirtschaftsliberalis-

Die Kontroverse 
um den Freihandel

Peter Schallenberg
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James Tobin, Wirtschaftsnobelpreis-
träger von 1981 und „Erfi nder“ 

der Spekulationsteuer, wurde 2001 im 
Spiegel-Interview gefragt, ob er stolz 
sei, dass sich die globalisierungskri-
tische Bewegung Attac am Anfang 
nach ihm und seiner Idee benannt hat. 
Seine Antwort darauf war eindeutig: 
„Ganz bestimmt nicht. Ich habe nicht 
das Geringste gemein mit diesen Anti-

Freihandel ist eine Forderung aller modernen Wirtschaftswissenschaft. Der freie Markt 
ist ein Ideal sowohl des US-amerikanischen als auch des europäischen Wirtschafts-
systems. Es gibt jedoch Divergenzen zwischen den USA und Europa bezüglich der 
Rahmenbedingungen und Reichweiten dieses Marktgeschehens. Diese Unterscheide 
lassen sich erklären, müssen bei den Verhandlungen zu TTIP und CETA jedoch beach-
tet werden. Einen „Wettbewerb nach unten“ bezüglich der Sozial- und Verbraucher-
schutzstandards darf es aus sozialethischer Sicht nicht geben. 

Globalisierungs-Revoluzzern. […] Se-
hen Sie, ich bin Ökonom und wie die 
meisten Ökonomen ein Anhänger des 
Freihandels. Ich befürworte außerdem 
den Internationalen Währungsfonds, 
die Weltbank, die Welthandelsorgani-
sation – all das, wogegen diese Bewe-
gung anrennt. Die missbrauchen mei-
nen Namen“ (Tobin 2001, 122).

lehre maßgeblich durch David Ricardo 
(1772–1823). Dessen Theorie der kom-
parativen Kostenvorteile geht davon 
aus, dass der Handel zwischen unter-
schiedlichen Ländern zu einer interna-
tionalen Arbeitsteilung und damit zum 
Vorteil für alle Beteiligten führt. Das 
heißt, dass jedes Land sich auf dieje-
nigen Produkte konzentrieren soll, die 
es im Wettbewerb der Volkswirtschaf-
ten relativ am besten, d. h. mit dem 
geringsten Aufwand an Produktions-
faktoren, herstellen kann (siehe dazu 
Ricardo 2006). Ein Ausgleich der Län-
der und allgemeiner Wohlstand wer-
den dann durch den Freihandel zwi-
schen diesen spezialisierten Produzen-
ten erreicht. 

Die Entwicklung im 19. Jahrhun-
dert, die tatsächliche Entstehung ei-

 Eine schwankende Brücke 
 zwischen verschiedenen Rechts- 
und  Wirtschaftssystemen
Grundsätzliche Überlegungen zu transatlantischen Handelsabkommen

Freihandel – das Credo des neuzeitlichen Wirtschaftsliberalismus

In der Tat wird man heute kaum ei-
nen Volkswirt ausfi ndig machen kön-
nen, der sich grundsätzlich gegen den 
Freihandel aussprechen würde, wes-
halb es auch aus sozialethischer Sicht 
nicht sachgemäß erscheint, Freihandel 
pauschal abzulehnen. Freihandel ist ei-
ne zentrale Idee des neuzeitlichen Wirt-
schaftsliberalismus und seiner ökono-
mischen Theorie. Schon Adam Smith 
(1723–1790) schreibt 1776 in seinem 

Wealth of Nations: „So wie sich frei-
er Binnenhandel zwischen den einzel-
nen Provinzen eines großen Reichs lo-
gisch wie erfahrungsgemäß nicht nur 
als das beste Linderungsmittel für eine 
Teuerung erweist, sondern auch als das 
wirksamste Mittel zur Verhütung einer 
Hungersnot, wäre es auch mit freiem 
Ausfuhr- und Einfuhrhandel zwischen 
den einzelnen Staaten“ (Smith 1999, 
540). Entfaltet wurde die Freihandels-

Christoph Krauß Arnd Küppers
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ner internationalen Arbeitsteilung, die 
Freisetzung ungeahnter Produktivkräf-
te und die Erwirtschaftung eines bis 
dahin nicht erträumten Wohlstands, 
gaben den liberalen Ökonomen recht 
und verliehen ihren Ideen weiteren 
Auftrieb. Wettbewerb und Freihandel 
(letztlich nichts anderes als die inter-
nationale Form der Wettbewerbsidee) 
gehören seitdem zum Kernbestand der 
liberalen ökonomischen Theorie gleich 
welcher Schule. Das gilt auch für die 
Begründer der bundesrepublikanischen 

Sozialen Marktwirtschaft wie Walter 
Eucken oder Wilhelm Röpke, die heute 
oft als Zeugen gegen den global entfes-
selten Kapitalismus aufgerufen werden. 
Für Eucken gehören offene Märkte zu 
einem der konstituierenden Prinzipien 
einer freiheitlichen Wettbewerbsord-
nung (vgl. Eucken 2004, 264 ff.), und 
Röpke plädiert für eine offene Welt-
wirtschaft als Alternative zu der unre-
alistischen Utopie des Weltstaates (vgl. 
Röpke 1979).

ben von den Amerikanern gelernt. Die 
USA waren beispielsweise Vorreiter in 
der Anti-Kartellgesetzgebung. Bereits 
1890 beschloss der Kongress den Sher-
man Antitrust Act, durch den der zu-
nehmenden Kartellierung und Ver-
machtung der US-amerikanischen 
Wirtschaft entgegengewirkt werden 
sollte. Die gemeinsame Idee dieser ur-
sprünglichen „Neoliberalen“ war, dass 
eben nicht Mechanismen der Macht 
über den wirtschaftlichen Erfolg oder 
Misserfolg des Einzelnen entscheiden 
sollen, sondern einzig und allein ein 
freier und fairer Wettbewerb.  Walter 
Eucken spricht in diesem Zusammen-
hang von „Leistungswettbewerb“. Und 
dieser Leistungswettbewerb sollte 
durch das sichergestellt werden, was 
er „Ordnungspolitik“ nennt (vgl. Eu-
cken 2004, 241 ff.). Es soll der Idee 

nach dabei ähnlich zugehen wie im 
Sport: Der Staat stellt die Regeln auf, 
die einen freien und fairen Wettbewerb 
sicherstellen, und überwacht wie ein 
Schiedsrichter die Einhaltung der Re-
geln. Regelverstöße sanktioniert er, 
aber in den regelkonformen Wettbe-
werb greift er nicht ein. 

Heutzutage haben die Meinungs-
verschiedenheiten zwischen angel-
sächsischem und kontinentaleuropä-
ischem Wirtschaftsverständnis wieder 
zugenommen. Dadurch ist die kontro-
verse Diskussion über TTIP geprägt. Es 
ist dabei bezeichnend, dass eine sol-
che Diskussion kaum in den USA ge-
führt wird, dafür umso heftiger aber in 
Europa, besonders in Deutschland. Es 
besteht unverkennbar die Sorge, dass 
der angloamerikanische Kapitalismus 
die europäische bzw. deutsche Soziale 
Marktwirtschaft verdrängt, zumindest 
soziale und ökologische Standards auf-
geweicht werden. 

 Ein fairer 
Leistungswettbewerb 
braucht klare Spielregeln

Der Weg zu einem ordnungspolitischen Leitbild 
der Marktwirtschaft

Ist die Diskussion über den Freihandel 
im Allgemeinen und die transatlan-
tischen Freihandelsabkommen TTIP 
und CETA im Besonderen damit zu 
Ende? Haben die Kritiker einfach kei-
ne Ahnung von Ökonomie und bedür-
fen schlicht der Aufklärung? Das wä-
re ein etwas voreiliges Urteil. Auch in 
der ökonomischen Diskussion steckt 
der Teufel im Detail. Erst mit der Zeit, 
lange nach dem Tod von Smith und Ri-
cardo, wurden neben den unbestreitba-
ren Vorteilen auch die Nachteile eines 
ungezügelten Wirtschaftsliberalismus 
offenkundig, zum Beispiel die Tatsa-
che, dass freie Märkte zur Vermachtung 
tendieren. Ein sich selbst überlassener 
Wettbewerb führt nahezu unweiger-
lich zur fortschreitenden Aggregati-
on von Macht, beispielsweise zur Bil-
dung von Kartellen; und die Kartelle 
nutzen ihre Macht, um sich jenseits 
des marktlichen Wettbewerbs kompe-
titive Vorteile zu verschaffen, was am 
Ende zur Beseitigung des Wettbewerbs 
selbst führt. Wettbewerb ist allerdings 
notwendig, um angemessene Preise zu 
erzielen und die Verbraucher vor über-
teuerten Produkten zu schützen. Nur 
durch Wettbewerb kann die Allokati-
on optimiert werden. 

Die Erkenntnis, dass freie Märkte 
auch Nachteile generieren, verbreitete 
sich zunehmend, vor allem in der ers-

ten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Auch 
die führenden liberalen Ökonomen 
gelangten zu der Überzeugung, dass 
sich der Wirtschaftsliberalismus von 
seinen klassischen Ahnherren eman-
zipieren muss. Sie trafen sich 1938 
in Paris auf dem legendären Walter-
Lippmann-Kolloquium und diskutier-
ten über eine Neubegründung des Li-
beralismus. Auf diesem Treffen wurde 
übrigens auch der heutzutage konta-
minierte Begriff des „Neoliberalismus“ 
geprägt. Alexander Rüstow, Vater die-
ses Neologismus, war der festen Über-
zeugung, dass die „soziale und wirt-
schaftliche Katastrophe“ (Rüstow 2001, 
27), die der klassische wirtschaftliche 
Liberalismus erzeugte, an seiner Ab-
solutsetzung des „Laissez faire, lais-
sez passer“ gelegen habe sowie an 
der Übertragung dieses Prinzips über 
den eigentlichen Geltungsbereich, den 
Marktbereich der vollständigen Kon-
kurrenz, hinaus.

Die heute bestehenden signifi kan-
ten Unterschiede zwischen dem angel-
sächsischen Verständnis von Wirt-
schaftsliberalismus und dem kontinen-
taleuropäischen, die auch Gegenstand 
des vorliegenden Aufsatzes sind, ha-
ben damals übrigens noch nicht in dem 
Maße bestanden wie heute. Auch die 
Ordoliberalen, die deutschen Begrün-
der der Sozialen Marktwirtschaft, ha-
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auf dieser Ebene liegen aber beträcht-
liche Unterschiede zwischen den USA 
und Europa. Während in den USA die 
skizzierte Vorstellung von der bloßen 
Nachtwächterrolle des Staates prägend 
wurde, entwickelte sich in Europa die 
Vorstellung einer Sozialen (und heut-
zutage auch ökologisch nachhaltigen) 
Marktwirtschaft. Diese Idee einer So-
zialen Marktwirtschaft hat übrigens 
auch explizit christlich-soziale Wur-
zeln. Neben den Ordoliberalen, die vom 
bürgerlichen Protestantismus geprägt 
waren, hat die katholische Sozialleh-
re eine entscheidende Rolle gespielt. 
Denn die christliche Sozialbewegung 
und insbesondere die katholische So-
ziallehre haben sich am Ende des 19. 
Jahrhunderts zum Teil auch aus einer 
Abwehrbewegung gegenüber dem 
klassischen „Manchesterliberalismus“ 
heraus entwickelt. Aus christlich-so-
zialer Sicht nahm dieser frühe Wirt-
schaftsliberalismus große sozialen Ver-
werfungen und die Proletarisierung 
weiter Bevölkerungsteile zumindest 
billigend in Kauf (siehe hierzu Marx 
2006). Dieser Desintegration und Ex-
klusion wollten die Begründer der Idee 
einer Sozialen Marktwirtschaft entge-
genwirken. Aber auch aus der liberalen 
Tradition heraus wurde beklagt, dass 
sich die Hoffnungen des Liberalismus, 
neben einem Wirtschaftsaufschwung 
„eine allgemeine Harmonie der Inter-
essen und Gesinnungen“ (Rüstow 2001, 
25) zu erreichen, in der Vergangenheit 
nicht erfüllten. 

Amerikanischer Wirtschaftsliberalismus und europäische Idee 
einer sozialen Marktwirtschaft

Der amerikanische Wirtschaftslibera-
lismus, so die verbreitete Wahrneh-
mung, hat sich in den letzten Jahrzehn-
ten wieder stark in die seinerzeit von 
Rüstow kritisierte Form des Kapitalis-
mus zurückentwickelt. Die Ordnungs-
funktion des Staates ist immer weiter 
zurückgedrängt worden, und zugleich 
ist das Marktprinzip über die Wirtschaft 
hinaus zur prägenden Kraft für die Ge-
staltung der Gesamtgesellschaft gewor-
den (siehe dazu Becker). Der „homo 
oeconomicus“ ist hier nicht mehr ein 
bloßes theoretisches Konstrukt für öko-
nomische Modellrechnungen, sondern 
wird zum maßgeblichen Menschenbild 
stilisiert, das den Menschen als rational 
handelnd und nutzenmaximierend be-
greift (Kirchgässner, 2008, 13–27 und 
Becker ). Der heute real existierende 
amerikanische Wirtschaftsliberalis-
mus lehnt jede soziale Verantwortung 
des Marktes ab und überlässt die Un-
terstützung für Marktpassive und „Ver-
lierer“ des Marktgeschehens vorzugs-
weise caritativen Einrichtungen und 
in engen Grenzen dem Staat, der die-
se jedoch nicht durch höhere Steuern 
fi nanzieren sollte (siehe hierzu Fried-
man, 1971, 116 f., der das für den Bil-
dungsbereich exemplarisch ausführt). 
Leitend ist die Vorstellung eines abso-
lut freien Marktgeschehens, möglichst 
ohne staatlichen Einfl uss und korrigie-
rende Eingriffe. 

In der globalen Debatte wurde der 
„Washington Consensus“ prägend, der, 
1990 explizit formuliert (Williamson 
1990), die globale Wirtschaftspolitik 
der 1980er und 1990er Jahre bestimm-
te. Dieser Konsens, der sich etwas ver-
kürzt auf die Formel bringen lässt „li-
beralize as much as you can, priva-
tize as fast as you can, and be tough 
in monetary and fi scal matters“ (Ko-
lodko, 1998, 2), prägt die wirtschafts-
politische Diskussion in den USA bis 
heute. Darüber hinaus war er mindes-
tens bis zur Jahrtausendwende maß-

geblich für die Politik von IWF und 
Weltbank. Mit ihm verband sich die 
inzwischen falsifi zierte Hoffnung, dass 
der durch den freien Markt generierte 
Wohlstand zu den Armen „durchtrop-
fe“ (trickle-down-Effekt). Der Staat soll 
sich demnach darauf beschränken, der 
Wirtschaft Freiräume zu schaffen, et-
wa, indem er das Eigentumsrecht si-
chert. Das Privateigentum werde dann 
effi zient zum allgemeinen Nutzen ge-
braucht, so die Annahme dieser öko-

nomischen Richtung. Neben der Eigen-
tumssicherung ist für Milton Friedman 
allein noch die Regulierung der Geld-
menge eine Aufgabe, die dem Staat 
zufalle, um effi zienten Wettbewerb si-
cherzustellen (Friedman 1971, 63)

Die Verteilung der Aufgaben zwi-
schen dem Staat und der privaten Ini-
tiative ist eine Entscheidung auf der 
Ebene des gesellschaftlichen Grund-
konsenses (Kirchgässner, 2008, 251). 
Dieser Grundkonsens prägt alle wei-
teren wirtschaftspolitischen Entschei-
dungen, auch die über die Rahmen-
bedingungen des Freihandels. Schon 

 Die Aufgabenverteilung 
zwischen Staat und 
privater Initiative bedarf 
der grundsätzlichen 
gesellschaftlichen 
Entscheidung

Kein transatlantischer Grundkonsens in Fragen 
des Wirtschafts- und Rechtssystems

Wenn aber Partner wie die USA und 
Europa mit signifi kant unterschied-
lichen „Wirtschaftsphilosophien“ ein 
Freihandelsabkommen verhandeln, ist 
eben kein gemeinsamer gesellschaftli-
cher Grundkonsens gegeben, und die 
damit zusammenhängenden grund-
sätzlichen Fragen werden selbst Ge-
genstand der Auseinandersetzung. Hier 

setzt die Kritik in der aktuellen Debatte 
um TTIP und CETA an. Die Kritiker er-
heben den Vorwurf, die beabsichtigten 
Freihandelsabkommen setzten die Frei-
heit (des Marktes) absolut und verzich-
teten auf dessen Einhegung durch eine 
Rahmenordnung. Dabei verweisen sie 
beispielsweise auf die Gefahr, dass Ar-
beitnehmer- und Gewerkschaftsrech-
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te außer Kraft gesetzt werden könn-
ten1. Unter diesen Bedingungen – so 
ihre Befürchtung – könne sich die eu-
ropäische Form der Sozialen Markt-
wirtschaft am Ende nicht behaupten. 
Ihre Sorge ist somit ein „Wettbewerb 
nach unten“, der europäische Sozial- 
und Umweltstandards gefährde (eine 
Stimme unter vielen: Umweltinstitut 
München e. V.). 

Besonders in der Kritik stehen die in 
den Abkommen vorgesehenen Inves-
titionsschutzregeln. Inverstoren sollen 
die Möglichkeit erhalten, vor einer neu 
zu schaffenden Schiedsgerichtsbarkeit 
gegen staatliche Eingriffe und Regu-
lierungen vorzugehen. Das wird mas-
siv kritisiert als Aushebelung der De-
mokratie und des Rechtstaates (Zielcke, 
2014). Diese Kritik kann keineswegs mit 
dem bloßen Hinweis entkräftet wer-
den, dass Investitionsschutzvereinba-
rungen in Freihandelsabkommen und 
auch anderen Zusammenhängen durch-
aus üblich sind. Richtig ist: Investoren 

brauchen Schutz bei staatlichen Will-
kürakten, wie sie beispielsweise Russ-
land mit der Zerschlagung des Yukos-
Konzerns begangen hat. Das zuständi-
ge Schiedsgericht in Den Haag hat den 
ehemaligen Aktionären des Konzerns 
dafür 52 Milliarden Dollar Schadens-
ersatz zugesprochen. Geht es aber nicht 
um solche staatliche Willkür, sondern 
darum, keine der Vertragspartner an na-
tionales Recht der anderen Seite zu bin-
den, können Anfragen mit guten Grün-
den vorgebracht werden. Ein Beispiel in 
diesem Zusammenhang ist die Klage des 
schwedischen Energiekonzerns Vatten-
fall vor dem Schiedsgericht der Welt-
bankgruppe ICSID (International Cen-
tre for Settlement of Investment Dispu-
tes) in Washington unter Berufung auf 
Investorenschutz nach dem Atomaus-
stieg. Hier wird allerdings auch die Tat-

sache deutlich, dass politische Entschei-
dungen nicht zum Nulltarif zu haben 
sind. Wenn politische Richtungswech-
sel vollzogen werden, die für Investo-
ren enteignungsgleiche Wirkungen ha-
ben, muss der Staat diese entschädigen. 

Fazit: Die Solidarität aller 
Menschen im Blick

Das Thema der internationalen Schieds-
gerichtsbarkeit impliziert komplexe ju-
ristische und politische Fragen (siehe 
dazu den Beitrag von Andreas Fisahn 
in diesem Heft). Die starke Kritik da-
ran unterstreicht aber die Bedeutung 
der Inkongruenz der Wirtschafts- und 
Rechtssysteme diesseits und jenseits 
des Atlantiks. Das europäische Modell 
setzt dabei nicht auf unbegrenzte 

1  Verdi: TTIP und CETA gefährden Sozialstandards, Arbeitnehmer- und Gewerkschafts-
rechte. Online verfügbar unter: https://www.verdi.de/themen/nachrichten/++co++f09b38e0-
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Marktfreiheit, sondern – auch im Rück-
griff auf christlich-soziale Traditio-
nen – auf die Freiheit des Menschen 
als Person. Diese Forderung ist zwar 
auch mit der Marktwirtschaft als sol-
cher verbunden, doch postuliert das 
europäische Modell stets eine Ord-
nungspolitik und Sozialpolitik, die die-
se Freiheit dort, wo sie labil ist, erst 
ermöglicht. Freiheit müssen in einer 

Sozialen Marktwirtschaft auch Men-
schen besitzen, die nicht, noch nicht 
oder nicht mehr am Marktgeschehen 
teilnehmen können. „Das Freiheitspa-
thos der Moderne, das auch Grundla-
ge des Wirtschaftsliberalismus ist, muß 
sich in der konkreten Situation bewäh-
ren, muß Freiheit für alle ermöglichen 
wollen, also die Solidarität aller Men-
schen im Blick behalten“, so pointiert 
formuliert es Reinhard Kardinal Marx 
(Marx, 2006, 2). Dieser europäische 
Grundkonsens einer Sozialen Markt-
wirtschaft darf durch die transatlanti-
schen Freihandelsabkommen nicht in 
Frage gestellt werden. Einen Wettbe-
werb nach unten bezüglich ökologi-
scher, sozialer oder Verbraucherschutz-
standards darf es nicht geben. Das muss 
die notwendige Bedingung der Euro-
päer in den Verhandlungen sein. 

 Bei Verbraucherschutz 
sowie ökologischen und 
sozialen Standards darf es 
keinen Wettbewerb nach 
unten geben

Eine wichtige sozialethische Frage 
ist darüber hinaus, wie der durch Frei-
handelsabkommen geschaffene Han-
delsraum nach außen wirkt, d. h. wel-
che Folgen er für diejenigen Länder 
hat, die nicht Vertragspartner sind. Ein 
freier Marktzugang in den USA und 
Europa könnte, vor allem für Agrar-
produkte, könnte dazu beitragen, dass 
auch die Länder des globalen Südens 
für ihren Agrarexport profi tieren. Al-

lerdings sollte globaler Freihandel da-
bei unter sozialen und ökologischen 
Rahmenbedingungen stattfi nden; auch 
auf weltweiter Ebene scheint es aus so-
zialethischer Sicht nicht hinreichend, 
allein auf den freien Markt zu vertrau-
en. (Zu den globalen Folgen trans-
atlantischer Abkommen siehe auch 
die Beiträge von Markus Demele, Ul-
rike Herrmann und Jürgen Maier in 
diesem Heft.)
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  Wem nutzt ein transatlantisches 
Freihandelsabkommen?
Ökonomische Auswirkungen, Wohlfahrtseffekte und 
mögliche Verluste in Drittstaaten

Die Anteile von EU und USA am gesamten Bruttoweltprodukt haben sich in den ver-
gangenen zehn Jahren deutlich verringert. Das soll sich durch Wachstumsimpulse des 
geplanten TTIP ändern. Durch Senkung der Handelskosten und Verbesserung der In-
vestitionsbedingungen werden auf beiden Seiten des Atlantiks beträchtliche Wohl-
fahrtsgewinne ermöglicht. Das legt die Erfahrung mit anderen Freihandelsabkommen 
nahe. Durch Umlenken bisheriger Handelsströme würden allerdings viele Drittstaa-
ten Anteile verlieren. Die negativen Auswirkungen von TTIP auf Entwicklungs- und 
Schwellenländer können jedoch durch deren eigene Initiativen abgemildert werden, 
sofern sich EU und USA für die Produkte aus armen Ländern öffnen. Dies sollte bei 
den Detailregelungen des Vertragswerks berücksichtigt werden.

Seit Juli 2013 verhandeln die USA 
und die EU über ein ehrgeiziges 

Abkommen, das Marktzutrittsbarrie-
ren absenken, neue Investitionsanrei-
ze schaffen, und die Regeln für den 
Welthandel des 21. Jahrhunderts defi -
nieren soll. Das Ziel dieser transatlan-
tischen Handels- und Investitionspart-

nerschaft (TTIP) ist es, Wohlstand und 
Beschäftigung in der EU und den USA 
zu sichern. Dies soll dadurch gelingen, 
dass Handelskosten eingespart werden, 
der transatlantische Wettbewerb belebt 
und höhere regulatorische Sicherheit 
für Investitionen geschaffen wird.

Sackgasse erwiesen. Die Welthan-
delsorganisation (WTO), die mittler-
weile auf fast 160 Mitglieder ange-
wachsen ist, hat es seit ihrer Grün-
dung im Jahre 1995 nicht geschafft, 
ihr Regelwerk an die geänderten 
technologischen und politischen 
Rahmenbedingungen des 21. Jahr-
hunderts anzupassen. Zu heterogen 
sind ihre Mitglieder, sowohl was die 
außenwirtschaftspolitische als auch 
was die demokratische Ausrichtung 
anbelangt.

Handelskosten und Wohlstand

Die moderne Außenwirtschaftslehre 
hat ihren Ursprung in der Debatte um 
Einfuhrzölle auf Getreide in England 
im beginnenden 19. Jahrhundert. Da-
mals hat der Ökonom David Ricardo 
gezeigt, dass durch die Aufgabe von 
Zöllen zwar die Landeigentümer Ver-
luste erleiden, dass diese Verluste aber 
kleiner ausfallen als die Gewinne, die 
günstigere Lebensmittelpreise bei den 
Konsumenten entstehen lassen. Wenn 
sich die englische Volkswirtschaft auf 

Hintergrund: Wachstumsschwäche und Scheitern der WTO

Die EU und die USA haben schon in 
der Vergangenheit immer wieder über 
ein Freihandelsabkommen diskutiert; 
zur Aufnahme formaler Verhandlun-
gen hat es bisher allerdings nicht ge-
reicht. Warum gerade jetzt damit be-
gonnen wird, hat zumindest drei wich-
tige Gründe.
• Nach einer Periode intensiver Nut-

zung fi skal- und geldpolitischer 
Maßnahmen zur Ankurbelung des 
Wachstums auf beiden Seiten des 
Atlantiks hat sich Ernüchterung 
über deren langfristige Wirksam-
keit breitgemacht. Strukturreformen 
stehen deshalb nun verstärkt auf 
der Agenda.

• Die transatlantische Volkswirtschaft 
hat in den letzten Jahren massiv 
an weltwirtschaftlicher Bedeutung 
verloren: 2003 summierten sich die 
Anteile von EU und USA noch auf 
etwa 60 % des Bruttoweltprodukts 
(in laufenden US Dollars). Dieser 
Anteil ist mittlerweile auf etwa 45 % 
abgestürzt. Dieser dramatische Be-
deutungsverlust soll durch die Ini-
tiative aufgehalten werden.

• Der Königsweg der Handelspoli-
tik, im Rahmen multilateraler Ver-
handlungen die Handelskosten und 
Investitionsbedingungen mit allen 
Partnerländern gleichermaßen zu 
verbessern, hat sich zunehmend als 

Gabriel Felbermayr
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jene Sektoren und Güter spezialisiert, 
die sie besonders gut herstellen kann – 
damals vor allem Tuch – dann steigt 
die gesamtwirtschaftliche Produktivi-
tät. Damit ist ein zentraler Zielkonfl ikt 
beschrieben, der auch heute noch exis-
tiert: Die Beseitigung von Protektionis-
mus erhöht das Gesamteinkommen ei-
ner Volkswirtschaft, schafft aber auch 
Gewinner und Verlierer.

Seit Ricardo hat sich die Volkswirt-
schaftslehre ohne Unterbrechung mit 
der Frage der Vorteilhaftigkeit interna-
tionalen Handels beschäftigt. Zunächst 
vor allem theoretisch, heute sehr stark 
auch empirisch. Handel ermöglicht ne-
ben den oben genannten Spezialisie-
rungsgewinnen
• die bessere Ausnutzung von Grö-

ßenvorteilen in der Produktion,
• die Verminderung von Marktmacht 

durch eine Erhöhung der Anzahl 
der Anbieter,

• eine größere Produktvielfalt.

Mit funktionierendem Wettbewerb auf 
Arbeits- und Produktmärkten werden 
diese Vorteile an Arbeitnehmer und 
Konsumenten weitergegeben. Handel 
kann die Effekte von unvollständigen 
Märkten oder von Marktmacht verstär-

ken oder abschwächen. Es gibt zum 
Beispiel starke Evidenz dafür, dass der 
transatlantische Handel im 19. Jahr-
hundert zur Ausrottung des amerika-
nischen Bisons beigetragen hat (Tay-
lor, 2011). Andererseits ist das Zulassen 
ausländischer Konkurrenz wohl das ef-
fi zienteste Mittel, die Macht nationaler 
Monopole zu beschränken.

Die moderne empirische Forschung 
zeigt, dass das Absinken von Handels-
kosten die Wohlfahrt tatsächlich deut-
lich erhöht hat. Costinot und Rod-
riguez-Clare (2014) berechnen etwa, 
dass das durchschnittliche Prokopf-
einkommen in Deutschland um etwa 
die Hälfte niedriger läge, wenn das 
Land seinen Zugang zu internatio-
nalen Märkten verlieren würde. Öko-
nometrische Studien bestätigen diese 
Simulationsergebnisse, jedenfalls im 
Durchschnitt großer Länderquerschnit-
te; siehe zum Beispiel Felbermayr und 
Gröschl (2013). Die Senkung der Han-
delskosten wird u. a. erreicht durch
• die Eliminierung von Zöllen oder
• die Beseitigung von administrati-

ven Barrieren oder durch
• technologische Neuerungen im 

Transport- und Logistikwesen.

eine wesentliche Erklärung liegt in der 
Höhe der noch vorliegenden Handels-
kosten. Zur Erklärung des „fehlenden 
Handels“ müssten diese zwischen 33 
und 45 % des Produktionswertes ge-
handelter Waren ausmachen (siehe Fel-
bermayr et al. 2014).

Gelingt es also, die Handelskosten 
abzusenken, sollte die Zunahme des 
Handels Wohlfahrtsgewinne möglich 
machen. Dies scheint realistisch, weil 
die Erfahrung mit existierenden Han-
delsabkommen im Durchschnitt sehr 

gut ist. Es gibt mittlerweile tausende 
Schätzungen der handelsschaffenden 
Effekte von bilateralen Freihandelsab-
kommen, von denen es mehr als 300 
aktive gibt. Die ökonometrische Evi-
denz zeigt, dass die Handelskosten-
effekte dieser Abkommen erheblich 
sind. In den neuesten Studien wird von 
einer Reduktion der Handelskosten von 
etwa 16 % ausgegangen. Da die Zölle 
im Weltdurchschnitt bei etwa 4 % lie-
gen, sind drei Viertel der Kostenreduk-
tion auf die Beseitigung nicht-tarifärer 
Barrieren zurückzuführen. Damit sind 
z. B. quantitative Einfuhr- oder Aus-
fuhrbeschränkungen, bürokratische 
Vorschriften, divergierende Regulie-
rungspraktiken gemeint, welche die 
ausländischen Anbieter benachteiligen 
und deren Absenkung auch in dem vor-
geschlagenen TTIP im Mittelpunkt 
steht. Durch ein Handelsabkommen 
könnten die Handelskosten also um et-
wa ein Drittel bis zu einer Hälfte ab-
gesenkt werden.

 Die Steigerung des 
Handels durch Senkung 
der Handelskosten 
ermöglicht 
Wohlfahrtsgewinne

Handelskosten über den Atlantik

Eine zentrale Frage ist also, ob im trans-
atlantischen Verhältnis – nach insge-
samt 8 Runden multilateraler Handels-
liberalisierung im Rahmen von GATT 
und WTO – überhaupt noch wesentli-
che Handelsbarrieren vorliegen. Dies 
wird manchmal mit Verweis auf nied-
rige Zölle und hohe Handelsvolumi-
na angezweifelt. Die Zölle liegen im 
Durchschnitt etwa bei 3 %, der Han-
del von Gütern und Dienstleistungen 
zwischen EU und USA betrug im Jahr 
2012 etwa 1.000 Milliarden US Dollar. 
Was dem Beobachter als riesenhafte 
Zahl erscheinen mag, ist allerdings im 
Vergleich zur Weltwertschöpfung von 
etwa 72.000 Milliarden US Dollar ei-
ne überraschend kleine Zahl: Obwohl 

die EU und die USA gemeinsam etwa 
45 % der Weltwertschöpfung auf sich 
vereinen, beträgt der Handel nur etwa 
1,4 % dieser Bezugsgröße. Gäbe es kei-
ne Handelskosten, so sollte die EU Gü-
ter und Dienstleistungen aus den USA 
in jenem Verhältnis nachfragen, der 
dem Anteil der USA an der Weltgü-
terproduktion entspricht (etwa 22 %). 
Umgekehrt sollte die USA in jenem 
Ausmaß Güter und Dienstleistungen 
an die EU liefern, das dem Anteil der 
EU an der Weltnachfrage (etwa 23 %) 
entspricht. Mithin ergibt sich ein theo-
retischer Handel von circa 10,3 % des 
Welt-BIP. Das theoretische Potential er-
scheint also nur zu etwa 13 % ausgelas-
tet. Es gibt viele Gründe hierfür, aber 
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Neben der reichhaltigen empirischen 
Forschung zur Wirkung von Freihan-
delsabkommen gibt es eine ältere und 
ebenso umfassende theoretische Litera-
tur. Diese ist auf Viner (1950) zurück-
zuführen, der die Entstehung der Euro-
päischen Zollunion zum Anlass nahm, 
zu zeigen, dass der Abschluss regiona-
ler Abkommen immer nur eine zweit-
beste Politik darstellt. Die Welt, und 
unter Umständen auch die Partner in 
einem regionalen Abkommen, wären 
besser gestellt, würden die Zölle und 
Handelsbarrieren nicht nur innerhalb 
einer abgegrenzten Gruppe von Län-
dern, sondern weltweit abgesenkt. Das 
Problem besteht darin, dass präferen-
tielle Handelsliberalisierung zu schäd-
licher Handelsumlenkung führt: Statt 
eine Ware aus einem eigentlich bil-
ligeren Drittland nachzufragen, lenkt 
der diskriminierende Abbau der Zölle 
die Nachfrage eines Landes zu einem 
Partnerland um, das höhere Produkti-
onskosten hat. Gleichzeitig verliert das 
Land aber seine Zolleinnahmen und 
kann dadurch schlechter gestellt wer-
den. In jedem Fall schlechter gestellt 
ist das Drittland.

Viner (1950) hat sich auf die prä-
ferentielle Eliminierung von Zöllen 
konzentriert. In TTIP geht es allerdings, 
wie bereits betont, vorrangig um den 
Abbau nicht-tarifärer Barrieren. Dies 
führt genauso zu Handelsumlenkung; 

weil aber keine Zolleinnahmen im Spiel 
sind, kann es innerhalb des Abkom-
mens zu keinen Verlusten kommen. 
Zölle verteilen vorrangig Einkommen 
um (von Konsumenten zum Staat); 
nicht-tarifäre Barrieren stellen hinge-
gen echte Ressourcenverschwendung 
dar. Daher führt ihre Absenkung zu 
höheren Wohlfahrtsgewinnen als die 
Eliminierung von gleich hohen Zöllen 
und ein Verlust bei den Partnerländern 
ist nicht zu erwarten. Drittländer aber 
werden weiterhin durch Handelsum-
lenkungseffekte schlechter gestellt. Al-
lerdings werden diese negativen Effek-

te kompensiert durch einen Einkom-
menseffekt in den Partnerländern: 
Wenn diese reicher werden, fragen sie 
auch mehr Produkte aus Drittstaaten 
nach. Welcher Effekt überwiegt, ist ei-
ne empirische Frage.

Es gibt mittlerweile eine Reihe von 
Simulationsstudien, die sich mit teils 
sehr unterschiedlichen Methoden an 
die Quantifi zierung der Handel- und 
Wohlfahrtseffekte eines TTIP wagen. 
An dieser Stelle soll der Ansatz von 
Felbermayr et al. (2014) in den Vor-
dergrund gerückt werden, weil er auf 

 Drittländer werden durch 
die erwarteten Handels-
umlenkungs effekte 
schlechter gestellt

die Erfahrung mit bereits existierenden 
Abkommen abstellt, und somit keiner 
notwendigerweise arbiträren Einschät-
zung der konkreten Möglichkeiten im 
Verhältnis EU-USA bedarf. Alternati-
ve Ansätze, wie jener von Egger et al. 
(2014) kommen auf ähnliche qualita-
tive Ergebnisse.

Handelseffekte eines TTIP

Ein transatlantisches Abkommen 
würde den Handel zwischen der EU 
und den USA im Durchschnitt um et-
wa 80 % erhöhen. Gleichzeitig würde, 
aufgrund von Handelsumlenkungsef-
fekten, der Handel der EU mit anderen 
Staaten im Durchschnitt sinken, teil-
weise deutlich. Auch der Handel in-
nerhalb der EU würde fallen, in man-
chen bilateralen Verhältnissen um bis 
zu 30 %. Dies hat damit zu tun, dass 
die EU ja selbst eine Zollunion ist, und 
dass die präferentiellen Vorteile zum 
Beispiel Frankreichs in Deutschland 
erodieren, indem genau ähnliche Vor-
teile auch amerikanischen Unterneh-
men gewährt werden. Französische Fir-
men fi nden den Wettbewerb in Deutsch-
land dann härter und verlieren hier 
Marktanteile. Dies wird dadurch kom-
pensiert, dass sie in den USA Markt-
anteile hinzugewinnen, und zwar auf 
Kosten von Unternehmen aus den USA 
und aus Drittstaaten. Dieser als „pre-
ference erosion“ bekannte Effekt führt 

Das Problem mit präferentieller Handelsliberalisierung
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auch dazu, dass Kanada und Mexiko 
in den USA Marktanteile verlieren wer-
den, weil sie ihre Vorteile aus dem 
Nordamerikanischen Freihandelsab-
kommen nun mit europäischen Län-
dern teilen müssen, gleichzeitig aber 
durch das TTIP keinen besseren Zu-
gang zum Markt der EU bekommen.

Wie stark die Handelsumlenkungs-
effekte für ein Drittland ausfallen, 
hängt von einer Vielzahl von Fakto-
ren ab. Besonders wichtig sind die re-
lative Rolle von EU und USA als Ab-
satzmarkt und die Ähnlichkeit der Ex-
portstrukturen von EU bzw. USA mit 
jenen des Drittlandes. Weil weder in 
den USA noch in der EU eine nennens-
werte Textilindustrie besteht, sind An-
bieter beispielsweise aus Bangladesch 
oder Vietnam nur schwach betroffen 
und könnten durch höheres Wachstum 
in den USA und der EU profi tieren. 
Wenn aber die EU in der Zukunft ver-
stärkt Hühnerfl eisch oder Sojabohnen 
aus den USA bezieht, könnten Anbieter 
beispielsweise aus Brasilien verlieren.

Wohlfahrtseffekte eines TTIP

Für die Wohlfahrtswirkung des Ab-
kommens ist entscheidend, ob der Han-
del eines Landes, gemessen an seinem 
Bruttoinlandsprodukt, steigt oder fällt. 
Hier gilt es drei Ländergruppen zu un-
terscheiden:
• Die 29 Mitgliedsstaaten (28 EU Mit-

glieder und die USA) des TTIP. Die-
se können einen Zuwachs ihres Of-
fenheitsgrades erwarten, und damit 
einhergehend eine Steigerung des 
realen Prokopfeinkommens (der 
Kaufkraft einer Arbeitsstunde).

• Länder, die zwar nicht zu TTIP ge-
hören, bei denen aber die Handels-
umlenkungseffekte durch Einkom-

 Der verstärkte 
transatlantische 
Freihandel führt zu einem 
verringerten Handel 
innerhalb der EU

menseffekte in den USA oder der 
EU überkompensiert werden, so dass 
sie ebenfalls ihre Offenheit steigern 
und mithin profi tieren.

• Länder, die nicht zu TTIP gehören 
und bei denen die negativen Han-
delsumlenkungseffekte überwiegen, 
und welche durch TTIP schlechter 
gestellt werden.

Die Studie von Felbermayr et al. (2014) 
fi ndet für alle EU Mitgliedsstaaten und 
für die USA positive Effekte, aber die 
Heterogenität ist relativ hoch. Im be-
vorzugten Szenario gewinnt Belgien 
2,3 % (verglichen mit dem Status Quo 
des Jahres 2012), während das Ver-
einigte Königreich einen Zuwachs des 
Prokopfeinkommens von 5,1 % ver-
zeichnen könnte. Dies hat damit zu tun, 
dass Belgien bereits eine extrem offene 
Volkswirtschaft ist – der Güterhandel 
macht dort beinahe 92 % des BIP aus – 
aber vergleichsweise wenig Handel mit 
den USA treibt. Das Vereinigte König-
reich hingegen ist mit 23 % wesentlich 
weniger offen, und der Handel mit den 
USA ist relativ bedeutender. Ähnlich 
liegen die Dinge in den Ländern Skan-
dinaviens, aber auch im Süden Euro-
pas, vor allem in Spanien. Deutschland 
würde gemäß der Modellsimulation ei-
nen Zugewinn von etwa 3,5 % erwar-
ten können, was leicht unter dem EU 
Durchschnitt von 3,9 % liegt. Die sta-
tistische Analyse zeigt, dass EU Länder 
mit einem im Jahr 2012 relativ gerin-
geren Prokopfeinkommen von einem 
TTIP im Durchschnitt etwas stärker 
profi tieren könnten als die reicheren 
Mitglieder der EU. Das deshalb, weil die 
reicheren Länder eben bereits jetzt of-
fener sind. Die USA würde mit 4,9 % et-
was stärker profi tieren als die EU. Hier 
ist wesentlich, dass aufgrund der nied-
rigen internen Handelsbarrieren inner-
halb der USA dort weniger schädliche 
Handelsumlenkung stattfi ndet als in-
nerhalb der EU, in der Handelsbarrieren 
noch immer eine gewisse Rolle spielen.

Die meisten Drittstaaten würden 
durch ein TTIP verlieren. Zwar hält sich 
der durchschnittliche Verlust von 0,9 % 

in Grenzen, vor allem, wenn man die-
sen mit den Wachstumsraten der letz-
ten Jahre vergleicht. Aber auch hier 
ist ein hoher Grad von Heterogenität 
festzustellen: Staaten, die mit den USA 
oder mit der EU Handelsabkommen un-
terhalten, oder die durch das sogenann-
te Generalized System of Preferences 
bevorzugten Zugang zu den Märkten 
der EU oder US haben, verlieren teil-
weise stark. Mexiko würde eine Einbu-
ße von etwa 2,6 %, die Türkei von et-
wa 1,6 %, und die Elfenbeinküste von 
1,8 % hinnehmen müssen. Länder, die 
vor allem Ressourcen exportieren, wie 
zum Beispiel Brasilien oder Russland 
oder Länder, die stark in die globa-
len Produktionsnetzwerke eingebun-
den sind, wie zum Beispiel Südkorea, 
China oder Japan verlieren zwischen 
0,5 und 1,0 %. Es gibt aber auch eine 
Reihe von Drittstaaten, die von TTIP 
profi tieren: Dies sind sehr offene und 
meist sehr kleine Länder wie Brunei, 
Laos oder Bangladesch, deren Export-
struktur sich von jeder der transatlan-
tischen Volkswirtschaften stark unter-
scheidet.

Schadet ein TTIP den 
Entwicklungsländern?

Die Resultate der oben zitierten Stu-
die zeigen, dass ein TTIP den Entwick-
lungsländern vermutlich nicht nutzt. 

Gabriel Felbermayr (*1976), Prof. 
Ph.D, seit 2011 Professor für Volkswirt-
schaftslehre, insb. Außenwirtschaft an 
der Volkswirtschaftlichen Fakultät der 
LMU München; seit 2010 Leiter des ifo 
Zentrums für Außenwirtschaft. Für 
weitere Informationen zu aktuellen 
Forschungsprojekten und Publikatio-
nen siehe: www.ah.vwl.uni-muenchen.
de/index.html und http://www.cesifo-
group.de/de/ifoHome/ CESifo-Group/
ifo/ifo-Mitarbeiter/cvifo-felbermayr_g.
html.
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Bei gegenwärtig relativ hohen jähr-
lichen Wachstumsraten sind die Ver-
luste aber keineswegs bedrohlich. Au-
ßerdem sind sie nicht zwingend. Die 
berichteten Effekte sind Ergebnisse ei-
ner komparativ statischen Analyse, in 
der unterstellt wird, dass sich außer 
der Einführung des TTIP nichts in der 
Weltwirtschaft ändert. In der Realität 
gibt es aber auch in der Gruppe der 
Schwellen- und Entwicklungsländer 
eine Reihe von wichtigen regionalpo-
litischen Initiativen, wie zum Beispiel 
die Gründung der Allianza del Pacifi -
co in Südamerika oder die Schaffung 
einer großen asiatischen Freihandels-
zone, dem Regional and Comprehen-
sive Economic Partnership (RCEP) Ab-
kommen. Außerdem können die Länder 
durch eine Absenkung der multilate-

ralen Handelsbarrieren (Bali Prozess) 
die negativen Effekte eines TTIP redu-
zieren. In der Tat könnte das TTIP den 
Anstoß für diese Initiativen darstellen.

Die negativen Effekte für eine Viel-
zahl armer Länder können überdies 
auch durch geeignete Weichenstellun-
gen in den Verhandlungen abgebmil-
dert werden. Es ist denkbar, dass ein 
TTIP die Kosten der transatlantischen 
regulatorischen Differenzen durch die 
gegenseitige Anerkennung von Stan-
dards absenkt, und die Drittländer da-
durch profi tieren. Dies setzt allerdings 

voraus, dass die EU und die USA Pro-
dukte aus Drittstaaten zulassen, die 
den Standards entweder der EU oder 
der USA entsprechen. In welchem Aus-
maß regulatorische Kooperation zwi-
schen EU und USA Drittstaaten dis-
kriminiert, wird vor allem durch die 
Detailregelungen im Vertragswerk be-
einfl usst werden. Hier ist zu fordern, 
dass die Verhandler frühzeitig die Fol-
gen für Drittstaaten einbeziehen. Die 
Modellrechnungen von Felbermayr et 
el. (2014) zeigen, dass sich dies auch 
für die EU und die USA rechnen könn-
te: Gelingt es, die Drittstaaten von der 
regulatorischen Kooperation zumindest 
teilweise profi tieren zu lassen, könn-
te dies zum Vorteil sowohl der Propo-
nenten eines TTIP als auch der Dritt-
staaten gereichen.

 Die Auswirkungen auf 
Drittstaaten sollten bereits 
bei der Formulierung 
der TTIP-Reglungen 
berücksichtigt werden

 Das Abstrakte und das Konkrete
TTIP aus der Sicht einer Business Metaphysics

Das Forschungsprogramm, welches hier mit dem Aushängeschild „Business Metaphy-
sics“ überschrieben ist, befasst sich mit der Frage, wie die wirkliche Welt der Wirt-
schaft funktioniert: „how the business world works (in principle)“. Mein Beitrag ver-
weist insbesondere auf einen folgenschweren Fehler, den die „(Business) Metaphysics“ 
herausarbeitet: den „Trugschluss der unzutreffenden Konkretheit“. Er besteht darin, 
das Abstrakte mit dem Konkreten zu verwechseln. Die erbitterten Kontroversen, die 
derzeit um das TTIP ausgetragen werden, haben ihre Ursache auch – nicht nur, aber 
auch – in der Nichtbeachtung dieses metaphysischen Unterschieds. Daher werde ich 
in diesem Beitrag die These vertreten, dass die von der „(Business) Metaphysics“ stark 
gemachte Unterscheidung zwischen dem Abstrakten und dem Konkreten unverzicht-
bar ist, um im Hinblick auf mögliche TTIPs zu adäquaten Entscheidungen zu kommen.

Das seit 2013 verhandelte trans-
atlantische Freihandelsabkommen 

zwischen der EU und den USA – kurz 
„TTIP“ („Transatlantic Trade and In-
vestment Partnership“) – ist ein durch 
und durch pragmatisches, von handfes-
ten wirtschaftlichen Interessen gepräg-

tes Thema des tagesaktuellen Politik. 
Wenn nun jemand etwas zum TTIP aus 
der Sicht einer „Business Metaphysics“ 
schreibt, werden sich die meisten Zeit-
genossen etwas verwundert die Augen 
reiben und fragen: „Was zum Teufel hat 
denn eine – vermutlich philosophisch 

reichlich abgedrehte – ‚Metaphysik‘ mit 
einem so handfesten Thema wie dem 
TTIP zu schaffen?“ 

Demgegenüber werde ich in diesem 
Artikel die These vertreten, dass die er-
bitterten Kämpfe, die derzeit zum TTIP 
ausgefochten werden, auch – nicht nur, 

Michael 
Schramm 
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auch hier bei einzelnen Kritikpunkten 
etwas hinter die Kulissen schauen: Die 
USA „lösen“ das Problem der Bakteri-
enbildung in der Massen-Tierproduk-
tion mit der Chlor-Desinfi zierung, die 
Euroäer pumpen die Hühnchen vorher 
mit Antibiotika voll. Gleichwohl – bei 
weitem nicht alle Kritikpunkte lassen 
sich einfach vom Tisch wischen.

1 Peirce (1960), CP 1.129 (Übers.: M. S.)
2 Die Zahlen fi nden sich in den Tabellen 16 bis 18 in der EU-Studie von Francois (2013), 

S. 45–48. Dass De Gucht die Zahlen seiner eigenen Studie nicht kannte, dokumentiert ei-
ne Szene in Otto/Stuchlik (2014), ab 15:00 Min. Die in dem Monitor-Beitrag genannte 
Zahl von 0,49 % bezieht sich auf das „Household disposable income“ (vgl. Francois 2013, 
S. 48, Table 18). Als Veränderung des GDP der EU bis 2027 wird dort die Zahl von 0,48 % 
angegeben (S. 46).

3 Alternative Trade Mandate (2012).
4 Vgl. Felbermayr/Larch/Flach/Yalcin/Benz (2013); Felbermayr/Heid/Lehwald (2013).
5 Felbermayr (2014b).

Ein Streit „hinter“ dem TTIP: 
Für oder gegen das Wettbewerbssystem des Marktes

Ich neige zu der Vermutung, dass zu-
mindest teilweise „hinter“ dem offen-
sichtlichen Streit um das TTIP eine viel 
prinzipiellere Frage debattiert wird.

(1) Denn über die eben genannten 
einzelnen Problempunkte hinaus set-
zen manche TTIP-Gegner auch zu ei-
nem Generalangriff auf Handel und 
Märkte an. So fordert etwa das „Al-
ternative Trade Mandate“ (ATM), ein 
Zusammenschluss verschiedener Han-
delsaktivisten aus Europa (etwa 80 
Organisationen, darunter etwa Attac 
und Oxfam), ein Ende der „Logik der 
Wettbewerbsfähigkeit“: Die derzeiti-
ge „Handels- und Investitionspolitik, 
die im Wesentlichen von der Logik der 
Wettbewerbsfähigkeit beherrscht wird, 
fördert Ungleichheit und Ausbeutung 
[…]. Die europäische Handelspolitik 
muss grundlegend demokratisiert wer-
den“; es bedürfe einer Handelspolitik 
jenseits von „Wettbewerb und Gewinn-
maximierung“3. Dieser Generalangriff 
auf das Marktsystem würde – wie ich 
weiter unten noch begründen werde – 
das Kind mit dem Bade ausschütten.

(2) Auch auf der Seite der TTIP-Be-
fürworter wird diagnostiziert, dass die 

TTIP-Kontroversen einen tieferen Kern 
haben, der den globalisierten Kapita-
lismus betrifft. Ich zitiere exemplarisch 
den Ökonomen Gabriel Felbermayr, 
den Verfasser der beiden wichtigsten 
deutschen Studien4 zu den volkswirt-
schaftlichen Effekten des TTIP: „Man 
sieht auch, dass TTIP eine Plattform 
geworden ist für alle möglichen Grup-
pen, von den Globalisierungsgegnern 
zu den Antikapitalisten“5. So ist es. 
Umgekehrt kann man aber auch sa-
gen, dass es den meisten Befürwortern 
des TTIP, darunter auch Felbermayr, 
spiegelbildlich um ein Votum für den 
Kapitalismus und die Globalisierung, 
also für das kapitalistische Markt- und 
Wettbewerbssystem und den entspre-
chenden Freihandel geht.

Auf jeden Fall zeigt sich: Hinter der 
„Oberfl äche“ der konkreten TTIP-Ver-
handlungen gibt es zumindest für ei-
nen relevanten Teil der Diskutanten ei-
ne grundsätzlichere Agenda, nämlich 
einen prinzipiellen Streit um Für und 
Wider des kapitalistischen Markt- und 
Wettbewerbssystems selber. Was aber 
hat das mit der angekündigten „Meta-
physik“ zu tun?

aber auch, und nicht zuletzt – tiefere 
Ursachen haben, nämlich Ursachen 
metaphysischer Art. Die These dieses 
Aufsatzes lässt sich daher mit dem Phi-
losophen Charles Sanders Peirce auch 
folgendermaßen formulieren: „Jeder 
von uns Menschen hat eine Metaphy-
sik und muss eine haben […]. Es ist da-
her viel besser, wenn diese Metaphysik 
kritisiert wird und es ihr nicht erlaubt 
wird, ungebunden herumzugeistern.“1 
Eine solche konstruktiv-kritische Dis-
kussion metaphysischer Hintergrund-
vorstellungen von Aktivisten und Öko-
nomen möchte ich im Folgenden ver-
suchen und auf die Debatten um das 
TTIP anwenden.

Das TTIP im Widerstreit

Das TTIP steht im erbitterten Wider-
streit der Meinungen:

(1) Auf der einen Seite sind da zum 
Beispiel Politiker (etwa Angela Merkel 
oder Karel De Gucht), die das kommen-
de Freihandelsabkommen mit meist 
recht vollmundig vorgetragenen Ver-
sprechungen befürworten. Schaut man 
jedoch etwas hinter die Kulisse der 
hochtrabenden Ankündigungen, so 
schrumpfen die versprochenen Seg-
nungen auf recht überschaubare Grö-
ßen zusammen: Die von De Gucht sel-
ber in Auftrag gegebene Studie der EU 
weist im optimistischen Szenario ein 
Wachstumsplus von gerade einmal 
0,048 % pro Jahr aus.2 Gleichwohl – 
auch wenn die Zahlen recht überschau-
bar sind, wäre natürlich in der Tat auch 
ein jährliches Wachstum von 0,048 % 
ein zu begrüßendes Wachstum.

(2) Laut TTIP-Gegnern hingegen 
werde das TTIP Verbraucherschutz, 
Rechtsstaat und Demokratie zur Stre-
cke bringen. Konkret werden folgende 
Kritikpunkte vorgebracht (hier nur in 
Stichworten): „Hormonfl eisch“, „Chlor-
Hühnchen“, „Gen-Food“ (und „super-
weeds“), „Chemo-Plastik“ (Polycarbo-
nat), europäisches „Vorsorgeprinzip“ 
vs. Amerikanisches „Nachweisprin-
zip“, umweltzerstörendes „Fracking“ 

und nicht zuletzt der „Investoren-
schutz“ („Investor-state dispute settle-
ment“, ISDS). 

Viele dieser Kritikpunkte sind mei-
nes Erachtens äußerst ernst zu nehmen. 
Wozu wir etwa in entwickelten Rechts-
staaten wie Deutschland solche privaten 
Schiedsgerichte brauchen, bleibt völ-
lig unerfi ndlich. Allerdings muss man 
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Sache. Aber zugleich muss man sagen: 
Der U-Bahn-Plan ist nicht die wirkliche 
U-Bahn. Dieser Unterschied wurde dem 
Ökonomen John Kay in einem selbst er-
lebten Fall eindrücklich demonstriert.11 
Und zwar wollte er Freunde in Lon-
don besuchen und wusste, dass die der 
Wohnung nächstgelegene U-Bahn-Hal-
testelle „Lancaster Gate“ war. Als er mit 
dem Zug im Londoner Bahnhof „Pad-

dington Station“ ankam, schaute er auf 
die Londoner „Tube Map“ (Abb. 1) und 
stellte fest, dass er am besten erst die 
„Tube“ nach „Notting Hill Gate“ neh-
men, dort umsteigen und dann weiter 
nach „Lancaster Gate“ fahren sollte. 
Von dort aus war es dann nur noch ein 
kleines Stück zu Fuß bis zur Wohnung 
der Freunde in „Hyde Park Gardens“.

„Metaphysik“ und der „Trugschluss der unzutreffenden 
Konkretheit“

Das Wort „Metaphysik“ hat im deutsch-
sprachigen Raum eine eher fragwürdi-
ge Reputation. Allüberall geistert die 
Proklamation des Projektleiters der 
Moderne, Jürgen Habermas, von einem 
„nachmetaphysischen Denken“ herum. 
Das ist m. E. ein Fehler. Der Wissen-
schaftstheoretiker Karl R. Popper hat 
demgegenüber zutreffend festgestellt: 
„[M]etaphysische Hypothesen sind zu-
mindest auf zweierlei Art für die Wis-
senschaft wichtig. Erstens brauchen wir 
metaphysische Hypothesen für ein all-
gemeines Weltbild. Zweitens werden 
wir beim praktischen Vorbereiten unse-
res Forschens von dem geleitet, was ich 
‚metaphysische Forschungsprogram-
me‘ genannt habe.“6 Die „Metaphysik“ 
nun dreht sich – kurz gesagt – um das 
ganz grundsätzliche Problem, „wie die 
Welt (im Prinzip) funktioniert“, „how 
the world works (in general)“.7

Ich kann hier aus Platzgründen auf 
das Thema „Metaphysik“ nicht im De-
tail eingehen8 und möchte daher nur 
einen Aspekt der Frage, „wie die Welt 
(im Prinzip) funktioniert“, herausgrei-
fen, und zwar einen Aspekt, den ich 
im Hinblick auf die TTIP-Diskussionen 
als nützlich erachte. Es geht um einen 
Fehler, den der Prozessphilosoph Alfred 
North Whitehead als den „Trugschluss 
der unzutreffenden Konkretheit“ („Fal-
lacy of Misplaced Concreteness“) be-
zeichnet hat: „[E]s handelt sich […] um 
den […] Fehler, das Abstrakte mit dem 
Konkreten zu verwechseln.“9 

Um zu illustrieren, wie dieser Fehl-
schluss in Bezug auf die Frage, „wie 
die Welt (im Prinzip) funktioniert“, aus-
sieht, greife ich folgendes schlichte Bei-
spiel heraus: Die Verkehrsregel „Stop 
bei Rot!“ ist als solche noch abstrakt. 
Sie gewinnt erst und nur dann konkre-
te Wirklichkeit, wenn sich die Leute in 
ihrem konkreten Verhalten tatsächlich 
daran halten, wenn sie sich das Ste-
henbleiben tatsächlich zur Gewohnheit 
machen. Das ist jedoch nicht immer 

der Fall: Da bleiben manche tatsäch-
lich stehen; andere übersehen das Rot, 
weil sie gerade träumen; wieder andere 
ignorieren es wissentlich, weil ihr Ei-
gennutzinteresse, jetzt schnell von A 
nach B zu kommen, in der Situation 
überwiegt. Hat man aber nur die ab-
strakte Spielregel im Blick, so hat man 
vom Rest der vielen konkreten Dinge, 
die faktisch auch eine Rolle spielen in 
der Welt, wie sie wirklich funktioniert, 
eben „ab-strahiert“. Die konkrete Wirk-
lichkeit an der roten Ampel sieht an-
ders aus als die (an sich) nur virtuelle 
oder abstrakte Verkehrsregel „Stop bei 
Rot!“ Daher sagt Whitehead: „Soweit 
die ausgeschlossenen Dinge […] wich-
tig sind, bleiben unsere [abstrahierten] 
Denkweisen unangemessen.“10 

Ein weiteres Beispiel: Ein U-Bahn-
Plan ist normalerweise eine nützliche 

6 Popper in: Popper/Eccles (1977/1987), S. 524.
7 Demgegenüber klären die ausdifferenzierten Einzelwissenschaften (Natur- oder So-

zialwissenschaften) „wie die Welt (im Detail) funktioniert“, „how the world works (in de-
tail)“.

8 Ich bin der Überzeugung, dass die vielversprechendste Metaphysik für das 21. Jahr-
hunderts eine „Prozess-Metaphysik“ („Process Metaphysics“) in der Tradition des Prozess-
philosophen Alfred North Whitehead ist. Zu meinem Forschungsprogramm einer „Business 
Metaphysics“ vgl. mittlerweile Schramm (2014a), Schramm (2014b), Schramm (2014c).

9 Whitehead (1925/1984), S. 66.
10 Whitehead (1925/1984), S. 75
11 Vgl. Kay (2010/2011), S. 121 f.

Abb. 1: „Tube Map“ (London). Eigene Darstellung (vgl. Kay 2010/2011, S. 122)

 Abstraktes Denken bleibt 
unangemessen, wenn 
es wichtige konkrete 
Einzelheiten ausblendet
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Aber als er dort ankam, amüsier-
ten sich die Partygäste sehr über sei-
nen Anfahrtsweg. Denn was auf der 
„ Tube Map“ (Abb. 1) wie eine zielstre-
bige Fahrtroute aussah, war in Wirk-
lichkeit ein beträchtlicher Umweg 
(siehe Abb. 2). 

Was aber nicht einmal die Abb. 2 
zeigt, ist die Tatsache, dass er auch di-
rekt zu Fuß hätte laufen können und 
dafür laut Google Maps nur 8 Minuten 
gebraucht hätte. All diese Merkmale der 
wirklichen Welt bleiben aber in abstra-
hierenden Karten unsichtbar. Es zeigt 
sich: Abstraktionen – wie ein Stadt-
plan oder eine „Tube Map“ – können 
außerordentlich nützlich sein. Aber sie 
können – „soweit die ausgeschlossenen 
Dinge wichtig sind“ (Whitehead) – auch 
suboptimale Ergebnisse produzieren, 
wenn die vereinfachenden Abstrak-
tionen der Wirklichkeit nicht hinrei-

chend angemessen sind und daher das 
Problem verfehlen. Jedenfalls darf man 
das Abstrakte nicht mit dem Konkreten 
(der Wirklichkeit) verwechseln.

Nun hat Alfred N. Whitehead ange-
sichts des „Fallacy of Misplaced Con-
creteness“ die These vertreten, dass ge-
nau hier ein wichtiger Job von Philo-
sophie bzw. Metaphysik beginne: „Wir 
können nicht ohne Abstraktionen den-
ken; deshalb ist es von äußerster Wich-
tigkeit, unsere Abstraktionsweisen sehr 
sorgfältig zu überprüfen. Genau hier 
fi ndet die Philosophie ihren Platz als 
wesentlicher Beitrag zum gelunge-
nen gesellschaftlichen Fortschritt. Sie 
ist Kritik der Abstraktionen.“12 So be-
steht im Hinblick auf „den ‚Trugschluß 
der unzutreffenden Konkretheit‘ […] die 
Aufgabe der Metaphysik […] darin, die 
Anwendungsgrenzen solcher abstrak-
ter Begriffe zu bestimmen.“13

12 Whitehead (1925/1984), S. 75.
13 Whitehead (1929/1984), S. 184.
14 So kommt auch ein gutes Fußballspiel 

nur dann zustande, wenn sich die Fußballer 
in ihren konkreten Spielzügen von den an 
sich abstrakten Fußballregeln leiten lassen.

15 Hayek (1969).

Abb. 2: Wirkliche Entfernungen (London). Eigene Darstellung (vgl. Kay 
2010/2011, S. 122)

Das Abstrakte und das Konkrete im Rahmen einer 
„Business Metaphysics“

Mit der Unterscheidung zwischen dem 
„Abstrakten“ und dem „Konkreten“ in 
Bezug auf ökonomische Fragen neh-
me ich folgende Differenzierung vor: 

Auf der Seite des Abstrakten (Ideellen, 
Konzeptionellen) ist da die zunächst 
abstrakte Idee des Marktsystems (von 
Adam Smith oder wem auch immer er-

funden), auf der Seite des Konkreten 
ist das wirkliche Geschehen, sind die 
konkreten Transaktionen vom simp-
len Einkauf an der Supermarktkasse 
bis hin zur Markteinführung des Apple 
iPhones im Jahr 2007. Konkrete Wirk-
lichkeit gewinnt das abstrakte Konzept 
des Marktsystems erst dann, wenn sich 
die wirklichen Menschen in ihren wirt-
schaftlichen Transaktionen nach die-
ser zunächst abstrakten Idee tatsäch-
lich richten und nach dessen Spiel-
regeln spielen – und sich nicht etwa 
durch Mord, Raub oder Betrug berei-
chern. (Für Fußballspiele gilt Ähnli-
ches.) Gleichwohl ist die Erfi ndung des 
abstrakten Marktsystems eine gesell-
schaftliche Errungenschaft ersten Ran-
ges. Denn dass es die Menschheit fer-
tig gebracht hat, den engen Rahmen 
der antiken Idee von „Hauswirtschaft“ 
(οἰκονομία) zu verlassen und sich ei-
nem (an sich) abstrakten Marktmecha-
nismus anzuvertrauen, sich also in den 
wirklichen Spielzügen oder Transaktio-
nen von den Spielregeln dieses (an sich) 
abstrakten Wirtschaftssystems (Markt-
wettbewerb) wenigstens partiell leiten 
zu lassen14, hat als „Entdeckungsver-
fahren“15 ein enormes Wirtschafts-
wachstum hervorgebracht – wie das 
in Abb. 3 eindrücklich gezeigt wird.

Umgekehrt jedoch darf man – um 
nicht dem „Trugschluß der unzutref-
fenden Konkretheit“ anheim zu fallen – 
jedoch auch nicht das abstrakte Modell 
des Wirtschaftssystems mit der konkre-
ten Wirklichkeit des Wirtschaftsgesche-
hens verwechseln. Denn die wirkliche 

 Ökonomen verwechseln 
gelegentlich die Schönheit 
abstrakter Modelle mit 
der eher vertrackten 
Wirklichkeit
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Welt der konkreten Transaktionen ist – 
ähnlich wie das bei der „Tube Map“ der 
Fall war – deutlich bunter und vielfäl-
tiger als die abstrakte Modellwelt der 
Ökonomik. So zeigt schon eine einfache 
Analyse eines schlichten Zahlungsvor-
gangs an der Supermarktkasse (min-
destens) folgende Dimensionen:
• Es handelt sich um einen ökonomi-

schen (Zahlungs)Vorgang.
• Er weist jedoch auch eine juristische 

Dimension auf (Strafbarkeit von La-
dendiebstahl).

• Schließlich zeigt sich aber auch 
eine ethische Dimension (morali-
sche Verpfl ichtung zum Bezahlen 
der Ware).

Während die abstrakte Modellwelt 
der Marktmechanik nur die ökonomi-
sche Kostendimension aufweist, ist die 
Wirklichkeit multidimensional, bun-
ter oder „more messy“. So hat auch 
der Nobelpreisträger Paul Krugman 
(2009) seiner Ökonomenzunft vorge-
worfen, sie verwechselten die „Schön-
heit“ (des abstrakten Modells) mit der 
„Wahrheit“ in Bezug auf die tatsäch-
liche und konkrete Wirklichkeit: „eco-
nomists will have to learn to live with 
messiness.“16

Abb. 3: Wachstum des Einkommens pro Person (Westeuropa & Nordamerika).
Eigene Darstellung (vgl. Clark 2007, S. 2)

16 Krugman (2009).
17 http://www.alternativetrademandate.

org/
18 Monitor (ARD 2014), ab 05:14 Min.

Die TTIP-Kontroverse im Licht der „Business Metaphysics“

Wenn wir nun den „Trugschluss der 
unzutreffenden Konkretheit“ im Rah-
men der „Business Metaphysics“ auf 
die kontroversen Positionen zum TTIP 
anwenden, so ergeben sich folgende 
Punkte:

(1) Diejenigen Gegner des TTIP, die 
nicht nur aufgrund einzelner Problem-
punkte dem geplanten Freihandelsab-
kommen kritisch gegenüber stehen, 
sondern die „kapitalistische“ „Wettbe-
werbslogik“ prinzipiell ablehnen, for-

dern – wie etwa das „Alternative Trade 
Mandate“ (ATM) – ein Ende der „Logik 
der Wettbewerbsfähigkeit“ überhaupt. 
Natürlich werden hier auch die konkre-
ten Einzelpunkte des TTIP angegriffen, 
etwa die Investitionsschutzklauseln17, 
doch wird dieser Kampf eben nicht nur 
mit Bedenken gegenüber Einzelpunk-
ten begründet, sondern auch mit ei-
ner grundsätzlichen Ablehnung eines 
auf der „Logik der Wettbewerbsfähig-
keit“ beruhenden Marktsystems. Es ist 

deutlich, dass hier nicht nur bestimmte 
Auswüchse des real existierenden Ka-
pitalismus – und davon gibt es auch 
meiner Meinung nach eine stattliche 
Anzahl – kritisiert werden, sondern dass 
hier die gesamte Idee des Marktes als ei-
nes Wettbewerbssystems grundsätzlich 
abgelehnt wird. Und das ist meines Er-
achtens ein Fehler, der so etwas wie eine 
umgekehrte Version des „Trugschlusses 
der unzutreffenden Konkretheit“ dar-
stellt: Man verwechselt die konkreten 
Missstände des real existierenden Ka-
pitalismus mit der abstrakten Idee des 
Marktes als eines Wettbewerbssystems. 
Denn trotz aller Probleme im Einzelnen 
hat diese Idee eines Wettbewerbssys-
tems diejenigen Regionen der Welt, die 
sie sich zu eigen gemacht haben, vom 
Hunger befreit (vgl. Abb. 3).

(2) Auf der Seite der grundsätzli-
chen Befürworter von Freihandelsab-
kommen befi nden sich unter anderem 

auch Ökonomen, die mit einem wis-
senschaftsmethodologisch refl ektierten 
Instrumentarium an die Sache heran-
gehen. In Bezug auf das TTIP ist der 
derzeit wichtigste Ökonom der Außen-
wirtschaftler Gabriel Felbermayr (frü-
her Uni Hohenheim, jetzt ifo-Institut). 
Zunächst: Auch Felbermayr kritisiert 
durchaus die allzu vollmundigen Ver-
sprechen der Politik: „Werfen Sie dem 
Bundesministerium ruhig vor, dass die 
Informationspolitik nicht so ausbalan-
ciert ist, wie sie hätte sein können. Das 
können Sie auch der Kommission vor-
werfen. Da würde ich sagen: ja, hinter 
einem solchen Vorwurf steckt etwas.“18 

Vor dem Hintergrund des „Trug-
schlusses der unzutreffenden Konkret-

 Oft werden Missstände 
des real existierenden 
Kapitalismus mit der 
abstrakten Idee des 
Marktes gleichgesetzt
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der Konzerne und den Profi lierungs-
interessen von Politikern. 

Der entscheidende Punkt ist nun: 
Konkret gibt es nur diese „schmutzi-
ge“ Wirklichkeit. Es gibt keine andere 
reale Möglichkeit als innerhalb dieser 
„schmutzigen“ Wirklichkeit über das 
TTIP zu entscheiden. Die konkrete Ent-
scheidungsfrage mag dann zum Bei-
spiel lauten: „Sind es die 0,3 % Wachs-
tum pro Jahr wert, dass wir intrans-
parente Schiedsgerichte bekommen?“ 
An diesem Punkt ist auch darauf hin-
zuweisen, dass im bereits unterzeich-
neten Freihandelsabkommen zwi-
schen der EU und Kanada „CETA“ die 
Schiedsgerichte tatsächlich vorgesehen 
sind. Sie sind insofern nicht einfach 
Hirngespinste von abgedrehten Ver-
schwörungstheoretikern. Wie bereits 
der Dokumentarfi lmer Michael Moo-
re anmerkte: „Nun, ich bin nicht für 
Verschwörungstheorien – außer denen, 
die wahr sind.“28 Es gibt nämlich „ab-
strahierende“ Verschwörungstheorien, 
also solche, die von der tatsächlichen 
Wirklichkeit absehen und Fantasiege-
bäude produzieren – es gibt aber auch 
Verschwörungstheorien, die tatsächli-
che Verschwörungen benennen. Und 
es fällt mir ziemlich schwer, gegen-
über TTIP-Kritikern ein triftiges Argu-
ment vorzubringen, das die Privatge-
richte nicht als Verschwörung gegen 

heit“ der „(Business) Metaphysics“ ist 
nun aber sein wissenschaftsmethodo-
logisches Vorgehen als Ökonom inte-
ressant. Felbermayr ist sich des Unter-
schieds zwischen dem Abstrakten (den 
„idealen“ Lehrbuchmodellen) und dem 
Konkreten (den Daten aus der Wirklich-
keit) völlig bewusst: „OK, the textbook 
is not the world, the real world. The 
textbook makes assumptions.“19 Um 
unrealistische Lehrbuchannahmen zu 
vermeiden, wählt Felbermayr in seinen 
Studien zu den Effekten des TTIP eine 
Methodologie, die auf empirische Da-
ten – also auf die „real world“ – zu-
rückgreift. Seine beiden Studien be-
rechnen die zu erwartenden Effekte des 
TTIP so, dass in einem ersten Schritt 
zunächst die empirischen Effekte von 
bereits real bestehenden Freihandels-
abkommen – wie etwa der EU selber 
oder des „NAFTA“ – ökonometrisch ab-
geschätzt werden, und dann in einem 
zweiten Schritt diese Auswirkungsda-
ten in ein (126 Länder umfassendes) 
Simulationsmodell eingespeist werden, 
welches dann die Daten der TTIP-Ef-
fekte produziert.20

Nun erscheint mir – der ich ja nur 
ein „Hobbyökonom“ bin – das alles 
„handwerklich“ (methodologisch), al-
so „rein ökonomisch“, völlig zweck-
mäßig und gut gemacht. Aber: Der für 
eine „Business Metaphysics“ hier ent-
scheidende Punkt liegt in der Formu-
lierung „rein ökonomisch betrachtet“21. 
Denn die Studien schließen explizit 
„weiterreichende Aspekte“ der wirkli-
chen, also „bunteren“ oder „messy“ 
Welt aus: „Die Untersuchung be-
schränkt sich […] auf eine rein ökono-
mische Betrachtung.“22 Was Felber-
mayr (nebst Mitarbeitern) also zeigen 
will, sind die „puren“, also eben „rein 
ökonomisch“ positiven Effekte des 
Freihandels. Nun sind diese Effekte 
nach den Simulationen der Studien 
zwar nicht so wahnsinnig beeindru-
ckend – so wäre in der optimistische-
ren Variante für Deutschland pro Jahr 
ein Wachstum des realen Pro-Kopf-
Einkommens von etwa 0,3 % (langfris-
tig von 4,68 %) sowie ein Plus an Ar-

beitsplätzen in Deutschland von 0,47 % 
innerhalb von 15 Jahren zu erwarten.23 
Aber gleichwohl ist Felbermayr wegen 
der positiven Effekte des Freihandels 
ein entschiedener Befürworter auch ei-
nes TTIP: „Das ist kein Jobwunder. Aber 
es ist zynisch, so zu tun, als wären die 
zu erwartenden Effekte nicht spür-
bar.“24 Daher sagt er auch: „ein Schei-
tern wäre fatal.“25 Das, worum es ihm 
hier geht, sind die „puren“, also eben 
„rein ökonomisch“ positiven Effekte ei-
nes freien Außenhandels: „Die beste 
Nachricht aber ist: TTIP schafft all das 
ohne die vielen umstrittenen Abreden, 
die derzeit so attackiert werden“26 Von 
daher folgt logisch auch sein konkre-
ter Vorschlag: „[E]ntbündeln. Es ist 
nicht notwendig, dass der Investitions-
schutz Teil des Freihandelsabkommens 
ist. Es könnte ein separates Abkommen 
sein.“27 Was Felbermayr also vor-
schwebt, ist eine „saubere“, also „rein 
ökonomisch“ rationale Welt – eine Welt 
also, die sich nach den rationalen 
„Spielregeln“ der Außenwirtschaftsleh-
re richtet. Und deswegen befürwortet 
er grundsätzlich ein TIPP.

Nun ist das ja in der Tat vernünf-
tig. Es wäre irrational oder „zynisch“, 
die Wohlstandseffekte eines „reinen“ 
Freihandelsabkommens zu verschen-
ken. Wenn man sich hingegen mit der 
„Business Metaphysics“ die Unterschei-
dung zwischen der Ebene des Abstrak-
ten und des Konkreten vor Augen hält, 
wird man sagen müssen: Diese „saube-
re“, „rein ökonomische“ Welt mit den 
rationalen „Spielregeln“ der Außen-
wirtschaftslehre wäre zwar vernünf-
tig, konkret wird es sie aber auf der 
Ebene der wirklichen Welt nicht geben 
(können). Denn anders als eine idea-
le ökonomische Welt ist die konkre-
te Welt der Wirklichkeit „messy“. Sie 
ist zum Beispiel auch mitgeprägt von 
den partikularen Eigennutzinteressen 

 Es wäre irrational, die 
vom TTIP zu erwartenden 
Wohlstandseffekte zu 
verschenken

19 Felbermayr (2014c), ab 11:40 Min.
20 Vgl. etwa Schoof/Petersen/Felber-

mayr (2013), S. 3.
21 Genau mit dieser Formulierung star-

tet das Paper von Schoof/Petersen/Felber-
mayr (2013).

22 Schoof/Petersen/Felbermayr (2013), 
S. 2.

23 Vgl. Felbermayr/Heid/Lehwald (2013), 
S. 24. 37; Felbermayr (2014b).

24 Felbermayr (2014a).
25 Felbermayr (2014a).
26 Felbermayr (2014a).
27 Felbermayr (2014b). „[W]as über ein 

schlichtes und leicht verständliches Abkom-
men hinausgeht, […] sollte erst in weiteren 
Abkommen in der Zukunft geregelt wer-
den.“ (Felbermayr 2014a)

28 Moore (2003), p. 2 [dt. Übersetzung: 
M. S.].
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unseren funktionierenden Rechtsstaat 
in Deutschland erscheinen lässt. Wir 
müssen also innerhalb dieser „schmut-
zigen“ Wirklichkeit über das TTIP ent-
scheiden. Andere reale Möglichkeiten 
gibt es faktisch nicht.

Fazit

Das Forschungsprogramm, welches ich 
derzeit entwickle und mit dem Aus-

hängeschild „Business Metaphysics“ 
überschrieben habe, befasst sich mit 
der Frage, wie die wirkliche Welt der 
Wirtschaft funktioniert – „how the 
business world works (in principle)“. 
Insbesondere die von der „(Business) 
Metaphysics“ stark gemachte Unter-
scheidung zwischen dem Abstrakten 
und dem Konkreten ist unverzichtbar, 
um im Hinblick auf mögliche TTIPs 
zu adäquaten Entscheidungen zu kom-
men.

Michael Schramm (*1960), Dr. theol., 
Professor für Katholische Theologie und 
Wirtschaftsethik an der Universität Ho-
henheim; Arbeitsschwerpunkte: Busi-
ness Metaphysics; Wirtschafts- und 
Unternehmensethik; Religion in Pro-
dukten der Populärkultur. Für weitere 
Angaben und aktuelle Veröffentlichun-
gen siehe: theology-ethics.uni-hohen 
heim.de/88660.
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 Deregulierung des Handels und 
Verbraucherschutz
Was schafft, was gefährdet echte Wohlstandsgewinne?

Freihandel verschafft den beteiligten Ländern ökonomische Vorteile. Das kann mit 
Wohlstandsgewinnen verbunden sein, aber auch mit Verlusten, z. B. bei der Nahrungs-
mittelqualität, bei Gesundheitsstandards oder beim Umweltschutz. Denn es geht um 
den Abbau von Handels- und Investitionshemmnissen. So wird sich z. B. das europä-
ische Vorsorgeprinzip bei der Zulassung von Lebensmitteln nicht gegen die amerika-
nischen Gepfl ogenheiten durchsetzen lassen: Der Import von gentechnisch veränder-
ten oder hormonbelasteten Nahrungsmitteln etwa wird auf Dauer nicht aufzuhalten 
sein. Für die Verbraucher sind daher hohe Wohlfahrtverluste unübersehbar. Da zudem 
eine breite gesellschaftliche Verständigung über Ziele und Rahmenbedingungen des 
neuen Vertragswerks fehlen, bleibt das Ergebnis ethisch inakzeptabel.

Freihandel und Wohlstand

Freihandel bringt gemäß der ökonomi-
schen Theorie Vorteile für alle betei-
ligten Länder, vorausgesetzt, dass ne-
gative Effekte vernachlässigt werden 
können. Die EU Kommission hat zur 
Abschätzung der Wohlfahrtseffekte aus 
einem Handels- und Investitionsab-
kommen mit den USA ein wirtschafts-
wissenschaftliches Institut beauftragt, 
das ein rein theoretisches Modell ver-
wendet und die möglichen Gewinne für 
Unternehmen abschätzt. Es kommt zu 
dem Ergebnis, dass bei einer umfassen-
den Einigung über Liberalisierungen in 
der EU jährlich Milliarden Gewinne ge-
macht werden könnten. Dadurch ent-
stünden Wohlstandssteigerungen und 
deswegen sei es sinnvoll, ein umfas-
sendes Handels- und Investitionsab-
kommen mit den USA abzuschließen. 
(Centre for Economic Policy Research 
2013) Betrachtet man das ganze ge-
nauer, stellt man fest, dass die Ana-
lyse, aufgrund des theoretischen öko-
nomischen Modells lediglich mögliche 
Gewinne berechnet. Negative Effekte, 
die zu Wohlfahrtsverlusten führen und 
die mindestens genauso wahrscheinlich 

sind wie die Gewinne und die zudem 
auch große Bevölkerungsteile und nicht 
nur die größten Unternehmen betreffen 
würden, werden überhaupt nicht be-
rücksichtigt. Zudem wird eine rein mo-
netäre Sicht von Wohlstand angesetzt, 
andere Aspekte eines guten Lebens, die 
beispielsweise durch hohe Gesund-
heitsstandards, Vorsorge, Sicherheit, 
Vertrauen in zuverlässige Regelungen 
und eine lebenswerte Umwelt erreicht 
werden, lässt die Analyse, auf die sich 
die EU-Kommission stützt, außer Acht.

Daher soll im Folgenden eine um-
fassendere wirtschaftsethische Ana-
lyse erfolgen, die vom Verhandlungs-
mandat ausgeht, das die Absicht und 
Ziele enthält, die die EU-Kommission 
bei den Verhandlungen mit den USA 
verfolgt. Die Analyse bezieht sich ins-
besondere auf die Bereiche Lebensmit-
tel und Landwirtschaft. 

Verhandlungsziele der EU 

Das Verhandlungsmandat, das seitens 
der EU-Kommission ausgearbeitet und 
im Juni 2013 von den Außenminis-
tern der Mitgliedsstaaten verabschie-

det wurde, enthält die Absichten, mit 
denen die Verhandlungen mit den USA 
geführt werden. Es wurde im Oktober 
2014 auf der Website der EU-Kommis-
sion veröffentlicht, nachdem schon sie-
ben Verhandlungsrunden zwischen der 
EU und den USA durchgeführt wor-
den waren.

Auffällig beim Verhandlungsman-
dat ist die unterschiedliche Verbind-
lichkeit in der Sprache. Wenn es um 
den Abbau von Regeln geht, wird das 

juristisch verbindliche Wort „soll“ ver-
wendet, wenn es um gemeinsame Wer-
te sowie um Arbeits-, Umwelt- und 
Konsumentenschutz geht, wird das ju-
ristisch unverbindliche „sollte“ ver-
wendet.

Die Hauptziele bestehen darin,
• ein weitreichendes Abkommen ab-

zuschließen, das in voller Überein-
stimmung mit den Regeln der Welt-
handelsorganisation steht,

 Das Verhandlungsmandat 
spricht verbindlich vom 
Auftrag zur Deregulierung, 
dagegen nur unverbindlich 
von gemeinsamen Werten

Brigitta Herrmann
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• eine weitreichende Liberalisierung 
des Handels mit Gütern und Dienst-
leistungen sowie einen Abbau von 
Regeln zu vereinbaren, die über die 
Vereinbarungen der Welthandels-
organisation hinaus gehen,

• ein verbindliches Abkommen für 
alle Regierungsebenen vorzulegen, 
(d. h. in Europa einschließlich der 
nationalen Ebene und der Bundes-
länderebene),

• als drei Hauptkomponenten die Ab-
schaffung von Zöllen, den Abbau 
„unnötiger“ regulatorischer Hinder-
nisse und eine Veränderungen der 
Regeln im Hinblick auf eine größe-
re Marktöffnung in das Abkommen 
einzubringen.

Dabei „sollte“ auf den „gemeinsamen 
Werten“ aufgebaut werden und es 
„sollte“ das Ziel der nachhaltigen Ent-
wicklung berücksichtigt werden. Um-
welt-, Arbeits- und Gesundheitsstan-
dards „sollten“ nicht herabgesetzt wer-
den. (Council of the European Union 
2014) In diesen letztgenannten Berei-
chen geht es also um unverbindliche 
Vorhaben.

Ziele – Werte

Die Ziele bestehen also hauptsächlich 
darin, durch die Abschaffung von Zöl-
len sowie die Abschaffung oder Ver-
einfachung von Regulierungen den 
Handel auszuweiten. Wie das von 
der EU-Kommission beauftragte For-
schungsinstitut feststellt, sind die Zoll-
sätze auf Güter, die zwischen der EU 
und den USA gehandelt werden, bereits 
sehr niedrig. Achtzig Prozent der Vor-
teile aus dem Abkommen sollen daher 
durch den Abbau oder die Angleichung 
von Regeln und Standards erzielt wer-
den. (Centre for Economic Policy Re-
search 2013)

Die Regeln und Standards zwischen 
den USA und der EU weichen gerade 
im Bereich von Landwirtschaft und Le-
bensmitteln stark voneinander ab. Da-
her könnten durch Angleichungen gro-

ße Vorteile für diejenigen Unterneh-
men entstehen, die Güter exportieren 
möchten. Es fragt sich allerdings, ob 
die Bevölkerungen tatsächlich für die 
Abschaffung oder Angleichung der Re-
geln sind. Die Regeln und Standards 
spiegeln nämlich die unterschiedlichen 
Werte wider, die in den jeweiligen Re-
gionen herrschen. Daher ist es auch 
folgerichtig, dass das Verhandlungs-
mandat nur das unverbindliche „soll-
te“ nennt, wenn es darum geht, dass 
man bei den Verhandlungen auf den 
„gemeinsamen Werten, einschließlich 
des Schutzes und der Förderung von 
Menschenrechten … aufbauen sollte“ 
(Council of the European Union 2014)

Schon bei der Anerkennung der 
Menschenrechte gibt es nämlich gro-
ße Unterschiede zwischen den USA und 
der EU: Die USA haben als eines von 
wenigen Ländern weltweit den Inter-
nationalen Pakt über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte nicht ra-
tifi ziert und erkennen dementspre-
chend so wichtige Menschenrechte wie 
das Recht auf Ernährung oder das Recht 
auf Gesundheit nicht an. Das zustän-

dige Komitee der Vereinten Nationen 
für die wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechte hat die Inhalte des 
Rechtes auf Ernährung erläutert: „Das 
Recht auf ausreichende Ernährung ist 
realisiert, wenn jeder Mann, jede Frau 
und jedes Kind, allein oder in Gemein-
schaft mit anderen, zu jeder Zeit phy-
sischen und ökonomischen Zugang zu 
ausreichender Nahrung oder zu Mit-
teln zu ihrer Beschaffung hat.“ Als aus-
reichend ist die Nahrung anzusehen, 
wenn ihre Verfügbarkeit „in Quantität 
und Qualität genügt, um den Ernäh-
rungsbedarf der Individuen zu decken; 
wenn sie frei von schädlichen Substan-
zen und kulturell akzeptabel ist. Der 
Zugang zu solcher Nahrung muss 

 Wichtige Menschenrechte, 
etwa auf Ernährung und 
Gesundheit, werden von 
den USA nicht als solche 
anerkannt

dauerhaft sein und darf nicht im Wi-
derspruch zum Gebrauch anderer Men-
schenrechte stehen.“ (UN-Komitee für 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte 1999) Auch der bisherige Son-
derberichterstatter der Vereinten Na-
tionen für das Recht auf Ernährung 
weist darauf hin, dass das Recht auf 
Ernährung beinhaltet, dass jeder Zu-
gang zu qualitativ angemessener und 
schadstofffreier, gesunder Nahrung 
hat. (De Schutter 2014) Die Mitglieds-
staaten der EU haben alle den Interna-
tionalen Pakt über wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Rechte ratifi ziert. 
Die große Mehrheit der Bevölkerung 
in der EU möchte gesunde und schad-
stofffreie Nahrung konsumieren. 

In der EU gilt daher das Vorsorge-
prinzip, das besagt, dass Güter nicht 
auf den Markt kommen, wenn nicht 
eindeutig geklärt ist, ob sie gesund-
heitsschädlich sind. Dementsprechend 
werden bisher keine gentechnisch ver-
änderten Nahrungsmittel und kein hor-
monbelastetes Fleisch aus den USA in 
die EU eingeführt. Die USA haben ge-
gen die Importverbote der EU vor der 
Welthandelsorganisation (WTO) ge-
klagt, denn nach den Regeln der Welt-
handelsorganisation gelten Produkte 
als gleich, unabhängig davon wie sie 
hergestellt wurden. Es darf also we-
der ein Unterschied zwischen gentech-
nisch veränderten und unveränderten 
Produkten gemacht werden noch darf 
eine Behandlung mit Hormonen als 
Grund für ein Importverbot heran-
gezogen werden. Die EU hat vor der 
Streitschlichtungsstelle der Welthan-
delsorganisation darauf aufmerksam 
gemacht, dass sie die Importverbote 
aufgrund des Risikos von Gesundheits-
schäden erlassen hat. Dies wird von 
der WTO jedoch nicht als wissenschaft-
lich gesichert anerkannt. Es müssten 
eindeutige Beweise für die Schädlich-
keit der Produkte für die menschliche 
Gesundheit vorgelegt werden. (WTO 
2014) Die EU hat diese Streitfälle vor 
der Welthandelsorganisation also ver-
loren, und die USA haben gemäß der 
Regeln der Welthandelsorganisation in 
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diesem Fall das Recht, Sanktionen ge-
gen die EU einzuleiten. Dies tun sie. 
(EU Kommission 2014)

Wenn in dem Verhandlungsmandat 
der EU nun klar festgelegt ist, dass das 
Handels- und Investitionsabkommen 
zwischen der EU und den USA „in vol-
ler Übereinstimmung mit den Regeln 
der Welthandelsorganisation erfolgen 
soll“, bedeutet das, dass die EU ihre 

Vorsorgepolitik beenden und gentech-
nisch veränderte und hormonbelastete 
Nahrungsmittel zulassen muss. Würde 
die EU ein solches Abkommen ab-
schließen und dennoch keine gentech-
nisch veränderten oder hormonbelas-
teten Nahrungsmittel einführen wol-
len, so könnten nicht nur die USA 
gegen die EU klagen und Entschädi-
gungen fordern, sondern alle Unter-
nehmen, die diese Produkte exportie-
ren möchten, könnten gegen alle Mit-
gliedsstaaten der EU, die diese 
Produkte nicht hereinlassen, klagen. 
Denn bei dem Abkommen ist ein In-
vestor-Staat-Klageverfahren vorgese-
hen, das es Unternehmen ermöglicht, 
bei entgangenen Gewinnerwartungen 
gegen Staaten zu klagen, die dafür ver-
antwortlich sind, dass die Unterneh-
men die Gewinne, die sie erwartet hat-
ten, nicht realisieren können. (Council 
of the European Union 2014) Es könn-
ten also Schadenersatzklagen in Mil-
liardenhöhe auf die Mitgliedsstaaten 
der EU zukommen. Den klagenden Un-
ternehmen würde, wenn das Abkom-
men gemäß dem Verhandlungsmandat 
der EU zustande kommt, der Anspruch 
auf Schadensersatzzahlungen zuge-
sprochen und die EU Mitgliedsstaaten 
müssten diese Zahlungen leisten. 

Weitere Unterschiede gibt es zwi-
schen der EU und den USA bei den 

 Für die EU-Länder könnte 
ein indirekter Zwang 
entstehen, die Einfuhr von 
gentechnisch veränderten 
oder hormonbelasteten 
Nahrungsmitteln 
zuzulassen

Grenzwerten für Rückstände von Pes-
tiziden in Nahrungsmitteln. Bei Unter-
schieden in den Standards zwischen 
EU und USA sollen diese – gemäß dem 
Verhandlungsmandat der EU – entwe-
der angeglichen werden, oder man ei-
nigt sich darauf, die Standards anzuer-
kennen, die im jeweiligen Land gelten. 
Da das erklärte Ziel der Verhandlungen 
ein Abbau von „unnötigen“ Regelun-
gen ist, wird voraussichtlich eine Eini-
gung auf dem untersten Niveau erfol-
gen. Verständigt man sich darauf, die 
jeweiligen Standards anzuerkennen, 
würde das bedeuten, dass Unterneh-
men aus den USA Produkte in die EU 
exportieren dürfen, die nach US-Stan-
dards erlaubt sind – selbst dann, wenn 
sie den höheren Gesundheits- und Um-
weltstandards der EU nicht genügen.

Gäbe es eine eindeutige Kennzeich-
nung der Inhaltsstoffe einschließlich 
der Schadstoffe in Lebensmitteln, 
könnten zumindest die Konsumenten 
selbst entscheiden, welchen Risiken sie 
sich aussetzen und welche Risiken sie 
vermeiden wollen. In den USA gibt es 
jedoch keine Kennzeichnungspfl icht 
für gentechnisch veränderte Produk-
te, hormonbehandelte Produkte und 
Schadstoffrückstände in Lebensmit-
teln. Daher sollen mit dem Handels- 
und Investitionsabkommen zwischen 
der EU und den USA auch „unnöti-
ge“ Etikettierungen abgeschafft wer-
den, da sie als Handelshindernis ein-
gestuft werden.

Die Produzenten in den USA könn-
ten also gemäß ihren geringeren Stan-
dards produzieren und ihre Güter dann 
auch in die EU exportieren. Da die Pro-
duzenten in der EU jedoch die höheren 
EU Regelungen einhalten müssen, hät-
ten die Produzenten in der EU höhere 
Kosten und dadurch hätten sie auch 
in der EU Wettbewerbsnachteile. Da-
her würden wahrscheinlich viele euro-
päische Hersteller aus dem Markt ge-
drängt. Diese Annahme wird auch von 
der Studie bestätigt, die von der EU 
Kommission in Auftrag gegeben wur-
de. Die Autoren schreiben, dass es bei-
spielsweise in der Landwirtschaft vor-
aussichtlich zu Marktkonzentrationen 
kommen wird. (Centre for Economic 
Policy Research 2013) Dies bedeutet, 
dass angesichts der Konkurrenz aus 
den USA voraussichtlich viele Bauern 
in der EU aufgeben werden. Es werden 
folglich weniger Nahrungsmittel her-
gestellt, die die europäischen Anfor-
derungen an eine gesunde und schad-
stofffreie Ernährung erfüllen.

In Bezug auf giftige Chemikalien 
gilt in der EU das Vorsorgeprinzip: Es 
wurden Chemikalien identifi ziert, die 
auf Grund ihrer hohen Toxizität nicht 
zugelassen sind. Die Anzahl der verbo-
tenen hochgiftigen Chemikalien wur-
de zwar aufgrund der starken Lobbyar-
beit der Chemieindustrie im Jahr 2006 
gegenüber den ursprünglichen Plänen 
der EU erheblich reduziert, zumindest 
die gefährlichsten Chemikalien wur-
den jedoch verboten. Die EU-Kommis-
sion selbst hat damals berechnet, dass 
durch die Verpfl ichtung für Unterneh-
men, 2000 hochgiftige Substanzen zu 
ersetzen, Kosten für die Industrie von 
2,6–5,2 Mrd € entstehen könnten, die 
Ersparnisse wegen reduzierter Gesund-
heitsausgaben würden aber bei rund 
50 Mrd € liegen. Unternehmen, die 
neue Chemikalien vermarkten möch-
ten, müssen vorher umfangreiche Tests 
durchführen, in denen sie die Unbe-
denklichkeit nachzuweisen haben. In 
den USA gibt es dagegen keine Ver-
pfl ichtung der Unternehmen, Unter-
suchungen zu den Gesundheitsaus-
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wirkungen der Chemikalien durchzu-
führen.

Daraus ergibt sich für die Menschen, 
die in der EU leben, das Problem,
• dass weder die Gesetzgebung in der 

EU dafür sorgt, dass genügend ge-
sunde und schadstofffreie Lebens-
mittel zur Verfügung stehen,

• noch kann der Einzelne selbst er-
kennen, ob er sich gesund ernährt.

Zusätzlich sind Produkte auf dem 
Markt, bei denen es Anhaltspunkte da-
für gibt, dass sie sich negativ auf die 
Gesundheit auswirken. Zu nennen sind 
hier beispielsweise Weichmacher in 
Plastikfl aschen und Zusatzstoffe in 
Verpackungsmaterialien, die vermut-
lich Auswirkungen auf den menschli-
chen Hormonhaushalt haben. Bisher 
sind erst wenige solcher Produkte in 
der EU verboten, da es noch wenige 
Studien zu den Auswirkungen gibt.

Mit der Verabschiedung von TTIP 
soll nun beschlossen werden, dass sich 
die EU und die USA zukünftig vor der 
Verabschiedung von Regulierungen 
oder bei geplanten Gesetzesvorhaben 
in einem gemeinsamen Rat austau-
schen, um sicher zu stellen, dass keine 
neuen Regelungen eingeführt werden, 
die den bereits erreichten Abbau von 
Regelungen wieder einschränken wür-
den. Das heißt, die EU könnte nach der 
Verabschiedung von TTIP keine neuen 
Regelungen einführen, um ihre Bürger 
und Bürgerinnen vor Gesundheitsge-
fahren zu schützen.

Vor diesem Hintergrund fällt ei-
ne Beurteilung der Wohlfahrtsgewin-
ne und -verluste ganz anders aus als 
von dem von der EU Kommission be-
auftragten Wirtschaftsforschungsinsti-
tut berechnet. Die Wohlfahrtsverluste 
könnten erheblich höher sein als die 
Wohlfahrtsgewinne und zusätzlich ist 

 Neue Regulierungs-
vorhaben zum 
Verbraucherschutz sollen 
auch für die Zukunft 
ausgeschlossen werden

zu fragen, welche Werte zukünftig in 
der EU gelten sollen. Wollen die Men-
schen in Europa wirklich auf ihr Men-

schenrecht auf gesunde und schad-
stofffreie Nahrung verzichten?

Wirtschaftsethische Betrachtung

Aus wirtschaftsethischer Sicht muss 
man sich nach Georges Enderle zu-
nächst darüber verständigen,
• welche Werte in einer Gesellschaft 

vorhanden sind und
• auf welche Ziele man sich einigen 

kann.

Sodann sind die Rechte festzulegen, die 
sich daraus für die Menschen ergeben. 
Er betont, dass es in der globalisierten 
Welt unerlässlich ist, der Realisierung 
der Menschenrechte die oberste Prio-
rität einzuräumen, und zwar für alle 
Menschen. Gerade seit der Finanzkrise 
hat sich gezeigt, dass ein enggeführtes 
ökonomisches Wohlstandsverständnis 
unangemessen ist.

Man könnte also in Übereinstim-
mung mit Enderle sagen, dass ein Han-
dels- und Investitionspartnerschaftsab-
kommen zwischen den USA und der EU 
so ausgestaltet werden müsste, dass ein 
möglichst hohes Wohlergehen für alle 
Menschen daraus folgt. Dementspre-
chend muss ein voller Genuss der Men-
schenrechte für alle Menschen, die von 
dem Abkommen betroffen sind, mög-
lich sein, und die bisher vorhandenen 
Möglichkeiten zur Vorsorge müssen er-
halten bleiben, damit alle ein gesun-
des Leben in einer möglichst intakten 
Umwelt führen können. Die Regeln, die 
man verabschieden will, müssen diesen 
Zielen und Rechten untergeordnet wer-
den und müssen für die Erreichung des 
Zieles eines möglichst hohen Wohler-
gehens für alle Betroffenen förderlich 
sein. (Enderle 1993 und Enderle 2011) 
Dabei ist es wichtig – so Enderle – nicht 
nur Gewinne zu maximieren, denn wie 
sich beispielsweise in der Finanzkrise 
gezeigt hat, kann die Gewinnmaximie-
rung einzelner Unternehmen zu gro-
ßen gesellschaftlichen Nachteilen füh-
ren. Wohlstand muss im umfassenden 

Sinn verstanden werden. Dies schließt 
die Bereitstellung privater und öffentli-
cher Güter (wie beispielsweise Gesund-
heit und Bildung) ein und beinhaltet 
neben den fi nanziellen auch mensch-
liche und soziale Aspekte. Es geht um 
eine langfristige Sichtweise, die auch 
die Folgen für zukünftige Generatio-
nen berücksichtigt.

In ökonomischer Sichtweise wird 
oft von Bedürfnisbefriedigung gespro-
chen. Enderle erläutert in Anlehnung 
an Sen, dass Bedürfnisse konkretisiert 
werden können als Freiheiten, ihre Be-
friedigung als deren Ermöglichung: po-
litische Freiheit, ökonomische Mittel, 
soziale Möglichkeiten (Gesundheitsver-
sorgung und Grundbildung), Transpa-
renz Garantien und Schutz vor Gefah-
ren. (Enderle 2011, Sen 2009 und 1999 
zitiert nach Enderle 2011). Würde die 
EU einen solchen erweiterten Wohl-
standsbegriff ansetzen, müsste sie ne-
ben den ökonomischen Effekten auch 
die Auswirkungen eines möglichen 
Handels- und Investitionsabkommens 
auf die politische Freiheit berücksich-
tigen. Dies würde bedeuten, dass sie 
sich für bessere Regelungen zum Er-
halt der Gesundheit, der natürlichen 
Umwelt und zum Schutz vor Gefahren 
einsetzt, da nur so die Freiheit der Men-
schen realisierbar wird. Ebenso müsste 
sie alle Verhandlungsdokumente ver-
öffentlichen und so eine breite öffent-
liche Diskussion ermöglichen, da auch 
Transparenz eine der Grundlagen po-
litischer Freiheit ist.

Auf das Handels- und Investiti-
onsabkommen zwischen den USA 
und der EU lässt sich auch der wirt-
schaftsethische Ansatz von Peter Ul-
rich anwenden. Ulrich kritisiert die Ab-
kopplung der ökonomischen Rationa-
lität von dem, was lebenspraktisch als 
vernünftig angesehen wird. Dieser Be-
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fund kommt geradezu exemplarisch am 
Verhandlungsmandat der EU zu diesem 
Abkommen zum Ausdruck: Es ist ein-
seitig auf die Realisierung von Gewin-
nen für exportorientierte Unternehmen 
ausgerichtet und lässt die sozialen, ge-
sundheitlichen und ökologischen Fol-
gen außer Acht. Nach Ulrich muss die 
ökonomische Rationalität aber einge-
bettet werden in eine umfassendere le-
bensdienliche Art rationaler ökonomi-
scher Wertschöpfung. Dies nennt er so-
zial-ökonomische Rationalität. Bevor 
es um die Realisierung von Effi zienzge-
winnen gehen kann, muss demnach zu-
erst die Legitimität des wirtschaftlichen 
Handelns gegenüber allen Betroffenen 
geklärt werden. Nur das, was freie und 
mündige Bürger in einer vernunftge-
leiteten politisch-ökonomischen Ver-
ständigung unter allen Betroffenen als 
wertschaffend bestimmt haben könn-
ten, ist nach Ulrich auch sozialökono-
misch rational. (Ulrich 2008)

Schlussfolgerungen

Im Fall des Handels- und Investitions-
abkommens mit den USA müsste also 
zunächst eine breite öffentliche Diskus-
sion darüber geführt werden, welche 

Absichten und Ziele mit einem solchen 
Abkommen verbunden werden sollen:
• Dies setzt voraus, dass die EU-Kom-

mission alle Dokumente zur Verfü-
gung stellt.

• Es erfordert, dass zunächst eine 
breite Verständigung über das Ver-
handlungsmandat erfolgen muss.

• Das bestehende Verhandlungsman-
dat muss in den Punkten abgeän-
dert werden, die dem gesellschaft-
lichen Wertekonsens in der EU wi-
dersprechen.

• Ein neues Verhandlungsmandat 
muss unter Beteiligung der unter-
schiedlichen gesellschaftlichen 
Gruppen und unter Einbeziehung 
unabhängiger sozialwissenschaftli-
cher Untersuchungen erstellt wer-
den.

• Es muss – wie in den Menschen-
rechtspakten vereinbart – die fort-
schreitende Realisierung der Men-
schenrechte ermöglichen.

• Darüber hinaus müssen auch Um-
welt- und Sozialstandards beach-
tet werden.

• Staaten müssen weiterhin das Recht 
behalten, auf neue technische und 
gesellschaftliche Entwicklungen mit 
neuen Maßnahmen und Gesetzen 
zu reagieren, ohne dass Unterneh-

men das Recht bekommen, sie in 
solchen Fällen wegen entgangener 
Gewinnerwartungen auf Schaden-
ersatz zu verklagen.

• Da das Abkommen zwischen der EU 
und den USA auch als Vorlage für 
weitere Abkommen gedacht ist und 
globale Standards setzen will, müs-
sen auch die Erfordernisse anderer 
Länder und Kulturen mit einbezo-
gen werden.

• Insbesondere ist zu berücksichtigen, 
dass viele Länder noch einen großen 
Nachhohlbedarf im Hinblick auf ei-
ne fortschreitende Realisierung von 
Menschenrechten sowie bei Sozial- 
und Umweltstandards haben. Die 
Realisierung derselben muss durch 
ein solches Abkommen begünstigt 
werden und darf keinesfalls einge-
schränkt werden. 

Die Mahnung von Papst Franziskus 
„Wir dürfen nicht mehr auf die blinden 
Kräfte und die unsichtbare Hand des 
Marktes vertrauen“ (Evangelii Gaudium 
204), passt ebenso zu dem Abkommen 
wie sein Vorschlag: Um die Wirtschaft 
gerechter zu machen, muss sie aus der 
Perspektive der Würde jedes Menschen 
und des Gemeinwohls gestaltet werden. 
(Evangelii Gaudium 203)
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 Fairer Welthandel durch 
Freihandelsabkommen?
Die entwicklungspolitische Bedeutung von TTIP und CETA 

Entwicklungsländer sind an den Verhandlungen über die beiden Freihandelsabkom-
men nicht beteiligt. Sie scheinen auf den ersten Blick auch nicht betroffen zu sein. 
Gleichwohl dürfte die Abkommen erhebliche Auswirkungen auf sie und ihre Stellung 
im multilateralen Welthandelssystem haben. Den neu gesetzten Standards werden 
sich auch die Schwellen- und Entwicklungsländer auf Dauer nicht entziehen kön-
nen. Als negative Konsequenzen sind unter anderem eine globale Deregulierung des 
Dienstleistungssektors und die Verlagerung von Handelsströmen zugunsten der gro-
ßen Wirtschaftsblöcke zu erwarten. Durch den umstrittenen Investorenschutz wird 
die Position internationaler Konzerne gegenüber nationalen Gesetzgebern weiter ge-
stärkt; das behindert jedoch schon heute manchen Demokratisierungsprozess.

Doha ist die Hauptstadt des extrem 
reichen Golfemirats Katar. Nach 

ihr ist die sogenannte „Doha Develop-
ment Agenda“ benannt, im Deutschen 
bekannt als die „Doha-Runde“. Sie ist 
ein Relikt aus den seit vielen Jahren 
festgefahrenen Verhandlungen der 
Welthandelsorganisation WTO. Im Na-
men der Doha Development Agenda 
wollte die WTO Anfang des Jahrhun-
derts, bei der Ministerkonferenz in 
Doha 2001, eine neue Liberalisierungs- 
und Deregulierungsrunde des Welthan-
dels einleiten. Seit Gründung der WTO 
1995 versuchen EU und USA beharr-
lich, den Geltungsbereich der WTO-
Verträge inhaltlich auszudehnen, mit 
den sogenannten „Singapur-Themen“ 
für eine umfassende Liberalisierung der 
Weltwirtschaft, die bei der ersten WTO-
Ministerkonferenz 1996 in Singapur 
präsentiert wurden. Ausgerechnet die 
Entwicklungsländer wollten aber die 
von der EU und den USA erfundene 
Doha-Entwicklungsagenda nicht. Sie 
waren nämlich nicht damit einverstan-
den, dass eine Welthandelsorganisa-
tion sich nicht auf Handelsfragen be-
schränken soll, sondern auch noch bin-
dende Regeln über Investitionspolitik, 

Wettbewerbsrecht, die Öffnung des öf-
fentlichen Beschaffungswesens oder 
die nahezu schrankenlose Liberalisie-
rung des Dienstleistungssektors usw. 
aufstellen soll. Eine ständig weiterge-
hende Liberalisierung und Marktöff-
nung über die bisher vereinbarten Be-
reiche hinaus fi ndet nicht nur unter 
den Entwicklungsländern, sondern 
auch in der europäischen und US-ame-
rikanischen Öffentlichkeit nicht viel 
Unterstützung. Deswegen verwenden 
die Regierungen in Europa und den 
USA so viel Energie darauf, ihre Han-
delspolitik vor der Öffentlichkeit mög-
lichst geheim zu halten.

Genau an diesen Fragen scheiterte 
auch die nächste WTO-Ministerkon-
ferenz 2003 in Cancún. Nach Cancún 
stiess der Multilateralismus an seine 
Grenzen. Die EU-Kommission, die eu-
ropäischen Wirtschaftsministerien und 
der US-Handelsbeauftragte hatten er-

 Die EU und die 
USA streben nach 
Zementierung einer 
Welthandelsordnung, die 
ihren Interessen dient

kannt, dass ihre Deregulierungsagenda 
in der WTO auf absehbare Zeit keine 
Chance auf Verwirklichung hat – sie ist 
weder mehrheits- noch gar konsens-
fähig. Sie waren aber nicht bereit, da-
raus die Konsequenz zu ziehen, ernst-
haft an einer Welthandelsordnung zu 
arbeiten, die nicht nur ihren eigenen 
Interessen dient. Stattdessen kündig-
ten die EU und die USA an, fl ankie-
rend unterstützt von der damaligen 
rot-grünen Bundesregierung, jetzt ver-
stärkt auf bilaterale Abkommen außer-
halb der WTO zu setzen. Sie würden 
jetzt gleichwertig neben der multila-
teralen WTO-Handelspolitik verfolgt. 
Die Schuldzuweisung war für die Eu-
ropäer und Amerikaner klar: Die un-
einsichtigen Schwellenländer sind die 
Hauptschuldigen an der WTO-Blocka-
de, nicht sie selbst. Seitdem passiert in 
der WTO fast nichts mehr.

Jürgen Maier
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die EU in der WTO nicht durchsetzen 
konnte. Einzeln und grüppchenweise 
konnte man diese Entwicklungsländer 
natürlich leichter weichklopfen als in 
der WTO. Die ehemaligen europäischen 
Kolonien, bekannt als „AKP-Staaten“ 
(Afrika, Karibik, Pazifi k) bekamen ein-
fach ihre bisherigen Handelspräferen-
zen entzogen, wenn sie keine solchen 
Abkommen abschließen. Erpressung, 
so könnte man das auch nennen.

Diese umfassende Agenda der Kom-
mission ist noch lange nicht abgear-
beitet: Aktuell verhandelt werden Frei-
handelsabkommen mit den Mittelmeer-
anrainerstaaten, Singapur, den 
ASEAN-Staaten in Südostasien, dem 

südamerikanischen Mercosur-Block, 
mit Japan, Indien, und mit einer Rei-
he weiterer afrikanischer Staaten. Mit 
China wird ein EU-Investitionsschutz-
abkommen verhandelt. Die beiden 
größten Brocken sind aber die geplan-
ten Freihandelsabkommen mit den 
USA, bekannt als TTIP, und mit Kana-
da (CETA). Nicht zu vergessen das sek-
torale Abkommen für den Dienstleis-
tungshandel TISA (Trade in Services 
Agreement), an dem neben den 28 EU-
Ländern noch weitere 22 Länder be-
teiligt sind, darunter auch einige we-
nige Entwicklungsländer.

Wenn Freihandelsabkommen auch 
Wertegemeinschaften widerspiegeln, 
wie wir in der Debatte um TTIP im-
mer wieder hören, dann hat Europa of-
fenbar eine sehr breites Spektrum von 
Wertegemeinschaften, eigentlich mit 
nahezu der ganzen Welt. Ziemlich vie-
le der Wertegemeinschaftspartner sind 
bei näherem Hinsehen nicht sonderlich 

 TTIP und andere 
Freihandelsabkommen 
sind der Versuch der 
Industriestaaten, 
außerhalb der WTO Fakten 
zu schaffen, die sich in 
ihrem Rahmen nicht 
durchsetzen lassen

demokratisch – und die USA ist kei-
neswegs der demokratischste oder so-
zialste unter ihnen.

Umso problematischer ist es, wenn 
in solchen bilateralen Deals der beiden 
größten Wirtschaftsmächte der Welt 
Fakten für den Rest der Welt geschaf-
fen werden sollen. Mit geradezu impe-
rialem Gestus erklärt der noch amtie-
rende EU-Handelskommissar Karel de 
Gucht, das TTIP genannte Freihandels-
abkommen der beiden größten Wirt-
schaftsblöcke der Welt werde Standards 
setzen, an denen der Rest der Welt nicht 
mehr vorbeikomme. The West against 
the Rest. So etwas hat wieder Konjunk-
tur. Diese Haltung ist keineswegs nur 
unter den Liberalen und Konservati-
ven verbreitet. Martin Schulz, der so-
zialdemokratische Europaparlaments-
Präsident, der so gerne Kommissions-
chef geworden wäre, sagte es vor der 
American Chamber of Commerce am 
16.10.2013 ganz klar – es gehe darum, 
„trying to work out how to best deal 
with the growing economic dominance 
of China … TTIP or the Free Trade Ag-
reement is about making sure the Uni-
ted States and Europe remain standard 
makers rather than standard takers. If 
we do not unite behind common stan-
dards it will soon become diffi cult to 
even up-hold our own standards … The 
window of opportunity for the US and 
the EU to shape the future world order 
is becoming smaller and smaller. Will 
we use this time wisely? Will we suc-
ceed in strengthening our ties for the 
future? The Transatlantic Trade and 
Investment Partnership will be a test 
case for the viability of the transatlan-
tic relationship in the 21st century.“

Es ist eine Anmaßung, zu glauben, 
Europa und die USA könnten „einen 
Gold-Standard für die ganze Welt“ set-
zen – genau diese Arroganz ist es, die 
die WTO lahmgelegt hat.

Auch das geplante TISA-Abkom-
men ist ein Versuch von EU und USA, 
außerhalb der WTO Fakten zu schaf-
fen, weil man in der WTO seine Agen-
da nicht durchsetzen kann. Damit 
sollen jene weitreichenden Liberali-

Also lautet seit etwas über 10 Jahren 
die Devise der EU: Wenn gegen den 
Block der Schwellen- und Entwick-
lungsländer in der WTO schon nichts 
mehr durchgesetzt werden kann, dann 
nehmen wir uns diese Länder eben ein-
zeln oder grüppchenweisen vor. Damit 
begann der Boom der bilateralen und 
regionalen Freihandelsabkommen. Wie 
in der EU-Handelspolitik üblich, wer-
den sie unter größter Geheimhaltung 
verhandelt. Ministerrat und Kommis-
sion beschließen ein Verhandlungs-
mandat. Das EU-Parlament – von den 
Parlamenten der Mitgliedsstaaten oder 
gar der Öffentlichkeit ganz zu schwei-
gen – bleibt unbeteiligt. Sie erfahren 
höchstens, dass die Verhandlungen be-
gonnen haben, das Verhandlungsman-
dat ist geheim.

Geheim sind auch die Papiere, die 
die EU auf den Verhandlungstisch legt, 
geheim sind auch die Papiere die die 
andere Seite auf den Verhandlungs-
tisch legt. Dankenswerterweise gibt es 
in letzter Zeit immer wieder Heldinnen 
und Helden der Demokratie, die solche 
Texte durchsickern ließen. Dennoch: 
All diese Freihandelsabkommen, die 
in den letzten 10 Jahren abgeschlos-
sen wurden, lösten in der Öffentlich-
keit nicht einmal ansatzweise das In-
teresse aus, das die WTO vor nicht allzu 
langer Zeit auslöste und das TTIP jetzt 
auslöst. Den Parlamenten genügte es 
offenbar, von der Kommission irgend-
wann ein ausgehandeltes Abkommen 
präsentiert zu bekommen und nur noch 
ja zu sagen. So lief es bei den mitt-
lerweile abgeschlossenen Freihandels-
abkommen EU-Korea, beim Freihan-
delsabkommen der EU mit Peru und 
Kolumbien, beim „Assoziationsabkom-
men“ der EU mit den Staaten Zentral-
amerikas, bei den Abkommen mit den 
Staaten der Karibik, mit Chile, Mexi-
ko, Südafrika, Kamerun und einigen 
Staaten Südostafrikas.

Alle diese Abkommen enthalten in 
unterschiedlichem Ausmaß genau die-
jenigen Bestimmungen und Regeln, die 

Bilateralismus löst Multilateralismus ab 
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sierungen im Dienstleistungsbereich 
umgesetzt werden, die im multilate-
ralen Rahmen der WTO nicht durch-
setzbar sind. Die Mehrheit der WTO-
Mitgliedsstaaten lässt sich nämlich im 
Rahmen des WTO-Dienstleistungsab-
kommens GATS nicht für eine aggres-
sive Strategie vereinnahmen, durch 
die die Liberalisierung und Deregulie-
rung der Dienstleistungsmärkte wei-
ter vorangetrieben und als „unumkehr-
bar“ festgeschrieben werden soll. Die 
weitaus meisten Schwellen- und Ent-
wicklungsländer sind überzeugt, dass 

davon in allererster Linie transnatio-
nale Konzerne aus den USA und Eu-
ropa profi tieren würden. Die Erfahrun-
gen der letzten Jahre vor allem seit der 
Finanzkrise haben gezeigt, dass die-
se neoliberale Agenda dringend revi-
diert werden muss. Niemand in Europa 
ruft nach einer weiteren Deregulierung 
des Dienstleistungssektors oder gar da-
nach, sich dazu sogar per völkerrecht-
lichem Vertrag zu verpfl ichten. Aber zu 
einer anderen Politik ist die EU-Kom-
mission nicht bereit.

sche Demokratisierung und kein Bei-
trag dazu, Afrikanern wirtschaftliche 
Perspektiven in Afrika zu eröffnen – 
wie es in den politischen Sonntagsre-
den immer wieder beschworen wird.4

Sicherlich gibt es in den Schwel-
lenländern auch Unternehmen, die von 
TTIP profi tieren könnten. Die geplante 
„regulatorische Harmonisierung“ zwi-
schen den USA und der EU könnte bis-
her unterschiedliche Standards nivel-
lieren. Daraus ergeben sich Vorteile für 
multinationale Konzerne – unabhängig 
von ihrem Herkunftsland, d. h. nicht 
nur für europäische oder amerikani-
sche, sondern auch für chinesische, die 
bereits heute intensiv auf beiden Tei-
len des transatlantischen Markts aktiv 
sind. Ihnen geht es darum, vereinheit-
liche Regulierungen zu schaffen bzw. 
Regelungen, die aus ihrer Sicht unnö-
tig sind, durch „Harmonisierung“ zu 
beseitigen. Aber trägt das zur Armuts-
bekämpfung bei? Wohl kaum, vermut-
lich eher zur Reichtumsvermehrung bei 
den Eigentümern dieser multinationa-
len Konzerne. 

Entwicklungsländer müssen rückläufi gen Handel hinnehmen

Unabhängig von diesen eher grund-
sätzlichen Fragen der globalen Han-
delspolitik ist es aber keineswegs so, 
dass die Entwicklungsländer von ei-
nem Abkommen wie TTIP nicht direkt 
betroffen wären. Die meisten Unter-
suchungen über die wirtschaftlichen 
Auswirkungen eines TTIP kommen zu 
dem Schluss, dass in teilweise erheb-
lichem Umfang eine Verlagerung der 
Handelsströme stattfi nden würde. Han-
delsströme von Entwicklungsländern 
in die EU bzw. in die USA als auch in-
nerhalb der EU würden zurückgehen 
zugunsten von mehr Handel EU – USA1. 
Praktisch kein Entwicklungsland würde 

von TTIP profi tieren, auch nicht Län-
der, an deren wirtschaftlicher Entwick-
lung Europa ein elementares Interesse 
hat: Vor allem Afrika muss laut der 
Bertelsmann-Studie Rückgänge ver-
zeichnen2: 

„Die großen Verlierer einer Elimi-
nierung der Zölle sind Entwicklungs-
länder. Diese verlieren durch den ver-
stärkten Wettbewerb auf dem EU- oder 
US-Markt dramatisch an Marktantei-
len. Alternative Märkte mit ähnlichem 

 Die Stärkung des 
transatlantischen 
Freihandels geht zu Lasten 
afrikanischer und anderer 
Entwicklungsländer

Marktpotenzial sind geographisch re-
lativ weit entfernt. Dies ist vor allem 
für Länder in Nord- und Westafrika 
ein Problem.“3

Tunesien etwa hätte laut der Ber-
telsmann-Studie einen Rückgang von 
–4.4 % im Handel mit der EU zu ver-
zeichnen. Das ist keine angemessene 
europäische Antwort auf die tunesi-

Investorenklagerechte – ein System in der Krise

Einer der besonders umstrittenen As-
pekte von TTIP ist das Investor-Staats-
Schiedsgerichtsverfahren (ISDS). Diese 
Möglichkeit von Investoren, d. h. multi-
nationalen Konzernen, in privaten Par-
allelgerichten Staaten zu verklagen, ist 
seit Jahrzehnten gängige Praxis zwi-
schen Industrie- und Entwicklungs-
ländern, erfunden von Deutschland 
1959 mit dem ersten derartigen Inves-
titionsschutzvertrag mit Pakistan. Etwa 
130 derartige Verträge hat Deutschland 
mit Entwicklungsländern abgeschlos-

sen. Die Begründung dafür ist immer 
wieder dieselbe: In den Entwicklungs-
ländern gibt es keine funktionierenden 
Rechtssysteme, deren Justiz kann ein 
Investor nicht vertrauen.

Doch die Welt ändert sich. Investo-
ren kommen mittlerweile auch aus Ent-
wicklungsländern, Wirtschaftsbezie-
hungen sind keine Einbahnstraße mehr. 
Inzwischen werden nicht mehr nur die 
Regierungen von Entwicklungsländern 
verklagt, sondern immer öfter auch Re-
gierungen von Industrieländern, wie 

1 So etwa ifo-Institut, Dimensionen und Auswirkungen eines Freihandelsabkommens 
zwischen der EU und den USA, Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie, 2013.

2 http://www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/xchg/bst/hs.xsl/nachrichten_116768.htm. 
3 Die Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft (THIP) – Wem nutzt ein 

transatlantisches Freihandelsabkommen? Teil 1: Makroökonomische Effekte, Bertelsmann-
Stiftung 2013, S. 28.

4 A. a. O., S. 17.
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die UNCTAD feststellt.5 Aber nicht nur 
die kritische europäische Öffentlich-
keit, sondern auch immer mehr Regie-
rungen von Entwicklungsländern ge-
hen auf Distanz zu dieser Investoren-
Paralleljustiz. Schon heute gibt es 

viele Freihandelsabkommen mit Ent-
wicklungsländern, die keinen ISDS-
Mechanismus enthalten – das jüngste 
Beispiel ist das erst im letzten Jahr ab-
geschlossene EU-Freihandelsabkom-
men mit Kolumbien und Peru. Brasi-
lien weigert sich grundsätzlich, Ver-
träge mit ISDS-Klauseln abzuschließen. 
Südafrika und Indonesien haben be-
schlossen, ihre Verträge mit ISDS-Klau-
seln samt und sonders zu kündigen. 
Australien will ebenfalls keine neuen 
mehr abschließen. Die vielfach be-
schworenen negativen Auswirkungen 
auf das „Investitionsklima“ sind em-
pirisch jedoch nicht nachweisbar. Bra-
silien ist eine äußerst attraktive Desti-
nation für ausländische Direktinvesti-
tionen, und in Südafrika stiegen die 
ausländischen Investitionen sogar an, 
als das Land anfi ng, reihenweise In-
vestitionsschutzabkommen zu kündi-
gen. 

Warum will die Kommission un-
bedingt eine solche Paralleljustiz zwi-
schen zwei entwickelten Rechtsstaaten 
wie den USA und der EU mit TTIP ein-
führen? Es ist aufschlussreich, dass sie 
als Begründung häufi g anführt, man 
brauche ISDS zwar eigentlich nicht mit 
den USA bzw. Kanada, aber man könne 
Entwicklungsländer nicht anders be-
handeln als diese beiden Staaten. Mit 
anderen Worten: Wenn ISDS von der 
kritischen Öffentlichkeit in TTIP und 
CETA verhindert wird, gerät das gan-
ze System weltweit noch mehr ins Tru-
deln. Weitere Länder könnten Verträge 
mit einer Konzern-Paralleljustiz kün-

 Immer mehr 
Entwicklungsländer 
gehen auf Distanz 
zur Paralleljustiz für 
Investoren

digen. Vermutlich stimmt das, und es 
wäre gut so.

Denn immer häufi ger erweist sich 
diese Klagemöglichkeit von Konzernen 
gegen Staaten vor privaten Schiedsge-
richten als ernsthaftes Hindernis für 
Demokratisierungsprozesse. Als El Sal-
vador noch eine Militärdiktatur war, 
mussten Anwohner einer Goldmine ta-
tenlos zusehen, wie diese ihr Trinkwas-
ser vergiftete. Heute können sie klagen, 
wie im Falle der „El Dorado“-Goldmi-
ne des kanadischen Bergbaukonzerns 
Pacifi c Rim, und sie bekamen sogar 
recht. Als der kanadische Minenbetrei-
ber das Problem nicht in den Griff be-

kam, musste er die Mine schließen – 
und verklagt jetzt El Salvador auf der 
Basis eines Investitionsschutzvertrags 
auf über 300 Millionen Dollar Scha-
denersatz.6 Der französische Multi Ve-
olia verklagte Ägypten, weil das Land 
nach dem Sturz Mubaraks den Min-
destlohn von € 41 auf € 72 monatlich 
erhöht hatte7 – das alte Regime hatte 
Investoren zugesichert, so etwas wer-
de nicht geschehen. Es gibt noch vie-
le solcher Beispiele, die deutlich ma-
chen, dass ein Rechtsstaat unverein-
bar ist mit einer Paralleljustiz, bei der 
nur die Konzerne klagen können, aber 
nicht zu verklagen sind. 

Europas Öffentlichkeit – desinteressiert an Handelsabkommen 
mit Entwicklungsländern

TTIP und CETA sind zwei Abkommen 
in einer langen Reihe bilateraler Ver-
tragsprojekte der EU. Nun kommen wir 
zu einer bitteren Wahrheit der Entwick-
lungspolitik: Wen haben diese Abkom-
men, diese Verhandlungen der letz-
ten 10 Jahre eigentlich in Europa, in 
Deutschland interessiert? Leider so gut 
wie niemanden. An eine NGO-Kam-
pagne gegen die „Economic Partner-
ship Agreements“ der EU mit den AKP-
Staaten erinnern sich nur noch wenige 
Eingeweihte, diese Abkommen waren 
der europäischen Öffentlichkeit herz-
lich egal – auch den Globalisierungs-
kritikern, die kurz zuvor noch Demos 
gegen die WTO organisiert hatten. Der 
weitaus größte Teil der deutschen und 
europäischen Bevölkerung stand dieser 
Politik so lange recht gleichgültig ge-
genüber, wie man glaubte, selber nicht 
betroffen zu sein.

Warum löst dann plötzlich das Ab-
kommen mit den USA eine solche öf-
fentliche Empörung und eine derartige 
Mobilisierung aus? Es dürfte nicht in 

erster Linie an der Entrüstung im Zu-
ge der Enthüllungen Edward Snowdens 
liegen, und auch nicht an sinistrem 
Anti-Amerikanismus. Es dürfte viel-
mehr daran liegen, dass im Gegensatz 
zu den bisherigen Freihandelsabkom-
men der EU mit „Dritte-Welt-Ländern“ 

die Verbraucherinnen und Verbraucher 
Europas nun ernsthaft befürchten müs-
sen, dass die negativen Folgen dieser 
Politik nicht nur in den anderen Län-
dern eintreten, sondern auch sie trifft. 
Hormonfl eisch, Chlorhühnchen und 
Gentechnik stehen stellvertretend für 
diese Befürchtungen. Allmählich däm-
mert vielen die Erkenntnis, dass auch 
mit dem bereits ausverhandelten Frei-
handelsabkommen zwischen der EU 
und Kanada dasselbe drohen könnte.

 Die wachsende Bewegung 
gegen TTIP stellt die 
bisherige europäische 
Handelspolitik 
grundsätzlich in Frage

5 http://unctad.org/en/PublicationsLibrary/webdiaepcb2014d3_en.pdf.
6 http://www.theguardian.com/global-development/2014/apr/10/el-salvador-pacifi c-

rim-assault-democratic-governance. 
7 http://www.monde-diplomatique.de/pm/2014/06/13.mondeText1.artikel,a0067.id
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Aus seinem Zyklus „Schein und Sein“, bei dem immer 
ein Mensch in zwei Stadien – seiner puren Existenz und 
seiner konventionellen Rolle – porträtiert wird, ist hier die 
„Thronende“ ausgewählt. 
Eine weibliche Herrscherfi gur sitzt statuarisch auf ihrem Thron, 
mit einem langen Gewand und ist mit einer Krone geschmückt. 
Daneben hockt dieselbe Person auf einem kleinen Schemel mit 
herabhängenden Schultern und unbekleidet. 
Diese unterschiedlichen Dimensionen des Menschseins 
kennzeichnet der Bildhauer durch die verschiedenartige 
Bearbeitung des Holzes: der „schöne Schein“ weist eine glatte 
Oberfl ächenstruktur auf, während das „pure Sein“ durch tiefe 
Sägespuren aufgebrochen ist.

Aus: Dem Menschsein auf der Spur. Andreas Kuhnlein, 
Holzskulpturen. Ausstellungs-Katalog, herausgegeben von 
Stefanie Lieb, Katholische Akademie Schwerte, 2013, S. 16–17.

Andreas Kuhnlein
geb. 1953 in Unterwössen, Chiemgau,
Schreinerlehre, seit 1983 als freischaffender Bildhauer im Chiemgau tätig,
arbeitet seit 1995 mit großformatigen gesägten Holzskulpturen aus ganzen 
Baumstämmen, über 180 Einzelausstellungen im In- und Ausland.
Weiteres unter: http://kuhnlein-bildhauer.de© Jörg Eschenfelder
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© Andreas Kuhnlein Schein und Sein – Thronende
2-teilig, 2011
Eiche, 156 x 60 x 50 cm, 128 x 55 x 43 cm
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Es ist gut, dass die täglich breiter 
werdende Bewegung gegen das TTIP 
immer deutlicher die Grundprinzipien 
und Praktiken europäischer Handelspo-
litik grundsätzlich in Frage stellt. Wäh-
rend es in den letzten zehn Jahren aus 
entwicklungspolitischere Sicht keiner-

lei greifbaren Erfolge gab, die aggres-
sive Deregulierungs- und Marktöff-
nungspolitik von Bundeswirtschafts-
ministerium und EU-Kommission zu 
stoppen, bietet sich nun die Chance, 
dass die Öffentlichkeit sich grundsätz-
lich gegen diese Politik wendet. 

einem Multilateralismus zurück-
zukehren, der auch Interessen an-
derer Länder respektiert. Dass euro-
päische Parlamente seit vielen Jah-
ren solche Freihandelsabkommen 
einfach abnicken, ohne an ihrem 
Zustandekommen mitzuwirken, ist 
skandalös. Es wäre jedoch nichts 
erreicht, wenn sie mit der in ande-
ren Gesetzgebungsprozessen übli-
chen Transparenz dieselben Inhalte 
beschließen würden. 

• Die entwicklungspolitischen Bedeu-
tung der Kampagne gegen TTIP liegt 
darin, dass viele Menschen sehen, 
wie sie selbst durch die aggressive 
Politik der EU zur Öffnung auslän-
discher Märkte, zur Deregulierung 
und zur Etablierung eines paralle-
len Sonder-Rechtssystems betrof-
fen wären, und dass sie sich des-
halb für eine weltweit gerechtere 
Handelspolitik mobilisieren lassen. 
Die Chancen für ein Scheitern der 
TTIP-Verhandlungen stehen da-
durch gut. Mit dem Schwung die-
ser Kampagnen lässt sich die ge-
samte Außenhandelspolitik der EU 
in Frage stellen. Und genau das ist 
aus entwicklungspolitischer Sicht 
längst überfällig.

Fazit: Worum es bei TTIP geht – und worum es nicht geht

• In der Debatte über TTIP gibt es vie-
le Scheindebatten und Ablenkungs-
manöver. Die westliche Außenpoli-
tik-Szene sucht seit dem Ende des 
Kalten Krieges ständig neue Themen 
und manchmal auch neue Feinde. 
Viele westliche Akteure sprechen 
jetzt von einer „Handels-Nato“, 
über „wirtschaftliche Selbstverteidi-
gung“ des demokratischen Westens 
gegen die aufstrebenden Schwellen-
länder, vor allem China. Diese „The 
West against the rest“-Mentalität ist 
an sich schon zutiefst reaktionär– 
die Herrschaft des „weißen Mannes“ 
über die Welt aufrechtzuerhalten, ist 
nicht nur unmöglich sondern auch 
völlig rückwärtsgewandt. 

• Abgesehen davon sind Länder wie 
Brasilien, Südafrika oder Indien De-
mokratien, mit denen Europa min-
destens genauso viele Werte teilt 
wie mit den USA. Bei Sozialdemo-
kraten oder Sozialisten mutet die 
ständige Beschwörung der „gemein-
samen Werte mit den USA“ noch 
merkwürdiger an– Sozialdemokra-
ten und Sozialisten regieren in Bra-
silien und Südafrika, in den USA 
gibt es dagegen nicht einmal eine 
Sozialdemokratie. Gewerkschaften 
können in Brasilien, Südafrika und 
Indien frei arbeiten– in den USA 
kämpfen sie seit dem Amtsantritt 
von Ronald Reagan im Jahre 1981 
um das Überleben. Europa hat vie-
le gemeinsame Werte mit vielen 
Ländern– und es gibt eine ganze 
Reihe von Ländern, mit denen wir 
mehr Gemeinsamkeiten haben als 
mit den USA. 

• Der Kampf um TTIP ist kein Kampf 
zwischen Europa und Amerika. Es 
ist ein Kampf zwischen Konzern-
macht und demokratischen Ent-
scheidungsprozessen. Bei TTIP 
geht es nicht um eine neue Grund-
lage für eine zunehmend brüchi-
ge transatlantische Allianz. Es geht 
nicht darum den Westen gegen Chi-
na und/oder Russland aufzustellen. 
Es geht auch nicht um ein „kosten-
loses Konjunkturprogramm“. TTIP 
ist vielmehr die nächste große De-
regulierungswelle, mit der das Pri-
mat von Konzerninteressen dauer-
haft per völkerrechtlichem Vertrag 
verankert werden soll, auf Kosten 
von Demokratie und Parlamentaris-
mus. Es ist im öffentlichen Interesse, 
diese Deregulierungspolitik endlich 
zu stoppen.

• Aus der Bewegung gegen TTIP kann 
eine Bewegung werden, die sich für 
eine grundlegend andere Handels- 
und Außenwirtschaftspolitik ein-
setzt, die nicht nur mehr Transpa-
renz in der Form fordert, sondern 
auch einen anderen Inhalt. Es wird 
Zeit, die bisherige handelspolitische 
Agenda der EU zu beerdigen, die 
auch in der eigenen Öffentlichkeit 
kaum mehrheitsfähig ist, und zu 

Jürgen Maier (*1963) leitet seit 1996 
das Forum Umwelt & Entwicklung, ein 
Netzwerk deutscher Nichtregierungs-
organisationen für Nachhaltige Ent-
wicklung, das u. a. auch das Kampa-
gnenbündnis „TTIP-Unfairhandelbar“ 
koordiniert (www.ttip-unfairhandel 
b ar.de). 

KURZBIOGRAPHIE
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Freihandel – eine vergessene Debatte

  Gute Arbeit im globalen Handel
Perspektiven einer Global Governance des Freihandels

Im folgenden Beitrag wird der Zusammenhang von Freihandelsabkommen und Arbeits-
bedingungen weltweit in den Blick genommen werden. Als normativer Zielkorridor 
werden Standards menschenwürdiger, gerechter und guter Arbeit dargelegt. Ziel muss 
eine internationale Angleichung auf höchstem Niveau sein. Die Suche nach konkre-
ten Umsetzungsoptionen greift zurück auf unternehmerische Selbstverpfl ichtungen, 
unilaterale Handelssanktionen und die Integration von Sozialklauseln in das Regel-
werk der Welthandelsorganisation (WTO). Zudem muss es in Zukunft darum gehen, 
die institutionelle Zusammenarbeit zwischen internationaler Arbeitsorganisation (ILO) 
und WTO zu verbessern sowie einen Internationalen Arbeitsgerichtshof zu etablieren.

Während in der aktuellen TTIP-Debatte 
primär Themen des Verbraucher- und 
Umweltschutzes adressiert werden, ist 
die Frage nach den Auswirkungen des 
Freihandels auf die Arbeitsbedingun-
gen in aller Welt bisher nur wenig in 
den Blick genommen worden. Dabei 
führen nicht nur Gewerkschafter und 
Globalisierungsaktivisten diesen Dis-
kurs schon seit Jahrzehnten. Selbst die 
Ministerkonferenz der G8 formulierte 
2007 zumindest deklaratorisch, dass die 
Kernarbeitsnormen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) Teil sämtli-
cher bi- und multilateraler Handels-
abkommen sein müssten (G8-Arbeits- 

und Beschäftigungsministerkonferenz 
2007, S. 7). 

Im Folgenden soll der Zusammen-
hang von Freihandelsabkommen und 
Arbeitsbedingungen weltweit in den 
Blick genommen werden. Dazu wird 
eingangs knapp der Status quo und die 
jüngste Entwicklung der Governance 
des Welthandels skizziert. Im Anschluss 
wird kurz der normative Zielkorridor 
menschenwürdiger, gerechter und gu-
ter Arbeit benannt. Den Schwerpunkt 
bildet jedoch die Diskussion um die 
bestmögliche Implementierung von 
Arbeitsschutzrechten in ein zukünfti-
ges Welthandelsregime.

Mitte des 20. Jahrhunderts das soge-
nannte Heckscher-Ohlin-Samuelson-
Theorem vom Ausgleich der Faktor-
preise – auch der Löhne – weltweit 
durch Freihandel ohne Migration 
(Nitsch 2001, S. 315). Für welches Land 
welche handelspolitischen Maßnahmen 
sinnvoll sind, um Wachstum und Be-
schäftigung zu befördern, ist und bleibt 
jedoch in den Wirtschaftswissenschaf-
ten oft eine Glaubensfrage, in der Wort 
und Tat nicht zwingend übereinstim-
men. Während z. B. die USA einen weit-
gehend freien Handel propagieren, fal-
len die handelsverzerrenden Agrarsub-
ventionen, mit denen ausländische 
Anbieter vom Markt fern gehalten wer-
den, in Nordamerika besonders hoch 
aus (vgl. Stiglitz 2006, S. 341).

Ohne Zweifel jedoch spielen kom-
parative Kostenvorteile beim Wettlauf 
der Exportstandorte eine entscheiden-
de Rolle. Viele wirtschaftlich schwa-
che Volkswirtschaften im Süden und 

 Niedrige Löhne 
und verminderte 
Arbeitsschutzrechte 
verbessern die 
Wettbewerbsfähigkeit 
auf dem Weltmarkt 
ohne politische 
Strukturreformen

Governance des Welthandels

Das Wachstum der globalen Exporte 
und des internationalen Güteraustau-
sches – um das rund 60fache allein seit 
1970 – war immer von Debatten um 
die Regulierung des Handels durch Zöl-
le und nichttarifäre Handelshemmnis-
se wie Importquoten geprägt. In Aus-
einandersetzung mit David Ricardo und 
David Hume wurden im Ringen zwi-
schen Protektionisten und Liberalen 
bereits im 17. und 18. Jahrhundert 
höchst differenzierte Vorschläge in die 

Handelspolitik eingebracht, die das Ziel 
hatten, den Wohlstand einer Volkswirt-
schaft zu erhöhen. „So plädierten Ale-
xander Hamilton oder Friedrich List für 
eine zumindest vorübergehende staat-
liche Industriepolitik in Verbindung mit 
Schutzzöllen, damit rückständige von 
überlegenen Ökonomien nicht überrollt 
werden, sondern sich eigenständig in-
dustrialisieren und entwickeln können“ 
(Bieling 2013, S. 41). Prägend für das 
ökonomische Mainstream-Denken war 

Markus 
Demele
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Osten profi tieren von niedrigen Löh-
nen und beliefern so als „verlängerte 
Werkbank“ den Rest der Welt mit Gütern 
aus standardisierten Fertigungsprozes-
sen meist mit einer geringen Wertschöp-
fungstiefe. Neben den niedrigen Löhnen 
ermöglichen niedrigere Arbeitsschutz-
rechte eine billige Produktion und er-
höhen so die Exportchancen bzw. die 
Wahrscheinlichkeit eines Landes von 
ausländischen Direktinvestitionen auf-
grund von Arbeitsplatzverlagerungen 
teurerer Standorte zu profi tieren. In die-
sem „ Race tot he bottom“ liegen die 
Entwicklungsökonomien derzeit vor-
ne. Die jüngsten Welthandelsverhand-
lungen, die sog. Doha-Runde, schei-
terten auch an der Furcht der Regie-
rungen der Entwicklungsländer, diesen 
Vorteil einzubüßen, wenn schrittweise 
Sozial- und Umweltstandards angeho-
ben werden. Im Wettbewerb durch bes-
sere Infrastrukturen, bessere berufl iche 
Bildung und Rechtssicherheit zu punk-
ten, ist ungleich schwerer als Arbeitsge-

setze weiter zu liberalisieren bzw. die-
se dadurch auszuhebeln, dass de facto 
kaum Kontrollen der Arbeitsministeri-
en vorhanden sind. Die meisten Regie-
rungen folgen damit jedoch nur dem 
Dogma ihrer Handelspartner und der 
Geberinstitutionen der Entwicklungs-
zusammenarbeit. Denn bis vor weni-
gen Jahren konnte ein Land sein Ran-
king als empfehlenswerter Investiti-
onsstandort in den „Doing Business 
Reports“ der Weltbank noch erhöhen, 
wenn es die Kernarbeitsnormen nicht 
ratifi zierte. Erst nach politischem Druck 
von NGOs und Gewerkschaften wurden 
die Parameter für diesen Index der In-
vestitionsempfehlungen geändert. Die 
Logik bleibt jedoch die gleiche: Gerin-
gere Arbeitsstandards erlauben nied-
rigere Stückkosten und verbessern so 
die Chancen auf dem Weltmarkt. Han-
delsbeschränkungen die hier normative 
Mindeststandards einziehen bedeuten 
dann den vermeintlichen Verlust eines 
Kostenvorteils.

• Verbote von
− Zwangsarbeit,
−  ausbeuterischer Kinderarbeit und
−  Diskriminierungen im Beruf so-

wie die
• Gebote des

−  gleichen Entgelts für gleiche Ar-
beit und die

−  Rechte zur Vereinigungsfreiheit 
der Arbeitnehmer und kollektiver 
Verhandlungen mit den Arbeit-
gebern festgeschrieben.

Gerechte Arbeit

Neben diesen universalen moralischen 
Ansprüchen der menschenwürdigen 
Arbeit gibt es jedoch noch weitere le-
gitime ethische Ansprüche an die Ge-
staltung von Arbeitsverhältnissen. Dies 
sind solche, in denen sich Vorstellun-
gen einer konkreten guten Gesell-
schaftsordnung widerspiegeln. Es han-
delt sich also um Mindeststandards 
ethischer Ansprüche, die je nach Stand 
des politischen und rechtlichen Sys-
tems eines Landes auch in positiven 
gesetzlichen Normen formuliert und 
somit justitiabel sind. Gerechte Arbeit 
ist dann eine, die unter den sozikultu-
rellen Vorstellungen auch
• von der Mehrheit der Bevölkerung 

als gerecht empfunden und besten-
falls

• rechtlich festgeschrieben ist.

Auch wenn damit keine universellen 
Ansprüche formuliert sind, können die 
kulturspezifi schen Vorstellungen gu-
ter Arbeit für alle Gesellschaftsglieder 
einer Region als verbindlich gelten. 
Konkret gilt dies z. B. für Mitbestim-
mungs- und Arbeitszeitregelungen. Pa-
trick Schreiner verweist in seiner ak-
tuellen Auseinandersetzung mit dem 

 Die Gerechtigkeit 
fi nanzwirtschaftlicher 
Strukturen wird in 
Amerika und Europa 
unterschiedlich beurteilt

Ein normativer Zielkorridor für Arbeitsbedingungen

So unterschiedlich die Arbeitsbedin-
gungen in den verschiedenen Pro-
duktionsstätten der Welt sind, so dif-
ferenziert muss auch eine normative 
Zielformulierung ausfallen, die an-
gibt, welche Arbeitsstandards trotz 
oder gerade durch den Freihandel er-
reicht bzw. bewahrt werden sollen. 

Es ist daher sinnvoll, je nach Kontext 
zwischen menschenwürdigen, gerech-
ten und guten Arbeitsbedingungen zu 
unterscheiden (vgl. Wissenschaftliche 
Arbeitsgruppe für weltkirchliche Auf-
gaben der Deutschen Bischofskonfe-
renz 2008, S. 42–51).

Menschenwürdige Arbeit

Die menschenrechtlich begründeten 
Mindestnormen menschenwürdiger 
Arbeit, die über alle kulturellen Un-
terschiede hinweg Geltung beanspru-
chen, antworten auf fundamentale 
Leiderfahrungen arbeitender Menschen 
zu jeder Zeit und an jedem Ort. Wie-
viel Prozent der weltweit gehandelten 
Waren unter Verletzung fundamenta-
ler Arbeitsrechte entstanden sind, ist 
kaum zu erheben. Christoph Scherrer 

geht davon aus, dass rund zehn Prozent 
des Warenwerts im weltweiten Handel 
unter Verstoß gegen die Kernarbeits-
normen der ILO erstellt wurden (Scher-
rer 2005a). Diese Normen formulieren 
die absoluten Mindeststandards men-
schenwürdiger Arbeit und haben für 
alle Mitgliedsländer der ILO den Sta-
tus von verbindlichen Menschenrech-
ten – unabhängig von ihrer nationalen 
Ratifi zierung. In ihnen sind u. a. die
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TTIP auf die Vielzahl der absehbaren 
indirekten Standardsenkungen im Ge-
gensatz zu den direkt im Abkommen 
verhandelten (Schreiner 2014). Am 
Beispiel der vollkommen unterschied-
lichen Kulturen im Bereich der Finanz-
wirtschaft zwischen dem angloameri-
kanischem und dem deutschen bzw. 
heute kontinentaleuropäischen Sys-
tem werden unterschiedliche Gerech-
tigkeitsvorstellungen in diesem Bereich 
gut darstellbar.

Gute Arbeit

Standards guter Arbeit wiederum ge-
hen über die eben genannten Gerech-
tigkeitsstandards hinaus und beschrei-
ben Zielvorstellungen einer den grund-
legenden Bedürfnissen der Arbeitenden 
und ihrer Familien entsprechenden Ar-
beit. Dazu gehört z. B.
• die Möglichkeit der Persönlichkeits-

entwicklung durch und neben der 
Arbeit sowie 

• Arbeitszeiten, die familienfreund-
lich sind.

• Pfl egearbeit, Familienarbeit und 
Ehrenamt sollten mit der Erwerbs-
arbeit in Einklang zu bringen sein, 
damit die schrittweise Ökonomisie-
rung aller Lebensbereiche nicht al-
ternativlos wird.

Der Diskurs um Arbeitsstandards im 
Kontext des Freihandels wird verengt 
geführt, wenn er allein auf die men-
schenrechtlichen Minimalstandards fi -
xiert. Die Forderung nach einer Be-
endigung der gewaltsamen Unterdrü-
ckung von Gewerkschaftern in einem 
Land darf nicht etwa gegen das Verbot 
der Sonn- und Feiertagsarbeit in ei-
nem anderen kulturellen Kontext aus-
gespielt werden. Innerhalb des norma-
tiven Zielkorridors muss eine globale 
Angleichung der Standards auf höchs-
tem Niveau angestrebt werden. Alle an-
deren Orientierungen drehen weiter an 
einer Abwärtsspirale von Arbeitsstan-
dards und Lohnentwicklung.

dieren. Diese Pfl ichten sind mehr als 
nur freiwillig zu gewährende Willkür-
leistungen. Auch greift der Glaube an 
die Sanktionsmacht der Konsumenten, 
die unethischen Verhalten von Unter-
nehmen bestrafen zu kurz, da der Groß-
teil des internationalen Handels kei-
ne Endprodukte und Unternehmen be-
trifft, die dem Konsumenten überhaupt 
bekannt sind (vgl. Senghaas-Knobloch 
2010, S. 29). Corporate Social Respon-
sibility, der Global Compact oder jeder 
andere noch so gut gemeinte Selbstver-
pfl ichtungskanon sind kein Ersatz für 
einklagbare und durchsetzbare Rechte. 
An dieser Durchsetzbarkeit muss sich 
eine neue Global Governance-Archi-
tektur messen lassen.

Der Ruf nach unilateralen Handels-
sanktionen zum Schutz von Rechten bei 
der Arbeit greift ebenfalls zu kurz. Zwar 
können Sanktionen sinnvoll und rich-
tig zum Schutz der heimischen Wirt-
schaft und Arbeitnehmer sein – sie tau-
gen jedoch nicht als Instrument eines 
globalen Handelsregimes. Mit Blick auf 
den Schutz von Arbeitsrechten werden 
durch Handelssanktionen gegen Länder, 
in denen diese Rechte missachtet wer-
den, alle Unternehmen für die Verfeh-
lungen einzelner bestraft. Zudem be-
ziehen sich die Sanktionen ja auf die 
Exportsektoren des Produktionslandes 
und haben kaum einen Einfl uss auf ei-
ne Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen in anderen Sektoren der betreffen-
den Wirtschaft. Der aktuelle politische 
Trend ist zudem eher ein gegenläufi ger: 
In Exportproduktionszonen des Südens 
werden Arbeits- und Sozialstandards 
innerhalb eines Landes nach unten ge-
drückt, damit der Export für den Nor-
den zu günstigen Preisen erfolgen kann. 
Außerdem sind Handelssanktionen un-
ter dem gegenwärtig gültigen Handels-
system der WTO sowieso kaum zulässig.

Bessere Arbeit durch neue Governance Instrumente

Doch selbst wenn dieser Zielkorridor 
von den verschiedenen Akteuren der 
gegenwärtigen Global Governance Ar-
chitektur mitgetragen wird, stellt sich 
die Frage, wie die Standards menschen-
würdiger und gerechter gestaltet wer-
den können und wie sich gute Arbeit 
durch den globalen Handel befördern 
lässt. Zu den diskutierten Vorschlägen 
gehören der Rekurs auf
• unternehmerische Selbstverpfl ich-

tungen,
• unilaterale Handelssanktionen und 

eine
• Integration von Sozialklauseln in 

das Regelwerk der WTO.

Weniger prominent sind die Vorschlä-
ge einer
• tieferen Formalisierung der institu-

tionellen Zusammenarbeit von ILO 
und WTO oder die

• Etablierung eines Internationalen 
Arbeitsgerichtshofs.

Alle diese Governance-Optionen wer-
den nachfolgend diskutiert.

Auch in der Sozialethik gibt es wei-
terhin Vertreter, die nicht an die Mög-
lichkeit oder Sinnhaftigkeit internatio-
naler Arbeitsregulierung glauben und 
im „soft law“ der Freiwilligkeit von 
transnationalen Unternehmen den 
vielversprechendsten Zugang zu einer 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
weltweit sehen (so z. B. Coni-Zimmer 
und Flohr 2013, S. 37). Diese Perspekti-
ve verkennt jedoch, dass der Appell an 
den „ehrbaren Kaufmann“ bei Kapital-
gesellschaften in der Regel nicht ver-
fängt. Zudem blendet diese Argumen-
tation vollkommen aus, dass mit den 
Rechten arbeitender Menschen auch 
Pfl ichten der Arbeitgeber korrespon-

 Selbstverpfl ichtungen von 
Unternehmen sind kein 
Ersatz für einklagbare 
Arbeitnehmerrechte
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erstellung würde einen deutlich wei-
ter reichenden Schutz für Mensch, Tier 
und Umwelt bedeuten.

Am Artikel XX dockte auch die 
langjährige Debatte um Sozialklauseln 
in den WTO-Regularien an. Schon der 
Satzungsentwurf für die letztlich ge-
scheiterte Internationale Handelsor-
ganisation (ITO), die Havanna-Char-
ter von 1948, formulierte eine sol-
che Klausel (Scherrer 2000). Seit den 
1990er Jahren fordern internationale 
Gewerkschafter vehement die Einfüh-
rung einer Sozialklausel. Sie stoßen da-
bei zumeist auf den Widerstand der 
Süd-Regierungen, die um ihre kom-
parativen Kostenvorteile bangen und 
fürchten, eine solche Klausel kön-
ne vom Norden für protektionistische 
Zwecke missbraucht werden. Die Er-

fahrung mit der Berücksichtigung von 
Arbeitsrechten in bestehenden bilatera-
len Abkommen zeigt jedoch, dass die-
se Angst unbegründet ist. Im Rahmen 
des Nordamerikanischen Freihandels-
abkommens NAFTA, das einen Wirt-
schaftsverband zwischen Kanada, den 
USA und Mexiko etablierte, wurde 
mit dem North American Agreement 
on Labor Cooperation (NAALC) 1994 
ein Seitenabkommen geschlossen, das 
die Wahrung nationaler Arbeitsstan-
dards durch eine Kommission für Ar-
beitskooperation garantieren soll. Ein 
Missbrauch dieses Mechanismus, der 
die heimische Wirtschaft vor Import-
substitutionen schützen soll, ist bisher 
nicht bekannt.

Die Einführung einer Sozialklau-
sel ist jedoch nur eine Reformbaustel-
le der WTO. Zivilgesellschaftliche Be-
teiligung fi ndet im Rahmen der WTO 
überhaupt nicht statt. Gute Beispiele 

 Sozialklauseln können 
durchaus Bestandteile von 
Freihandelsabkommen sein

Damit ist bereits ein zentraler Punkt 
möglicher Governance-Korrekturen 
im Welthandel angesprochen: das 
institutionelle Design der WTO bzw. 
der noch gültigen Vorläuferabkom-
men GATT (General Agreement on 
Tariffs and Trade). Der Blick auf die 
WTO ist jedoch nur hilfreich, wenn 
man sie durch die Brille der poli-
tischen Ökonomie als Arena begreift, 
in der Machtstrukturen aufeinander-
treffen. Peter Singer (2004) macht 
der WTO vier Vorwürfe, von denen 
der zentrale lautet, die WTO gewich-
te ökonomische Freiheiten stärker als 
Menschenrechte, Tierrechte und Um-
weltstandards. Dabei besteht durch 
das Fortwirken des GATT Artikel XX 
durchaus die Möglichkeit, durch leich-
te Änderungen den Handel mit Gü-
tern aus menschenunwürdiger Arbeit 
im Rahmen des WTO-Regelwerks zu 
begrenzen. Aktuell spricht der Arti-
kel davon, dass Handelsbeschränkun-
gen nur ausgesprochen werden dür-
fen, wenn es der „Schutz des Lebens 
oder der Gesundheit (…) erforderlich“ 
macht. Der Test der „Erforderlichkeit“ 
ist allerdings für die meisten Tatbe-
stände kaum zu bestehen, sodass vor 
den Handelsgerichten der Rekurs auf 
diesen Artikel selten erfolgreich ist. 
Für den Schutz von Arbeitsrechten ist 

Artikel XX in der aktuellen Formu-
lierung außerdem nicht zielführend, 
da es in dem Text immer um die zu 
handelnden Güter und nicht um ihren 
Herstellungsprozess geht. Das Produkt 
selbst darf also z. B. nicht schädlich für 
Kinder sein, die Herstellung des Pro-
duktes durch Kinder unter ausbeute-
rischen Arbeitsbedingungen hingegen 
wird durch das GATT nicht problema-
tisiert. Eine Änderung von Artikel XX 
hinsichtlich des Prozesses der Güter-

der Einbindung professioneller Akteu-
re des nichtstaatlichen Bereichs liefern 
Institutionen wie der Wirtschafts- und 
Sozialrat der Vereinten Nationen (ECO-
SOC), der Europarat oder auch die ILO. 
Dem hochpolitisierten Verhandlungs-
diskurs würden solche Beteiligungen 
sicher gut tun. Durch das derzeitige all-
gemeine Veto-Recht eines jeden Staates 
kommen Verhandlungen nicht zur Ent-
scheidungsreife. Die freiwillige Abgabe 
nationaler Souveränität würde man-
chen Ländern jedoch leichter fallen, 
wenn diese von einer breiten Koali-
tion gesellschaftlicher Kräfte mitgetra-
gen würde. Die Reformrichtung für die 
WTO bleibt indes unklar. Ohne die WTO 
zu einer neuen Entwicklungsinstituti-
on ausbauen zu wollen, fordert Paul 
 Collier aufgrund der Machtasymme-
trien innerhalb der WTO, dass Länder, 
in denen Armut und ausbeuterische 
Arbeitsbedingungen die Regel sind, 
einseitig vor einem ruinösen Wettbe-
werb zu schützen seien ( Collier 2008, 
S. 213). Damit steht er in der Tradition 
von Friedrich List und Dieter Senghaas, 
die ungleiche Handelshemmnisse zum 
Schutz entwicklungsbedürftiger Öko-
nomien immer gefordert haben.

Ein wichtiger Zwischenschritt zu 
einem neuen Handelsregime kann die 
Formalisierung der Kooperation zwi-
schen WTO und ILO sein (vgl. Auer et 
al. 2006, S. 6). Die Beziehungen zwi-
schen WTO und ILO sind in den ver-
gangenen Jahren zumindest auf der Ar-
beits- und Repräsentationsebene bes-
ser geworden. Eine Vielzahl zuvor für 
unmöglich gehaltener gemeinsamer 
Dokumente und Studien macht dies 
deutlich. Der mancherorts unterbrei-
tete Vorschlag, alle WTO-Mitgliedslän-
der sollten zu einer feierlichen Ratifi -
zierung der Kernarbeitsnormen gebe-
ten werden, scheitert allerdings bereits 
am Ratifi zierungswillen der ILO-Länder 
selbst. Auch in den hochrangingen Ent-
scheidungsgremien der ILO sitzen mit 
den USA und China Länder, die nicht 
alle Kernarbeitsnormen formell ratifi -
ziert haben. Realitätsfern erscheinen 
daher Vorschläge, dass bei offenkun-

 Entwicklungsbedürftige 
Ökonomien müssen 
einseitig vor einem für 
sie ruinösen Wettbewerb 
geschützt werden

Sozialklauseldebatte und der GATT-Artikel XX
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chung muss dabei weniger als nationale 
Gerichte Rücksicht auf lokale Befi nd-
lichkeiten und politische Opportunitä-
ten nehmen, da sie nicht Gefahr läuft, 
als Instrument rivalisierender nationa-
ler Gruppierungen wahrgenommen zu 
werden. Zudem wird ein solches Ge-
richt nicht dem Protektionismusvor-
wurf ausgesetzt sein, mit dem bisher 
jede Form von Sanktion seitens eines 
Handelspartners markiert wurde. An-
ders als Schiedsgerichte der WTO wä-
re ein Internationaler Arbeitsgerichts-
hof nicht in erster Linie dem Freihan-
del, sondern den Rechten bei der Arbeit 
verpfl ichtet.

Ein Internationaler Arbeitsgerichtshof zur Durchsetzung von 
Arbeitsrechten

Zugegebenermaßen bestehen hohe völ-
kerrechtliche Hürden für die Etablie-
rung eines Internationalen Arbeitsge-
richts (vgl. Demele 2013, S. 422–426). 
Die Erfahrungen aus der Praxis des In-
ternationalen Gerichtshofs (IGH), dem 
Hauptrechtsprechungsorgan der Ver-
einten Nationen, dem Internationalen 
Strafgerichtshof (IStGH) und dem Eu-
ropäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR) können jedoch hilfreich 
sein. Wünschenswert wäre eine Kla-
geoption für Staaten, Gewerkschaften, 
Unternehmen und NGOs. Eine reale 
Möglichkeit zur Klageerhebung stärkt 
mittelbar „die Rolle des Individuums im 
internationalen Recht, weil und solan-
ge die Menschen nicht befugt sind, vor 
internationalen Gerichten zu klagen“ 
(Emmerich-Fritsche 2007, S. 612). An-
ders als beim IGH müssten nicht nur 
Staaten hinsichtlich ihrer ratifi zierten 
Übereinkommen verklagt werden kön-
nen, sondern auch Unternehmen, die 
ihren Sitz in einem Mitgliedsland ha-
ben, das Mitglied von WTO oder ILO ist. 
Um ein solches ständiges internationa-
les Arbeitsgericht einzurichten, bedarf 
es eines eigenen Statuts, das durch die 
Mitgliedsländer dieser Organisationen 
separat zu ratifi zieren wäre.

Die große Signalwirkung der Exis-
tenz und der Verurteilungsoption durch 
eine solche Institution spricht dafür, 
die Mühen der Etablierung eines In-
ternationalen Arbeitsgerichtshofs auf 
sich zu nehmen. Schiedsverfahren vor 
Handelsgerichtshöfen oder Beschwer-
de- und Klageverfahren gemäß ILO-
Verfassung werden in der politischen 

Öffentlichkeit kaum wahrgenommen. 
Die Prominenz eines ständigen inter-
nationalen Gerichtshofs zur Entschei-
dung über massive Verletzungen von 
Arbeitsnormen könnte dies ändern. 
Zum anderen wird mit einem Interna-
tionalen Arbeitsgerichtshof eine echte 
Normenimplementierungsinstanz ge-
schaffen, die gerade in den Ländern die 
Einhaltung von Rechten bei der Arbeit 
fordert, in denen sie am häufi gsten ver-

letzt werden. Dies sind Länder mit po-
litisch fragilen Strukturen sowie wirt-
schaftlich schwache Entwicklungslän-
der, in denen die Regierung u. U. unter 
einem besonderen Druck von Unterneh-
men steht, da sie vermeintlich auf jegli-
che Form der Direktinvestitionen ange-
wiesen sind. Internationale Rechtspre-

Rechtssetzung fordert Rechtsdurchsetzung

Die Setzung internationaler Normen 
verlangt auch nach Instrumenten  ihrer 
Durchsetzung. Weder die WTO, noch 
die ILO oder bilaterale Handelsabkom-
men konnten bisher wirksame Arbeits-
schutzmechanismen etablieren und 
die Abwärtsspirale der Arbeitsstan-
dards aufhalten. In einer künftigen 

Global Governance-Architektur ist ei-
ne Institution, die für die Öffentlich-
keit wahrnehmbar internationales Ar-
beitsrecht spricht, notwendig. Die ILO 
ist die UN-Sonderorganisation, die so-
wohl die Einsetzung begleiten, als auch 
Ort der institutionellen Anbindung ei-
nes solchen Gerichtshofes sein sollte. 
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LITERATUR

Die verschiedenen Kodizes und Abkom-
men brauchen einen internationalen 
Gerichtshof für Arbeitsfragen als exter-
ne Streitschlichtungsstelle, wenn es um 
Arbeitsstandards geht. Das gilt sowohl 
im Welthandel als auch in der Finanz-
wirtschaft, sowohl im Kontext der OECD 
als auch in dem der  Vereinten Natio-
nen. Als bloßer Referenzpunkt für Sozi-
alklauseln und Richtlinien dürfen Men-
schenrechte wie die Kernarbeitsnormen 
nicht weiter als Feigenblatt missbraucht 
werden. Bekenntnisse zu Standards 
menschenwürdiger, gerechter und gu-

ter Arbeit sind nur so glaubwürdig, wie 
ihre Akteure auch bereit sind, Institu-
tionen zur Durchsetzung dieser Normen 

zu schaffen. Die aktuelle Dysfunktiona-
lität des Freihandels in diesem Bereich 
zeigt, wie dringlich dies ist.
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 Freihandel und Investorenschutz
Schiedsgerichte zur Durchsetzung eines neuen Freihandelsrechts?

Im internationalen Recht sind Schiedsgerichte nichts Neues. Sie dienen im Rahmen 
von Handelsabkommen der Streitschlichtung zwischen den beteiligten Staaten. Bei 
den aktuellen Handelsabkommen der Europäischen Union mit Kanada bzw. den USA 
erhalten sie allerdings eine neue Qualität: Sie sollen die Einhaltung spezieller Inves-
titionsschutzklauseln garantieren und den privaten Investoren eine entsprechende 
Klagemöglichkeit gegenüber den beteiligten Staaten eröffnen. Geschützt werden 
„die vernünftigen Gewinnerwartungen“ der Unternehmen. Sie sollen nicht durch 
eine veränderte Sozial- oder Umweltgesetzgebung einzelner Staaten geschmälert 
werden können. Der Autor vergleicht die Regelungen detailgenau mit denen ande-
rer Abkommen. Sie werden dem Schutz des Eigentums durch das deutsche Grundge-
setz gegenüber gestellt und rechtssystematisch eingeordnet. Die abschließende po-
litische Bewertung kritisiert die Schwächung demokratischer und rechtsstaatlicher 
Kontrolle über die Verteilung wirtschaftlicher Güter.

TTIP und CETA w  erden als Handels-
abkommen bezeichnet, mit deren 

Hilfe eine Freihandelszone zwischen 
Europa und den USA bzw. Kanada ent-
stehen soll. Handelsabkommen sind zu-
nächst „ganz normale“ völkerrechtliche 
Verträge. Sie gelten zwischen den ver-
tragsschließenden Parteien, d. h. zwi-
schen den Staaten, nicht aber zwischen 
den Staaten und Privaten. Aus den 
Verträgen entstehen regelmäßig kei-
ne Rechtsansprüche für Private, also 
Ansprüche des Herrn Zetsche oder des 
Herrn Fisahn, auch nicht zwischen ju-
ristischen Personen wie etwa der Deut-
schen Bank oder dem TUS Örlinghau-
sen. Sie alle können bei Klagen vor 
deutschen oder internationalen Gerich-
ten regelmäßig nicht direkt Rechte aus 
dem völkerrechtlichen Vertrag ableiten. 
Das soll bei TTIP und CETA anders sein.

Völkerrechtliche Verträge können 
nur gekündigt werden, wenn das aus-
drücklich im Vertrag geregelt ist oder 
die Geschäftsgrundlage entfällt, weil 
sich eine Partei nicht an die Abspra-
chen hält. So steht es in der Wiener 
Vertragsrechtskonvention. Anders als 
beim nationalen Recht ist die Durchset-
zung der Vereinbarungen aber von der 

freiwilligen Rechtsbefolgung durch die 
beteiligten Staaten abhängig. Es gibt 

keine Gewalt, die Ansprüche mittels 
Zwang durchsetzen könnte.

Freihandel in anderen Abkommen

Nun sind TTIP und CETA keineswegs die 
ersten Freihandelsabkommen. Wichtige 
Internationale Freihandelsabkommen 
wurden im Rahmen der World Trade Or-
ganisation (WTO) abgeschlossen oder 
in diese integriert. Den Auftakt mach-
te am 30.10.1947 das General Agree-
ment on Tariffs and Trade, kurz GATT, 
das im Wesentlichen einen Abbau von 
Zöllen zwischen den Staaten vorsah, 
was auch recht erfolgreich durchge-
setzt wurde. 1994 wird das GATT zur 
WTO erweitert: Um den Handelsvertrag 
herum wird eine ganze Organisation 
geschaffen mit Sekretariat, Versamm-
lungen und Gerichtsbarkeit. Ziel der 
WTO ist der Freihandel zwischen den 
Mitgliedstaaten, der über den Zollab-
bau hinausgeht und insbesondere den 
ungehinderten Zugang zu „fremden“ 
Märkten anstrebt. Die WTO-Rechtsord-
nung besteht aus ca. 26.000 Seiten und 
ist so wohl das umfangreichste Über-
einkommen im Völkerrecht.

Zu den wichtigen Vertragsbestand-
teilen der WTO-Verträge gehören
• das WTO-Übereinkommen zur Er-

richtung der WTO als Handelsor-
ganisation;

• das schon erwähnte GATT;
• sein Namensvetter, das GATS, wo-

mit das General Agreement on 
Trade in Services (Übereinkom-
men zum Dienstleistungshandel) 
abgekürzt wird. Ziel des GATS ist 
es, einen offenen Weltmarkt für 
Dienstleistungen zu schaffen mit 
der Perspektive, bisher staatliche 
Dienstleistungen zu privatisieren.

• Schließlich ist das TRIPs zu er-
wähnen, womit das Trade-Related 
Intellectual Property Agreement 
(Handelsbezogenes Urheberrechte-
Abkommen) bezeichnet wird. Ge-
schützt werden sollen geistige Ei-
gentumsrechte, d. h. vor allem Pa-
tente gegen ihre Nutzung durch 
Unberechtigte. 

Andreas Fisahn
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Weil die WTO eine Handelsorganisa-
tion ist, geht ihre Aufgabe über „den 
Vollzug“ der vereinbarten Regelungen 
hinaus. Sie ist damit beauftragt und 
beschäftigt, weitere Handelserleichte-
rungen zu initiieren, was durch sog. 
Runden geschieht, in denen sich die 
Vertreter der Mitgliedstaaten zu Ver-
handlungen treffen, und die nach dem 
Ort benannt werden, wo das Treffen 
stattfi ndet. Die letzte dieser Runden, 
die Doha-Runde, scheiterte mehr oder 
weniger an Interessenskonfl ikten zwi-
schen Nord und Süd. In Bali wurde 
2013 noch einmal ein Kompromiss er-
zielt, der aber im Wesentlichen in einer 
Absichtserklärung bestand, weiter zu 
arbeiten, und der keine substanziellen 
Änderungen enthielt:
• Der globale Süden verlangt vom 

Norden, dass dieser seine Märk-
te für Agrarprodukte des Südens 
öffnet und vor allem seine eige-
ne Landwirtschaft nicht subventi-
oniert, womit diejenige des Südens 
niederkonkurriert wird.

• Der globale Norden will dagegen 
vom Süden eine Öffnung der Märk-
te vor allem für Dienstleistungen, 
wozu nach dem Sprachgebrauch die 
Öffnung für private Wasserversor-
gung, Bildung, Infrastruktur usw. 
gemeint ist.

Weil es in der WTO nicht so richtig 
weiter geht, weichen die Staaten des 
Nordens auf bi- oder multilaterale Ab-
kommen mit Staaten des Südens aus. 
Das hat den „Vorteil“, dass in solchen 
Verhandlungen ökonomische Druck-
mechanismen viel besser funktionie-
ren. Die Handelsabkommen innerhalb 
des Nordens sind deutlich ambitionier-
ter. Zu nennen ist etwa der Europäi-
sche Wirtschaftsraum (EWR), der das 

 Bei bilateralen 
Abkommen mit Staaten 
des Südens nutzen 
die Industriestaaten 
ökonomische Druckmittel 
zur Durchsetzung ihrer 
Interessen

EU-Abkommen mit Island, Liechten-
stein und Norwegen zur Bildung ei-

ner Freihandelszone bezeichnet, das 
seit 1994 in Kraft ist. 

Schiedsgerichtsverfahren im Freihandel

Intensiv wird diskutiert, dass CETA wie 
TTI P die Möglichkeit vorsehen (sollen), 
da ss private Investoren vor einem spe-
ziellen Schiedsgericht die Staaten auf 
Schadensersatz verklagen können, 
wenn sie direkt oder indirekt enteignet 
werden. Auch das ist nichts Neues im 
internationalen Recht, das Schiedsge-
richte ebenso kennt wie Streitschlich-
tungsverfahren. Doch in CETA und 
TTIP sollen diese eine neue Qualität 
erhalten:
• Zunächst lässt sich feststellen, dass 

die WTO ein Streitschlichtungsver-
fahren (dispute settlement) zwi-
schen Staaten kennt, aber keine In-
vestitionsschutzklauseln und kein 
entsprechendes Schiedsgerichtsver-
fahren (arbitration) zwischen priva-
ten Investoren und Staaten.

• Bilaterale Verträge enthalten da-
gegen oft auch Investitionsschutz-
klauseln. Es existiert ein spezielles 
Abkommen über Investitionsschutz 
aus dem Jahre 1965, nämlich das 
„Übereinkommen zur Beilegung 
von Investitionsstreitigkeiten zwi-
schen Staaten und Angehörigen 
anderer Staaten“ (ICSID-Konven-

tion), mit dem das internationale 
Schiedsgericht für Investitionsstrei-
tigkeiten (International Center for 
the Settlement of Investment Dispu-
tes –  ICSID) etabliert wurde.

Mit TTIP und CETA soll beides etab-
liert werden,
• die Streitschlichtung zwischen den 

beteiligten Staaten sowie 
• ein Schiedsgerichtsverfahren zwi-

schen Privaten und einem Staat, 
das nur Investitionsschutz betrei-
ben soll.

Um die Besonderheit von CETA und 
TTIP zu klären, ist deren Schiedsge-
richtsverfahren mit dem alten ICSID 
Verfahren zu vergleichen und zu be-
werten. 

Erinnert werden soll nur kurz, dass 
ein Investitionsschutzabkommen, näm-
lich das Multilaterale Abkommen über 
Investitionen, kurz MAI, schon einmal 
auf den Weg gebracht worden war. Es 
scheiterte 1998 am Widerstand einer kri-
tischen Bewegung und der ablehnenden 
Haltung Frankreichs. Nun wird der al-
te Hut in neuer Form wieder gehandelt. 

Investorenschutz als Ziel der Schiedsgerichtsverfahren

Im Verhandlungsmandat für TTIP wird 
ausdr ücklich formuliert, dass ein Inves-
titionsschutzkapitel mit entsprechen-
den privaten Klagemöglichkeiten ge-
schaffen werden soll Es heißt dort:

„Bei den Verhandlungen im Be-
reich der Investitionen wird das Ziel 
darin bestehen, auf der Grundlage des 
höchsten Liberalisierungsniveaus und 
der höchsten Schutzstandards, die die 
beiden Vertragsparteien bis dato aus-
gehandelt haben, Bestimmungen über 
die Liberalisierung und den Schutz von 
Investitionen einschließlich der Beile-

gung von Streitigkeiten zwischen In-
vestor und Staat auszuhandeln.“

Klar ist damit auch, dass ein Kla-
gerecht von (privaten) Unternehmen 
gegen Staaten eingeführt werden soll. 
Dazu sollen Schiedsgerichte geschaffen 
werden, wozu die Verhandlungsfüh-
rung der EU in folgender Weise man-
datiert wird: 

„Das Abkommen sollte nach Mög-
lichkeit einen wirksamen Mechanis-
mus für die Beilegung von Streitig-
keiten zwischen Investor und Staat 
enthalten, … Es sollte ein breites Spek-
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trum von Schiedsgremien für Investo-
ren vorgesehen werden, wie sie der-
zeit im Rahmen der bilateralen Inves-
titionsabkommen der Mitgliedstaaten 
zur Verfügung stehen.“ 

Im CETA-Vertrag wird in Art. X 17 
normiert, dass private Investoren ein 
Klagerecht gegen Staaten wegen Ver-
letzung der Investitionsschutzartikel 
haben.

Das gilt zunächst auch für den Eigen-
tumsschutz nach dem Grundgesetz: Al-
le diese Maßnahmen bedeuten eine In-
halts- und Schrankenbestimmung des 
Eigentums und müssen gerechtfertigt 
werden, d. h. nach deutschem Verfas-
sungsrecht am Ende verhältnismäßig 
sein. Auch nach den Formulierungen 
im CETA ist nicht jede Einschränkung 
unzulässig oder löst eine Entschädi-
gungspfl icht aus – nur dann, wenn 
sie den vernünftigen Gewinnerwar-
tungen der Investoren widerspricht. 
Was darunter zu verstehen ist, wird in 
der Hand der entscheidenden Gerichte 
liegen. Es kann sich jedenfalls im Er-
gebnis deutlich von den Vorgaben des 
GG unterscheiden. 

Anders sind die Verfahrensvoraus-
setzungen nach der ICSID-Konventi-
on von 1965. Dort heißt es in Art. 25 
ICSID zu Gegenstand und Vorausset-
zung des Verfahrens:

„Die Zuständigkeit des Zentrums 
erstreckt sich auf alle unmittelbar mit 
einer Investition zusammenhängen-
den Rechtsstreitigkeiten zwischen ei-
nem Vertragsstaat (oder einer von die-
sem abhängigen Gebietskörperschaft 
oder Stelle, die er dem Zentrum be-
nennt) einerseits und einem Angehö-
rigen eines anderen Vertragsstaats an-
dererseits, wenn die Parteien schriftlich 
eingewilligt haben, die Streitigkeiten 
dem Zentrum zu unterbreiten.“

Es geht also erstens nicht nur um 
indirekte Enteignungen und Entschä-
digungen, sondern umfassender um 
Streitigkeiten. Entscheidend ist aber 
zweitens, dass dem Investor, also einem 
Konzern, nicht einfach ein Klagerecht 
eingeräumt wird, sondern Staat und 
Investor sich von Fall zu Fall darauf 
einigen, den Streit von dem Schieds-
gericht klären zu lassen. Stimmt der 
Staat nicht zu, fi ndet das Verfahren 
nicht statt, was bedeutet, dass der Kon-
zern vor den jeweiligen nationalen Ge-
richten klagen muss. 

Bis Mitte der achtziger Jahre war 
der Schlichtungsmechanismus des 
 ICSID ausschließlich Bestandteil kon-
kreter, einzelner Verträge. Es bedurfte 

Verbot von direkter und indirekter Enteignung 

Investitionsschutz wird gegen indi-
rekte und direkte Enteignunge n ge-
währt. Staaten dürfen nur unter spe-
ziellen Voraussetzungen enteignen und 
sind außerdem verpfl ichtet, eine „zügi-
ge, adäquate und effektive Entschädi-
gung“ zu zahlen. Das läuft im Zweifel 
auf Wertersatz hinaus, den das deut-
sche Grundgesetz nicht kennt. Gemäß 
Art. 14 Abs. 3 GG muss bei Enteignun-
gen zum Wohle der Allgemeinheit nur 
eine „angemessene Entschädigung“ ge-
zahlt werden, die nach der Rechtspre-
chung des BVerfG unter dem Werter-
satz liegen kann. In Art. X 11 CETA 
heißt es dagegen:

„Neither Party may nationalize or 
expropriate a covered investment either 
directly, or indirectly through measures 
having an effect equivalent to nationa-
lization or expropriation (hereinafter 
referred to as “expropriation“), except:

(a) for a public purpose;
(b) under due process of law;
(c) in a non-discriminatory man-

ner; and
(d) against payment of prompt, ad-

equate and effective compensation.“
Entsprechend lautet die Formulie-

rung im TTIP Mandat: Zu gewähren 
ist „Schutz vor direkter und indirekter 
Enteignung, einschließlich des Rechts 
auf unverzügliche, angemessene und 
effektive Entschädigung.“ 

Es stellt sich die Frage: Was ist in-
direkte Enteignung? CETA defi niert im 
Annex zu Art. X 11:

„Indirect expropriation occurs whe-
re a measure or series of measures of 
a Party has an effect equivalent to di-
rect expropriation, in that it substan-
tially deprives the investor of the fun-
damental attributes of property in its 
investment, including the right to use, 

enjoy and dispose of its investment, 
without formal transfer of title or out-
right seizure.“

Unter indirekte Enteignung fallen 
also alle Maßnahmen, d. h. auch Ge-
setze, die mit Blick auf das Eigentum 
ähnliche Effekte haben wie die Enteig-
nung, weil die Nutzungsmöglichkeiten 
verringert werden, ohne das Eigentum 
zu transferieren. Kurz: Indirekte Ent-
eignung bedeutet jede Einschränkung 
der Möglichkeiten, Profi t zu machen. 

Entschieden werden soll aber von 
Fall zu Fall nach explizit benannten 
Kriterien. Nur negative Effekte auf den 
Wert einer Investition reichen nicht, um 
eine Enteignung anzunehmen. Es sind 
aber die vernünftigen Gewinnerwar-
tungen der Investoren zu berücksich-
tigen. Wörtlich: „the extent to which 
the measure or series of measures in-
terferes with distinct, reasonable in-
vestment-backed expectations.“

Was heißt das praktisch?
• Jede Gesetzgebung, die soziale 

Standards erhöht, etwa den Kün-
digungsschutz verbessert oder die 
Umlage für Sozialkassen anhebt, 
kann zunächst als indirekte Ent-
eignung gelten.

• Das Gleiche lässt sich für Maßnah-
men im Bereich des Umwelt- oder 
Gesundheitsschutzes feststellen, wie 
etwa die Einführung neuer Grenz-
werte oder Verschmutzungsabga-
ben oder die Pfl icht zum Hinweis 
auf Gesundheitsgefahren.

 Das Verbot indirekter 
Enteignung untersagt jede 
gesetzliche Maßnahme, 
die vernünftige Gewinn-
erwartungen schmälert
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also jedes Mal einer vertraglichen Ver-
einbarung, in das Streitschlichtungs-
verfahren einzutreten. Inzwischen gibt 
es eine generelle Verpfl ichtung von Re-
gierungen, sich bei Investitionsstrei-
tigkeiten dem Schlichtungsmechanis-
mus des  ICSID zu unterwerfen, nämlich 
in über 2000 bilateralen Investitions-
schutzabkommen.1 Auch der CETA-
Vertrag nimmt auf die ICSID-Konven-
tion Bezug. Das heißt die Freihandels-
abkommen, darunter CETA und TTIP, 
machen die Anrufung eines Schieds-
gerichtes zur verbindlichen Form der 
Lösung eines Rechtsstreits.

Sondergericht für Konzerne 

CETA sieht nach Konsultation und Me-
diation als Möglichkeiten konsensualer 
Lösung das Schiedsgerichtsverfahren 
zwischen Investor und Staat vor, um 
die F rage zu klären, ob eine indirekte 
Enteignung unzulässig oder entschä-
digungspfl ichtig ist. Wer sitzt nun in 
diesen Schiedsgerichten und entschei-
det solch wichtige Verfahren? 

Nach Art. X 25 CETA bestimmen 
zunächst die Parteien die Richter, also 
Investor und Staat. Erzielen sie einen 
Konsens, können sie die Entscheidung 
einem Einzelrichter übertragen. Wenn 
nicht, besteht das Gericht aus drei Rich-
tern, wovon jede Partei einen wählt, der 
„neutrale“ Dritte muss wieder konsen-
sual ernannt werden. 

„Unless the disputing parties have 
agreed to appoint a sole arbitrator, the 
Tribunal shall comprise three arbitra-
tors. One arbitrator shall be appointed 
by each of the disputing parties and the 
third, who will be the presiding arbit-
rator, shall be appointed by agreement 
of the disputing parties. If the disputing 
parties agree to appoint a sole arbitra-
tor, the disputing parties shall seek to 
agree on the sole arbitrator.“

Die Richterernennung nach der 
 ICSID-Konvention hat offenbar als Vor-
lage für das CETA Verfahren gedient. 
Art. 37 ICSID-Konvention bestimmt: 

„Das Gericht besteht aus einem Ein-
zelschiedsrichter oder einer ungeraden 
Anzahl von Schiedsrichtern, die ent-
sprechend der Vereinbarung der Par-
teien ernannt werden. Können die Par-
teien sich nicht über die Anzahl der 
Schiedsrichter und die Art ihrer Ernen-
nung einigen, so besteht das Gericht 
aus drei Schiedsrichtern, wobei jede 
Partei einen Schiedsrichter ernennt und 
der dritte, der den Vorsitz im Gericht 
führt, im gegenseitigen Einvernehmen 
von den Parteien ernannt wird.“

Das heißt zunächst, dass CETA und 
TTIP ebenso wie die ICSID-Konvention 
Sondergerichte für Unternehmen ins-
tallieren. Geklagt werden kann nicht 
nur vor den üblichen nationalen Ge-
richten, sondern vor besonderen, in-
ternationalen Gerichten. In der ICSID 
Konvention wurde immerhin eine spe-
zielle vertragliche Vereinbarung ver-
langt. Das Sondergericht für Konzerne 
wird über Freihandelsabkommen all-
gemein. Dabei wird die Zusammenset-
zung des Gerichts je zur Hälfte von den 
Parteien bestimmt. 

Diese Regelung wirft verschiedene 
rechtsstaatliche Probleme auf: Die kon-
sensuale Ernennung der Richter führt 
dazu, dass die Sondergerichte nicht 
dem Gebot des gesetzlichen Richters 
folgen. Die Richter sind im Zweifel 
gleichzeitig ihrem Mandatgeber und 
nicht dem Recht verpfl ichtet. Durch 
die Zusammensetzung des Gerichts 
kann der Ausgang des Verfahrens be-
stimmt werden. In Schiedsgerichtsver-
fahren, auf die man sich im Einzelfall 
verständigt, mag dass noch vertretbar 
sein, weil man gleichsam eine gütliche 
Einigung anstrebt. Wenn aber ein sol-
ches Verfahren gegen den Willen einer 
Partei eröffnet werden kann – und das 
ist hier immer nur der Staat –, wird die-
se Form der Ernennung von Richtern 
rechtsstaatlich problematisch. 

Sondergerichte widersprechen au-
ßerdem dem rechtsstaatlichen Gebot 
der Allgemeinheit des Gesetzes, die ei-
ne zentrale Errungenschaft des bür-
gerlichen Rechtsstaates gegenüber dem 
feudalen Privilegienrecht oder auch 

den NS-Sondergerichten darstellen. 
Sondergerichte widersprechen dem 
Prinzip der Gleichheit vor dem Ge-
setz als einem wichtigen Prinzip des 
Rechtsstaates, das in Art. 3 Abs. 1 GG 
formuliert ist. Die Konzerne können 
strategisch überlegen, bei welchem Ge-
richt sie höhere Erfolgsaussichten ha-
ben und den entsprechenden Verfah-
rensweg wählen. Bei Schiedsverfahren, 
welche die Form gütlicher Einigungen 
haben, ist das hinnehmbar, insbeson-
dere wenn die Entscheidungen nicht 
verbindlich sind. In Art. X 39 CETA 
ist ebenso wie in ICSID-Konvention ei-
ne solche bindende Wirkung normiert, 
was auch den ICSID-Vertrag problema-
tisch macht.

Sonderrecht für Konzerne

Schließlich schaffen CETA und TTIP 
ein Sonderrecht für Konzerne, nämlich 
das dort formulierte Freihandelsrecht. 
Die Entscheidung des Gerichts basiert 
auf Rechtsvorschriften; es kommt al-
so darau f an, welche Normen anzu-
wenden sind. 

Art. X 27 CETA bestimmt, dass das 
Schiedsgericht auf der Grundlage des 
Vertrages und seiner Auslegung zu ent-
scheiden hat. Angewendet werden also 
nicht die nationalen Rechtsvorschrif-
ten, auch nicht das nationale Verfas-
sungsrecht. Der Handels-Kommission, 
die mit CETA etabliert wird, kommt da-
bei das Recht zu, eine für das Schieds-
gericht bindende Auslegung des Ver-
trages zu entwickeln. 

„A Tribunal established under this 
Chapter shall render its decision con-
sistent with this Agreement as inter-
preted in accordance with the Vienna 
Convention on the Law of Treaties, and 

1  Siehe: www.frankfurt-main.ihk.de/ 
recht/themen/streitbeilegung/schieds 
 gericht/icsid/index.html, 16.09.2014.

 Sondergerichte wider-
sprechen dem Prinzip der 
Gleichheit vor dem Gesetz
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other rules and principles of interna-
tional law applicable between the Par-
ties. Where serious concerns arise as 
regards matters of interpretation that 
may affect investment, the Commit-
tee on Services and Investment may, 
pursuant to Article X. 42 (3) (a), recom-
mend to the Trade Committee the adop-
tion of interpretations of the Agree-
ment. An interpretation adopted by the 
Trade Committee shall be binding on a 
Tribunal established under this Chap-
ter. The Trade Committee may decide 
that an interpretation shall have bin-
ding effect from a specifi c date.“

Anders ist die Situation beim Ver-
fahren vor dem ICSID. Grundlage für 
dessen Entscheidungen ist nämlich 
nicht der Vertrag selbst, sondern nach 
Art. 42 ICSID das nationale Recht oder 

spezifi sche, zwischen den Parteien ver-
einbarten Normen, also etwa Europa-
recht oder ein von Konzern und Staat 
abgeschlossener Vertrag. (Das macht 
den Atomausstieg durch die damals 
vertragliche Vereinbarung der Regie-
rung Schröder so problematisch.)

„Das Gericht entscheidet die Strei-
tigkeit gemäß den von den Parteien 
vereinbarten Rechtsvorschriften. Liegt 
eine solche Vereinbarung nicht vor, so 
wendet das Gericht das Recht des Ver-
tragsstaats, der Streitpartei ist, – ein-
schließlich seines internationalen Pri-
vatrechts – sowie die einschlägigen Re-
geln des Völkerrechts an.“

Das Problem ist hier, dass nicht nur 
ein Sondergericht, sondern auch ein 
Sonderrecht für Konzerne geschaffen 
wird, das am Ende nationalen Rechts-
vorschriften einschließlich der Verfas-
sung vorgehen könnte. 

Nimmt man beispielsweise an, ein 
Konzern verklagt die BRD, weil sie 
schärfere Arbeitsschutzgesetze ge-
schaffen hat, was europarechtlich zu-

 Die neuen Schiedsgerichte 
wenden ausschließlich 
das in den Verträgen 
festgelegte Freihandels-
recht an

lässig wäre. Dann kann das Schiedsge-
richt entscheiden, dass die BRD damit 
gegen CETA verstößt, dem Bundes-
tag also aufgeben, das Gesetz zu än-
dern. Das ginge auch dann, wenn das 
BVerfG ein solches Gesetz für unpro-
blematisch vereinbar mit Art. 12 GG, 
also der Berufsfreiheit des Unterneh-
mers halten würde. Der Freihandelsver-
trag könnte so Vorrang vor nationalem 
Recht haben, also vor Entscheidungen 
des demokratisch gewählten Gesetzge-
bers, und die Verfassung somit an den 
Rand spielen.2

Fazit

• CETA un d TTIP gehen deutlich über 
die ICSID-Konvention hinaus, weil 
nicht das nationale Recht Grund-
lage des Schiedsgerichtsverfahrens 
ist, sondern das Abkommen selbst. 
Nationales Recht wird demnach an 
den Vorschriften des Abkommens 
gemessen. Widerspricht es, muss es 
möglicherweise geändert werden, 
oder es muss eine Entschädigung 
gezahlt werden. Die durchaus pro-
blematische Privatgerichtsbarkeit 
gab es zwar schon bei ICSID, aber 
sie ist deutlich beschränkter, weil 
sich die Parteien
–  erstens von Fall zu Fall verstän-

digen müssen, das Schiedsgericht 
zu akzeptieren und

–  zweitens das nationale Recht die 
Rechtsgrundlage bildet.

• Ziele des neuen Freihand   elsrechts 
sind die Reduzierung von Regulie-
rungs-Standards und eine allgemei-
ne Marktöffnung. Sie sollen erreicht 
werden durch die Harmonisierung 
von Rechtsvorschriften bzw. durch 
die gegenseitige Anerkennung un-
terschiedlicher Vorschriften. (Auf 
die Auswirkungen für den Umwelt- 
und Verbraucherschutz, aber auch 
für die ausstehende Finanzmarkt-
regulierung, wird in anderen Bei-
trägen dieses Heftes eingegangen.)

• Auch der gesamte öffentliche Sek-
tor soll innerhalb der nordatlanti-

schen Freihandelszone für den un-
gebremsten privatwirtschaftlichen 
Wettbewerb geöffnet werden. Das 
betrifft etwa die Bereic  he Bildung, 
Wasserversorgung, Gesundheit und 
vieles andere.

• Die nordamerikanische-europäi-
sc he Freihandelszone könnte zu 
einer Verlagerung der Produktion 
aus dem Süden in die kapitalisti-
schen Zentren führen. Zusätzliche 
Produktion ist dabei nicht zu erwar-
ten, weil in den Zentren die Märkte 
weitgehend gesättigt sind. Verlierer 
wäre der globale Süden.

• Die Herstellung größerer Wirt-
schaftsräume ist nicht an sich das 
Problem, weil man die größeren 
Räume auch mit einer schärfe-
ren Regulierung oder demokrati-
scher Wirtschaftskontrolle verbin-
den könnte. TTIP und CETA gehen 
aber in die andere Richtung.

• Selbst der Milliardär und Spekulant 
Warren Buffett erklärte gelegentlich 
„Es herrscht Klassenkampf, meine 
Klasse gewinnt, aber das sollte sie 
nicht.“ Die Freihandelszone ist in-
sofern ein Teil dieses Klassenkamp-
fes, als sie eine demokratische Kon-
trolle der Wirtschaft und damit auch 
die soziale Auseinandersetzung um 
Verteilung, Regulierung und gesell-
schaftliche Kontrolle aushebelt.
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tät Bielefeld. Für weitere Informatio-
nen zur Person und zu den Publikatio-
nen siehe: jura.uni-bielefeld.de/lehr 
 stuehle/fi sahn/

KURZBIOGRAPHIE

2 Das macht den Fall denkbar, dass eine 
deutsche Rechtsnorm verfassungsrechtlich 
zulässig ist, aber gegen CETA oder TTIP ver-
stößt. Der aus dem Europarecht bekannte 
Streit um den Vorrang könnte in anderer 
Form entstehen.
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 Ist die Forderung nach Freihandel 
kompatibel mit der Option 
für die Armen?
Eine befreiungstheologische Perspektive

Papst Franziskus fordert eine Kirche, die für die Armen eintritt, und kritisiert die ka-
pitalistische Wirtschaft. Es lohnt sich, sein Anliegen ernst zu nehmen. Deshalb sollen 
die derzeitigen wirtschaftlichen Verhältnisse und die Debatte um die Einführung des 
transatlantischen Freihandelsabkommens TTIP im Folgenden aus der Sicht Lateiname-
rikas und aus globaler Perspektive betrachtet werden. Dazu liegt es nahe, zunächst 
das vor zwanzig Jahren in Kraft getretene Nordatlantische Freihandelsabkommen zwi-
schen Kanada, Mexiko und den USA (NAFTA) in den Blick zu nehmen und der Frage 
nachzugehen was sich aus den Erfahrungen mit diesem Abkommen für TTIP lernen 
lässt. Kann der Freihandel zugunsten der Armen weltweit genutzt werden?

In seinem Rundschreiben Evangelii 
gaudium hat Papst Franziskus die be-

freiungstheologische Perspektive reha-
bilitiert (Kruip 2014). Auch wenn ins-
besondere sein Satz „Diese Wirtschaft 
tötet“, der sich auf eine „Wirtschaft 
der Ausschließung und der Disparität 
der Einkommen“ (EG 53) bezog, nicht 
unumstritten geblieben ist (Wiemeyer 
2014), weil er so sicherlich zu pau-
schal ausgefallen ist, lohnt es sich, das 
damit zum Ausdruck gebrachte An-
liegen ernst zu nehmen. Daher bedarf 
die TTIP-Debatte, die bisher vor allem 

aus dem Blickwinkel eines reichen und 
wirtschaftlich erfolgreichen Landes wie 
der Bundesrepublik Deutschland ge-
führt wird, der Ergänzung durch ei-
ne Perspektive von der Peripherie her. 
Es liegt nahe, dazu zunächst auf das 
vor zwanzig Jahren in Kraft getre-
tene Nordatlantische Freihandelsab-
kommen (North American Free Trade 
Agreement, NAFTA, bzw. Tratado de 
Libre Comercio de América del Norte, 
 TLCAN) zwischen Kanada, Mexiko und 
den USA einzugehen.

del zwischen den drei Staaten ist seit 
1994 tatsächlich um das Dreieinhalb-
fache gestiegen. Die Handelskammer 
behauptet, etwa fünf Millionen neue 
Arbeitsplätze seien in den USA durch 
NAFTA entstanden. Besonders profi -
tiert habe die US-amerikanische Land-
wirtschaft, denn die Ausfuhr landwirt-
schaftlicher Produkte nach Mexiko ha-
be sich vervierfacht. Gleichzeitig sind 
aber auch die Importe aus Mexiko in 
die USA gestiegen, sogar noch stärker 
als die Exporte nach Mexiko, nämlich 
um 485,3 %. 

Eine Studie des Congressional Re-
search Service des US-Kongresses be-
urteilt NAFTA sehr viel nüchterner (Vil-
larreal und Fergusson 2014). Weder sei-
en die prophezeiten katastrophalen 
Wirkungen eingetreten, noch habe 
NAFTA zu dem von vielen Befürwor-
tern prognostizierten hohen Wohl-
standssteigerungen oder sogar einem 
sozialen Ausgleich geführt. Noch kri-
tischer äußerte sich das Center for Eco-
nomic and Policy Research (cepr) (Weis-
brot et al. 2014), ähnlich wie schon 
zum zehnten Jahrestag 2003 eine Stu-

NAFTA – eine Erfolgsgeschichte?

NAFTA ist auch deshalb von besonde-
rem Interesse, weil dieses, ursprünglich 
auf die Initiative Mexikos zurückge-
hende Abkommen, das am 1. Januar 
1994 in Kraft trat, das damals umfas-
sendste derartige Abkommen war und 
zum Vorbild für viele weitere bilatera-
le Freihandelsabkommen wurde. Es be-
einfl usste sogar den erfolgreichen Ab-
schluss der Uruguay-Runde der GATT-

Verhandlungen, die in die Gründung 
der Welthandelsorganisation (WTO) 
einmündeten, welche am 1. Januar 
1995 ihre Arbeit aufnahm.

Aus Anlass des 20. Jahrestages des 
Inkrafttretens des NAFTA hat die US-
amerikanische Handelskammer das 
Freihandelsabkommen euphorisch als 
Erfolgsgeschichte präsentiert (U. S.-
Chamber of Commerce 2014). Der Han-

Gerhard 
Kruip
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die des Interhemispheric Resource Cen-
ter (IRC) ((Wise 2003). Danach sei seit 
Inkrafttreten der NAFTA in Mexiko 
kein wirtschaftlicher Erfolg, sondern 
eher Stagnation zu beobachten, vor al-
lem im Vergleich zu anderen latein-
amerikanischen Staaten. Während sich 
das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in 
Mexiko zwischen 1960–1980 fast ver-
doppelt hatte, wuchs es in den 20 Jah-
ren seit 1994 nur noch um 18,6 %. Da-
bei entspricht dieser Rückgang der 
Wachstumsrate keineswegs einem all-
gemeinen Trend der Region, denn im 
Rest Lateinamerikas waren die Wachs-
tumsraten doppelt so hoch. Wäre die 
Wirtschaft Mexikos auch nach dem Ab-
schluss des NAFTA so weiter gewach-
sen wie vorher, wäre Mexiko heute auf 
dem Stand von Südkorea, das keine 
vergleichbare Verlangsamung des 
Wachstums hinnehmen musste. Die in 

den nationalen Statistiken Mexikos 
ausgewiesene Armutsrate von 52,3 % 
im Jahr 2012 hat sich seit 1994 fast 
nicht verändert, was angesichts des Be-
völkerungswachstums bedeutet, dass 
es heute in Mexiko 14,3 Millionen Ar-
me mehr gibt als 1994, während im 
Rest Lateinamerikas die Armutsrate 
halbiert werden konnte. Auch hat sich 
der Arbeitsmarkt in Mexiko seit 1994 
nicht verbessert, was vor allem mit den 
Auswirkungen von NAFTA auf die 
Landwirtschaft zusammenhängt. Dort 
wurden nämlich fast fünf Millionen 
Arbeitsplätze in der traditionellen, 
kleinbäuerlichen Landwirtschaft ver-
nichtet, demgegenüber in der indus-
triellen, exportorientierten Landwirt-
schaft nur drei Millionen neue Arbeits-
plätze geschaffen, die zudem häufi g 
schlecht bezahlt sind. Durch den Im-
port von billigem, hochsubventionier-
tem Genmais aus den USA und die 
kürzlich erfolgte Freigabe von Genmais 
für den Anbau in Mexiko sind sowohl 

 In Mexiko gibt es heute 
viele Millionen Arme mehr 
als in der Zeit vor dem 
Abkommen

traditionell wirtschaftende Kleinbau-
ern als auch die einheimischen mexi-
kanischen Maissorten gefährdet. Um-
gekehrt proportional zu den wachsen-
den Importen von Mais aus den USA 
fi elen die Preise, die die mexikanischen 
Maisbauern für Mais erzielen konnten. 
Profi tiert haben jedoch Tourismus, Zu-
lieferindustrie und insbesondere Fir-
men der Automobilindustrie vor allem 
in den großen Städten und im Norden 
des Landes, was jedoch wegen der 
gleichzeitig in diesen Bereichen stark 
gestiegenen Produktivität nur geringe 
Beschäftigungseffekte hatte. Ange-
sichts der vergleichsweise wenig posi-
tiven wirtschaftlichen Entwicklung ist 
es auch nicht verwunderlich, dass die 
(in großen Teilen illegale) Migration 
von Mexikanern in die USA über die 
hochgesicherte Grenze zwischen den 
beiden Staaten mit durchschnittlich 
jährlich etwa 500.000 Menschen enorm 
hoch liegt, in den letzten Jahren we-
gen der Wirtschaftskrise in den USA 
allerdings etwas zurückgegangen ist, 
was sich wiederum negativ auf den me-
xikanischen Arbeitsmarkt ausgewirkt 
hat. Während die hier zitierte Studie 
des cepr vor allem die Auswirkungen 
auf Mexiko negativ bewertet, kommt 
übrigens eine andere US-amerikani-
sche Studie von Public Citizen’s Glo-
bal Trade Watch auch im Blick auf die 
USA zu einer sehr kritischen Einschät-
zung des NAFTA und rechtfertigt da-
raus erhebliche Vorbehalte auch ge-
genüber dem derzeit in den USA viel 
diskutierten Transpazifi schen Freihan-
delsabkommen (Public Citizen’s Glo-
bal Trade Watch 2014).

In Mexiko hatten zivilgesellschaft-
liche und kirchliche Gruppen, nicht 
allerdings die von der Regierung da-
mals noch stark kontrollierten Gewerk-
schaften (Lavon 1994), vor allem 1993 
NAFTA massiv kritisiert. Es gab ein 
mexikanisches Aktionsnetzwerk gegen 
das Freihandelsabkommen („Red Mexi-
cana de Acción frente al Libre Comer-
cio“), in dem sich auch viele kirchliche 
Gruppen engagierten, die vom geplan-
ten Freihandelsabkommen eine große 

„zerstörerische Kraft“ befürchteten 
(Morris 1993). In seinem viel beach-
teten Hirtenbrief „In dieser Stunde der 
Gnade“ ordnete Bischof Samuel Ruiz 
von San Cristóbal de Las Casas in Chi-
apas das Freihandelsabkommen neben 
der Reform des Artikels 27 der mexi-
kanischen Verfassung, die eine Teil-
privatisierung des vorher weitgehend 
in Dorfgemeinschaften („ejidos“) kol-
lektiv verwalteten Landes erlaubte, in 
einen von den Eliten Mexikos voran-
getriebenen „neoliberalen Modernisie-
rungsplan“ ein, der jedoch nur wenigen 
Teilen der mexikanischen Bevölkerung 
zu Gute kommen werde, während sich 
die Situation für die Ärmsten weiter 
verschlechtere. Insgesamt wurden al-
le Projekte der Deregulierung und des 
Freihandels mit der seitens der latein-
amerikanischen Befreiungstheologie 
immer wieder hart kritisierten „neo-
liberalen“ Politik der USA, der Welt-
bank und des Internationalen Wäh-
rungsfonds in Verbindung gebracht 
und meist sehr pauschal abgelehnt (vgl. 
ausführlicher (Kruip 1998).

Die Speerspitze des Protestes ge-
gen das NAFTA war jedoch der eben-
falls am 1.1.1994 begonnene Guer-
rilla-Aufstand der „Zapatisten“ (des 
„Nationalen Zapatistischen Befeiungs-
heeres“ – „Ejercito Zapatista de Libe-
ración Nacional“ – EZLN) in Chiapas 
(vgl. Zimmermann und Kruip 1996). 
Der Aufstand war ein verzweifelter 
Schritt der indianischen Kleinbauern, 
die ihre extreme Armut nicht länger 
hinnehmen wollten. Er richtete sich ge-
gen die bereits 70 Jahre dauernde Herr-
schaft der korrupten Staatspartei PRI 
(Partido de la Revolución Instituciona-
lizada). Letzter Auslöser für den Auf-
stand waren jedoch das Inkrafttreten 
des Freihandelsabkommens und die Re-
form des Artikels 27. In ihrer „Kriegs-
erklärung“ schrieb die EZLN aus dem 
Lacandona-Urwald: „¡Basta! – Jetzt 
reicht es. […] Wir, integre und freie 
Frauen und Männer, sind vor unserem 
Gewissen überzeugt, daß der Krieg, den 
wir erklären, eine ultima ratio, aber ge-
recht ist.“ (Topitas 1994), 20–21) Neben 
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anderen Prozessen hat dieser Aufstand 
die Demokratisierung des Landes mit 
vorbereitet. Die dominante „neolibera-
le“ Wirtschaftspolitik, die den Armen 
nicht zu Gute kam, sondern ihnen eher 
schadete, konnte der Aufstand jedoch 
nicht aufhalten. 

In einer gegenüber der Politik der 
damals noch herrschenden Staatspar-
tei PRI ausgesprochen kritischen Stel-
lungnahme der mexikanischen Bi-
schofskonferenz aus dem Jahr 2000 
wird beklagt, dass das Freihandelsab-
kommen nicht dazu beigetragen habe, 
die soziale Ungleichheit zu mindern, 
sondern im Gegenteil die Situation der 
mexikanischen Kleinbauern erheblich 
verschlechtert habe. Als Voraussetzung 
für eine andere, gerechtere Politik for-

derten die Bischöfe eine Transition hin 
zu einer echten Demokratie (Conferen-
cia Episcopal Mexicana 2000). Mit der 
Wahl von Vicente Fox (Präsident von 
2000–2006) von der bis dahin oppo-
sitionellen Partei PAN (Partido Acción 
Nacional) machte Mexiko tatsächlich 
einen wichtigen Schritt in Richtung 
von mehr Demokratie, änderte aber 
auch zu diesem Zeitpunkt seine Wirt-
schaftspolitik nicht. Als 2008 die letz-
te Stufe der durch NAFTA vereinbar-
ten Zollsenkungen in Kraft trat, mel-
dete sich die Kommission für 
Sozialpastoral der mexikanischen Bi-
schofskonferenz ausführlich zu Wort 
(Comisión Episcopal para la Pastoral 
Social 2008). Sie kritisierte die Ver-
nachlässigung der Landbevölkerung, 
der es unmöglich sei, mit den hoch-
subventionierten Produkten der indus-
triellen Landwirtschaft der USA zu 
konkurrieren, weshalb sie zunehmend 
verarme und in großen Teilen zur Mi-
gration in die großen Städte oder in 
die USA gezwungen sei. Sie wehrte sich 

 Mit ihrem Eintreten für 
die Armen bezog die 
katholische Kirche Mexikos 
dezidiert Stellung gegen 
das nordamerikanische 
Freihandelsprojekt

gegen den Import von genetisch ver-
ändertem Saatgut für Mais aus den USA 
und sprach sich für eine Förderung der 
biologischen Landwirtschaft aus. Die 
Kommission forderte schließlich von 
der mexikanischen Regierung eine Po-
litik der Bekämpfung der ländlichen 
Armut, zugleich aber auch eine Neu-

verhandlung des NAFTA, um die ne-
gativen Auswirkungen auf die Klein-
bauern zu reduzieren. Außerdem ver-
langten sie eine Umgestaltung des 
Weltwirtschaftssystems zugunsten der 
Interessen der Ärmsten. „Kein System 
ist unberührbar, wenn es den Tod her-
vorbringt.“ (ebd., Nr. 28)

Lässt sich von NAFTA für TTIP etwas lernen?

Selbstverständlich ist einzuräumen, 
dass der geringe wirtschaftliche Erfolg 
Mexikos in den letzten beiden Jahr-
zehnten nicht nur auf das NAFTA zu-
rückzuführen ist, da andere wichtige 
Faktoren ebenfalls eine Rolle spielten. 
So hat der enorme Aufstieg Chinas, die 
dort noch niedrigeren Löhne und der 
künstlich von China niedrig gehaltene 
Wechselkurs die Wettbewerbsfähigkeit 
mexikanischer Produkte erheblich be-
einträchtigt. Die durch Zinserhöhun-
gen der US-Zentralbank und eine viel 
zu lange hinausgezögerte Wechselkurs-
anpassung ausgelöste „Tequila-Krise“ 
1994/95 führte zu einer Abwertung des 
Peso um 50 % innerhalb weniger Ta-
ge, zu einer gigantischen Kapitalfl ucht 
und einem Einbruch des BIP um fast 
10 %. Vorher schon hatten der Auf-
stand der „Zapatisten“ in Chiapas und 
mehrere politische Morde während des 
Präsidentschaftswahlkampfes 1994 bei 
in- und ausländischen Investoren ei-
ne Vertrauenskrise ausgelöst. Und die 
seit der Präsidentschaft von Felipe Cal-
derón (2006–2012) immer weiter es-
kalierenden Konfl ikte zwischen ver-
schiedenen Drogenkartellen und zwi-
schen der Drogenmafi a und dem Staat 
mit seiner zunehmend korrupten Poli-
zei und einem korrupten Militär haben 
auch zur Destabilisierung des Landes 
beigetragen. Man kann jedoch durch-
aus auch vermuten – viele Kritiker äu-
ßerten eine entsprechende Befürchtung 
auch schon vor 1994 –, dass der Dro-
genhandel und der mit ihm eng ver-
bundene Handel mit US-amerikani-
schen Waffen, die von der Drogenmafi a 
in den USA eingekauft werden, durch 

die allgemeine Handelsliberalisierung 
erleichtert worden sind. Manche Klein-
bauern, für die sich der Anbau von 
Mais wegen NAFTA nicht mehr lohn-
te, bauen nun Koka oder Hanf für den 
Drogenmarkt an. NAFTA hat auch dazu 
beigetragen, dass die wirtschaftlichen 
Verfl echtungen zwischen den USA und 
Mexiko erheblich angewachsen sind, so 
dass Mexiko durch die in den USA aus-
gelösten Krisen ebenfalls stark in Mit-
leidenschaft gezogen wurde, vor allem 
durch das Platzen der Internet-Blase 
2000–2002 und die Finanzmarktkri-
se 2008/2009. In Mexiko gibt es das 
Bonmot: Wenn die USA einen Schnup-
fen bekommen, bekommt Mexiko ei-
ne Grippe. Wegen dieser Besonderhei-
ten der Situation Mexikos und seines 
sehr asymmetrischen Verhältnisses zu 
den USA lassen sich die Erfahrungen 
aus zwanzig Jahren NAFTA sicherlich 
nicht einfach auf TTIP übertragen, das 
zwischen sehr viel weniger ungleichen 
Partnern geschlossen werden soll.

In einem kurzen Bericht an die Car-
negie Endowment for International 
Peace haben führende Wirtschafts-
experten bereits 2009 wichtige Schluss-
folgerungen aus den Erfahrungen mit 

NAFTA abgeleitet und dazu aufgefor-
dert, die bisherige Politik, die vor al-
lem auf Liberalisierung und Deregu-
lierung gesetzt habe, zu überdenken 
(Zepada et al. 2009): So sollte gerade 

 Freihandelspolitik sollte 
gezielt mit einer Politik der 
Entwicklungsförderung 
verknüpft werden
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bei Freihandelsverträgen zwischen un-
gleichen Partnern dafür gesorgt wer-
den, dass die weniger wettbewerbsfä-
higen Unternehmen nicht sofort dem 
Wettbewerb ausgesetzt, sondern durch 
gezielte Maßnahmen auf den härteren 
Wettbewerb vorbereitet werden. Au-
ßerdem müsse durch soziale Aus-
gleichsfonds (die Verfasser verweisen 
hier auf die Strukturfonds der Europä-
ischen Union) dafür gesorgt werden, 
dass nicht ganze Regionen in der wirt-
schaftlichen Entwicklung zurückblei-
ben. Freihandelspolitik müsse gezielt 
mit einer Politik der Entwicklungsför-
derung, einer Stärkung des Staates und 
kluger öffentlicher Investitionen ver-
knüpft werden, denn die Liberalisie-
rung des Handels alleine habe offen-
bar nicht ausreichende positive Effek-
te. Ob diese sich einstellen, hängt eben 
von vielen weiteren Bedingungen ab. 
Eine kluge Wirtschaftspolitik darf des-
halb nicht nur auf Handelsliberalisie-
rung setzen, sondern muss das gesam-
te Spektrum politischer Ziele im Blick 
behalten, die Wirkungen und Neben-
wirkungen aller Maßnahmen zu anti-
zipieren suchen und soziale Risiken ab-
federn. Das bereits erwähnte Congres-
sional Research Service fordert denn 
auch am Ende seiner Analyse größere 
Anstrengungen der beteiligten Staaten 
für eine gemeinsame Ordnungspolitik, 
eine gemeinsame Migrationspolitik 
und eine die staatlichen Grenzen über-
schreitende Politik des sozialen Aus-
gleichs, in gewisser Weise also eine 
Ausweitung der bisherigen Handelsin-
tegration zu einer tiefer reichenden 
politischen und sozialen Integration 
(Villarreal und Fergusson 2014, 25). 
Eine der wichtigsten Schlussfolgeru-
nen lautet aus meiner Sicht: Man glau-
be nicht naiv den ökonomischen Pro-
gnosen, sondern lege eine gesunde 
Skepsis hinsichtlich der in Aussicht ge-
stellten Effekte solcher Freihandelsver-
träge an den Tag. Zugleich aber sollte 
man Maßnahmen in Richtung von 
mehr Freihandel auch nicht ideologisch 
verteufeln.

Freihandel zu Gunsten der Armen weltweit?

Im April 2006 haben wir seitens der 
Sachverständigengruppe „Weltwirt-
schaft und Sozialethik“, die der Wis-
senschaftlichen Arbeitsgruppe für welt-
kirchliche Aufgaben der Deutschen Bi-
schofskonferenz zuarbeitet, ein Papier 
mit dem Titel „Welthandel im Dienst 
der Armen“ erarbeitet (Sachverständi-
gengruppe „Weltwirtschaft und Sozial-
ethik“ 2006). Zwar waren dabei bilate-
rale Freihandelsabkommen weniger im 
Blick als die multilateralen Verhand-
lungen im Rahmen der WTO, die zu-
letzt leider sehr ins Stocken geraten 
sind. Die sogenannte „Doha-Runde“, 
die Verbesserungen insbesondere für 
die Entwicklungsländer erzielen sollte, 
gilt als gescheitert, was mit ein Grund 
dafür ist, dass viele Staaten verstärkt 
auf bilaterale oder regionale Abkom-
men setzen. Die damals von uns er-
arbeiteten Schlussfolgerungen, wie 
der Freihandel insbesondere zuguns-
ten der Verbesserung der Lebenssitua-
tion der Armen genutzt werden kann, 
lassen sich jedoch auch auf bilatera-
le und regionale Abkommen übertra-
gen. Entscheidend ist, die Handelslibe-
ralisierung nicht isoliert zu betrachten. 
Insbesondere seitens der Entwicklungs-
länder braucht es eine demokratisch le-
gitimierte „gute Regierungsführung“, 
damit die Handels- und Wirtschafts-
politik nicht nur den Interessen einer 
Elite dient, sondern auch den Amen 
zu Gute kommt. Vielfach bedarf es da-
zu institutioneller Reformen innerhalb 
der beteiligten Länder, Reformen, die 
eine positive wirtschaftliche Entwick-
lung unterstützen und mögliche soziale 
und ökologische Risiken absichern. Für 
schwächere Marktteilnehmer müssen 
gezielt Anstrengungen unternommen 
werden, um ihre Startchancen zu ver-
bessern. Dies fordert unter anderem 
auch größere Bildungsanstrengungen 
und ein soziales Sicherungssystem, das 
Flexibilität des Arbeitsmarktes mit der 
nötigen sozialen Sicherheit kombiniert. 
Anstelle einer sofortigen und pauscha-
len Handelsliberalisierung wird oft eine 

klug und schrittweise vorgehende Au-
ßenwirtschaftspolitik bessere Ergebnis-
se zur Folge haben. Überträgt man die-
se Überlegungen auf das TTIP zwischen 
der EU und den USA, so ist zu fragen, 
ob die EU bisher für sich selbst und den 
Zusammenhalt ihrer Mitglieder genü-
gend getan hat, damit die möglichen 
Vorteile des TTIP allen EU-Mitglieds-
staaten zu Gute kommen und nicht die 
durch die Krisen der letzten Jahre ge-
beutelten Mitglieder dadurch mögli-
cherweise noch stärker belastet wer-
den. Deutschland betrifft dies inso-
weit, als das Festhalten Deutschlands 
an den bisherigen hohen Exportüber-
schüssen, die durch TTIP ja sogar noch 
wachsen könnten, gegenüber den an-
deren Ländern, insbesondere den EU-
Mitgliedern, die stark verschuldet sind, 
deshalb unfair ist, weil diese ihre hohe 
Verschuldung ja nur dadurch abbauen 
können, dass sie selbst Handelsüber-
schüsse erzielen. Es kann aber keine 
Welt geben, in der alle Länder einen 
Handelsüberschuss vorweisen können. 
Tun die einzelnen EU-Mitgliedsstaa-
ten genügend, um präventiv diejeni-
gen Gruppen in ihren Gesellschaften, 
die durch TTIP vielleicht Nachteile in 
Kauf nehmen müssen, vor ihnen zu 
schützen, sie abzumildern und sie dar-
auf vorzubereiten? Eigenartigerweise 
bezieht sich die öffentliche Debatte um 
das TTIP hierzulande viel zu wenig auf 
diese drängenden Fragen. 

Aus sozialethischer Perspektive 
müssen wir aber auch eine globale 
Sicht einnehmen und uns fragen, wel-
che Konsequenzen aus der Forderung 
nach globaler Gerechtigkeit zu ziehen 
sind (vgl. Kruip 2010). Wäre der Ab-
schluss des TTIP fair gegenüber den 
daran nicht beteiligten Entwicklungs- 
und Schwellenländern? Anders als die 
sehr viel optimistischere Studie des ifo-
Instituts, die im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Tech-
nologie 2013 erstellt wurde (Felber-
mayr et al. 2013) schätzen Experten 
des Deutschen Instituts für Entwick-
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lungspolitik (DIE) und der Kreditan-
stalt für Wiederaufbau (KfW) (Berger 
et al. 2013) die mit TTIP voraussicht-
lich verbundenen „Umlenkungseffek-
te“ als größer und gefährlicher ein. 
Ein Wachstum des Handels zwischen 

den USA und der EU zu den von die-
sen beiden Partnern vereinbarten Be-
dingungen könnte nämlich sehr wohl 
dazu führen, dass Entwicklungs- und 
Schwellenländer Einbußen ihrer Ex-
porte in die USA und die EU hinneh-

men müssten, vor allem gerade tradi-
tionelle Handelspartner der USA wie 
eben Mexiko. Natürlich hängen die-
se Effekte davon ab, ob man sich bei 
den TTIP-Verhandlungen hinsichtlich 
der nicht-tarifären Handelshemmnisse 
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auf höhere oder niedrigere technische, 
ökologische und soziale Standards ei-
nigt. Höhere Standards wären von we-
niger entwickelten Ländern nicht so 
leicht zu erfüllen und hätten mögli-
cherweise protektionistische Wirkun-
gen. Hier offenbart sich ein Dilemma, 
wenn man hinsichtlich der Standards 
einen „race to the bottom“ verhindern 
will, was eigentlich von vielen zivil-
gesellschaftlichen Organisationen in 
den USA und der EU gefordert wird. 
Den Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern würde man dadurch wahrschein-
lich eher schaden. Ein weiteres sozial-
ethisches Problem stellt sich dadurch, 
dass durch TTIP für einen sehr großen 
und weltweit dominanten Wirtschafts-
raum Fakten geschaffen würden, de-
nen sich die übrigen Länder nur noch 
als „Regelnehmer“, nicht als „Regel-

setzer“ anschließen könnten. Die ge-
nannten Autoren kommen deshalb zu 
dem Schluss: „Entwicklungspolitisch 
wäre […] ein erfolgreicher Abschluss 
der Doha-Runde der bessere Weg, 
denn da sitzen die Entwicklungslän-
der gleichberechtigt am Verhandlungs-
tisch.“ (ebd.) Um globale Gerechtigkeit 
zu erreichen, brauchen wir globale Lö-
sungen, die auch mit globaler Beteili-
gung erarbeitet werden müssen. Dazu 
sollten sich die reicheren Länder be-
reit fi nden, auch wenn dies nicht im-
mer ihren kurzfristigen Eigeninteres-
sen entspricht. Andernfalls entwickeln 
wir – unter anderem durch TTIP – eine 
„Externalisierungsgesellschaft“ (Lesse-
nich 2014), die die Vorteile wirtschaft-
licher Prozesse für sich beansprucht, 
die sozialen und ökologischen Lasten 
aber auszulagern versucht!

Fazit: Freihandel braucht Rahmenbedingungen zum Schutz der 
Armen und zur Förderung globaler Gerechtigkeit

Freihandelsabkommen sind nicht zu 
verteufeln, denn tatsächlich kann Frei-
handel von großem Nutzen sein. Ob 
dieser Nutzen jedoch möglichst allen 
Menschen dieser Erde zugute kommt, 
hängt von einer Vielzahl von Rahmen-
bedingungen ab. Im Grunde gilt hier 
das Gleiche, was auch für nationale 
Wirtschaften gilt: Eine Marktwirtschaft 
„pur“ ist sozialethisch nicht zu recht-
fertigen, weil der Markt seine positiven 
Wirkungen nur entfaltet, wenn er un-
ter geeignete Rahmenbedingungen ge-
stellt wird. Deshalb fordern wir auf na-
tionaler – und inzwischen zunehmend 
auf europäischer – Ebene ganz selbst-
verständlich eine Soziale und Ökolo-
gische Marktwirtschaft (Kruip 2012). 
Entsprechende Rahmenbedingungen 
brauchen wir aber genauso selbstver-
ständlich auch darüber hinaus im in-
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Neuere Veröffentlichungen: Zus. m. 
Heimbach-Steins, Marianne; Wendel, 
Saskia (Hg.) (2011): „Kirche 2011 Ein 
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zum Memorandum. Freiburg im Breis-
gau; Sozialethische Aspekte staatlicher 
Religionsförderung. In: Matthias Pul-
te und Ansgar Hense (Hg.): Grund und 
Grenzen staatlicher Religionsförde-
rung. Paderborn (Kirchen- und Staats-
kirchenrecht, 17), S. 127–141; Gott 
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ten Gebrauch des Geldes? In: Lebendi-
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ternationalen Handel zwischen Regio-
nen und Kontinenten und letztlich für 
die Welt als Ganze. Anstatt uns grund-
sätzlich in einen ideologischen Streit 
über Freihandel zu verwickeln, sollten 
sich die öffentlichen Debatten mög-
lichst konkret und en detail auf die Be-
dingungen beziehen, unter denen auch 
der Freihandel allen und insbesondere 
den Armen nutzen könnte. Solche Be-
dingungen lassen sich auf der Grund-
lage bisheriger Erfahrungen mit Frei-
handelsabkommen sehr wohl angeben. 
Ob sie politisch durchgesetzt werden, 
hängt jedoch davon ab, ob die poli-
tischen Akteure bereit sind, über ih-
re eigenen Interessen hinaus auch die 
legitimen Interessen anderer ernst zu 
nehmen und zu berücksichtigen. Und 
dies gilt übrigens sowohl für TTIP-Be-
fürworter wie für TTIP-Gegner!
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  Zivilökonomie

Luigino Bruni, Stefano Zamagni: Zivil-
ökonomie. Effi zienz, Gerechtigkeit, Ge-
meinwohl. Mit einem Geleitwort von 
Reinhard Kardinal Marx und einer theo-
logischen Einführung von Peter Schallen-
berg (Christliche Sozialethik im Diskurs 
1), Paderborn u. a.: Ferdinand Schöningh 
2013, 265 S., ISBN/EAN 9783506773197.

Vorliegender Band ist die Übersetzung ei-
nes im italienischen Original bereits 2004 
erschienenen Buches, das im Kontext der 
kirchlichen Soziallehre zwischenzeitlich 
zu einiger Prominenz gelangt ist. Nicht 
nur dieses Faktum, sondern durchaus 
der Inhalt des Werkes rechtfertigt seine 
Übersetzung und damit eine hoffentlich 
auch vertiefte Rezeption im deutschen 
Sprachraum. (Die bei Lang erschienene 
englische Übersetzung mag auch durch 
ihren hohen Kaufpreis manchen Leser 
abgeschreckt haben.) Die beiden Auto-
ren sind Ökonomieprofessoren; Bruni in 
Mailand, Zamagni in Bologna. Ihr Kon-
zept hat aber deutlich erkennbar Ein-
gang in die Sozialenzyklika Benedikts XVI. 
Caritas in veritate gefunden. Nicht um-
sonst war Zamagni unter den Personen, 
die am 7. Juli 2009 das päpstliche Lehr-
schreiben offi ziell präsentierten. Die ers-
ten fünf Nummern des dritten Abschnitts 
der Enzyklika, der mit dem Titel Brüder-
lichkeit, wirtschaftliche Entwicklung und 
Zivilgesellschaft zentrale Anliegen von 
Bruni/Zamagni aufgreift, können nahezu 
als Exzerpt aus deren Buch gelesen wer-
den. Noch mehr gilt das für die Nummer 
46, in der im italienischen Text die Be-
griffe economia  civile und economia di 
communione aufgegriffen werden, de-
ren zweiterer die Nähe der Autoren zur 
Fokolare-Bewegung kenntlich macht. 
Die deutsche Übersetzung als öffentli-
che und Gemeinschaftswirtschaft ver-

schleiert Herkunft und Zusammenhang 
der Gedanken freilich eher.

 Nun soll hier aber ja nicht das päpst-
liche Lehrschreiben im Zentrum stehen, 
sondern das Buch über Zivilökonomie 
selbst. Auch wenn es von Ökonomen ver-
fasst ist, liefert es doch weniger (vielleicht 
etwas zu wenig) praktische Weisungen 
für das wirtschaftliche Handeln von Indi-
viduen und Körperschaften, als vielmehr 
eine grundlegende Haltungsorientierung 
und auch Konturen einer Anthropologie, 
die zu einer alternativen Wirtschaftskul-
tur beitragen können. Dabei gilt es zu be-
tonen, dass der Begriff der Alternative in 
diesem Kontext nicht als Chiffre für den 
radikalen Ausstieg aus marktwirtschaft-
lichen Strukturen zu verstehen ist. Kar-
dinal Marx weist in seinem Geleitwort zu 
diesem Band zu Recht darauf hin, dass es 
deutliche Parallelen zwischen dem Ansatz 
der Sozialen Marktwirtschaft und dem 
Ordoliberalismus auf der einen und dem 
zivilökonomischen Konzept auf der an-

deren Seite gibt. Beide gehen davon aus, 
dass der Markt humanisiert oder zivilisiert 
werden kann und dann als ein sinnvolles 
und gutes Instrument menschlicher Ent-
wicklung zu dienen vermag. Dieses relati-
ve Lob des Marktes durchzieht ja schließ-
lich auch den Gesamtkorpus der kirch-
lichen Sozialverkündigung. Es gilt aber 
eben nur – und dies betonen Bruni/Zama-
gni durchgängig – wenn der Markt Mittel 
bleibt und nicht zum Selbstzweck wird; in 
ordoliberaler Tradition würde man wohl 
sagen: Er hat Vitalinteressen zu dienen. 
Was damit gemeint ist, entfaltet vorlie-
gender Band eingehend. In Kurzfassung 
lautet der Kerngehalt der Argumenta-
tion: „Die zentrale Idee und demzufol-
ge der Ansatz der Zivilökonomie ist ein 
Verständnis, das die Erfahrungen der so-
zialen Dimension des Menschen und der 
Reziprozität innerhalb des normalen Le-
bens in der Wirtschaft in den Blick nimmt, 
weder nebenher, noch vorher, noch spä-
ter. Sie sagt uns, dass ‚andere’ Prinzipien 
als Profi t und instrumenteller Austausch 
im Innern wirtschaftlicher Aktivitäten ih-
ren Platz fi nden können – wenn man nur 
will.“ (47) Die Entfaltung des Menschen 
nicht als Individuum, sondern als Person, 
das heißt als Beziehungswesen soll dem-
nach nicht lediglich durch die Erträge des 
Wirtschaftens unterstützt und gefördert 
werden, sondern durch das Agieren und 
die Gestaltung der Handlungsspielräume 
im wirtschaftlichen Prozess selbst. Da-
durch unterscheiden sich zivile Märkte 
im Sinn der Autoren von Sozialmärkten, 
die humanitäre Leistungen erzeugen und 
vermitteln mögen, dies aber nicht selten 
mittels strukturell rein wettbewerbswirt-
schaftlicher Körperschaften tun. Bruni/
Zamagni sprechen aber auch nicht über 
einen caritativen Bereich der Mildtätig-
keit. Denn eine wirklich brüderliche/ge-
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schwisterliche Gesellschaft ist nur auf der 
Basis von Freundschaft im aristotelischen 
Sinn möglich. Diese setzt eine Begegnung 
auf Augenhöhe voraus und kann nicht der 
Beziehung zwischen großmütigem Spen-
der und Almosenempfänger entspringen. 
Vom Markt wird demnach verlangt, dass 
er drei Funktionen erfüllt: „Zum Ersten, 
dass er als Institution in der Lage ist, nicht 
nur effi zient Vermögen zu erzeugen, son-
dern es auch nach den Regeln der Ge-
rechtigkeit zu verteilen. … Zum Zweiten: 
Der Markt muss ein Ort sein, wo auch 
Wirtschaftssubjekte autonom, unabhän-
gig und mit gleicher Anerkennung tätig 
sein können, die Werte schaffen, obwohl 
sie keine Profi tziele haben. Zum Dritten: 
Der Markt muss als Ort funktionieren, 
wo der Verbraucher Bürger ist, mit An-
sprüchen nicht nur an die Qualität eines 
Produkts …, sondern auch an den Her-
stellungsprozess, in dem dieses Produkt 
entsteht.“ (160 f.) Die Autoren legen in 
diesem Kontext großen Wert auf subtile 
Unterscheidungen und Klarheit innerhalb 
des terminologischen Wirrwarrs von Ge-
meingüterwirtschaft, Non-Profi t-Ökono-
mie, Drittem Sektor etc. etc. Umso verwir-
render erscheint die durchgängige Rede 
von Reziprozität als wesentlichem Krite-
rium der Zivilökonomie, durch das diese 
sich vom reinen Äquivalententausch un-
terscheide. Beide Begriffe (Reziprozität 
und Tausch von Äquivalenten) scheinen 
auf den ersten Blick das gleiche zu mei-
nen, was freilich nicht der Fall ist. Denn 
gemäß Bruni/Zamagni entwickelt sich Re-
ziprozität nicht ohne Gratuität. Sie zielt 
zwar auf Gegenseitigkeit im Sinn eines 
Ausgleichs von Geben und Empfangen, 
von Pfl ichten und Rechten, die Gegen-
gabe erfordert jedoch nicht quantitative, 
sondern qualitative Äquivalenz und kann 
überdies transitiv sein, das heißt ande-
ren Mitgliedern einer Gemeinschaft ge-
genüber erfolgen als dem primären Ge-
ber. Der entscheidende Punkt dabei ist, 
dass der Mensch ein gutes Leben nur mit 
und dank anderen führen kann, indem er 
andere glücklich macht (vgl. 100 f.). Das 
Buch spricht von „bedingter Unbedingt-
heit“ (162) der Gegenseitigkeit, womit ge-
meint ist, dass ich der anderen und de-

ren Leistungen um meines Glückes Willen 
bedarf, sie aber nicht zu Mitteln meiner 
Glückssuche degradieren darf, weil ich 
gerade dadurch auch mein eigenes Ziel 
verfehlen würde. Verschwinden Elemente 
der Geschenkhaftigkeit und Vorleistung 
aus der Handlungsmotivation, kann sich 
Reziprozität in der hier gemeinten Form 
nicht entfalten.

 Das Grundkonzept der Zivilökonomie 
erscheint somit einerseits wenig aufre-
gend, mitunter geradezu konventio-
nell bis pragmatisch, andererseits wird 
aber doch klar, dass es ohne sehr spezifi -
schen Habitus fern jeglicher Realisierbar-
keit bleiben muss. Die Autoren behaup-
ten freilich nicht, dass dieser Habitus ein 
utopischer sei, den es nicht längst ge-
geben hätte und auch gegenwärtig vie-
lerorts geben würde. Dennoch steht er 
in Gefahr von dominierenden ökonomi-
schen Konzepten samt deren Menschen-
bildern verschüttet zu werden. Mit dieser 
Problematik setzen sich auch wesentlich 
die wirtschaftshistorischen Abschnitte in 
der ersten Hälfte der Studie auseinander. 
Neben zum Teil durchaus vertrauten und 
altbekannten Positionen aus Spätmittel-
alter und Neuzeit fi ndet man hier die Vor-
stellung von Autoren insbesondere aus 
der italienischen Tradition, die zumindest 
mir bislang unbekannt waren. Bruni/Za-
magni argumentieren, dass die moderne 
Ökonomie durchaus aus den christlichen 
Traditionen des Abendlandes erwachsen 
sei. So stellen sie etwa das Konzept der 
montes pietatis mittelalterlicher italieni-
scher Städte dar. Diese Einrichtung kann 
als eine Urform des Mikrokreditwesens 
bezeichnet werden, dessen Ziel die Auf-
rechterhaltung des städtischen Gemein-
wesens und die ökonomische Integration 
aller Bürger darstellte. Diese Praxis wirft 
somit ein durchaus überraschendes Licht 
auf die Debatte um Geldverleih und Zins. 
An diesem Beispiel wird deutlich, was mit 
dem oben angesprochenen Habitus in-
nerhalb einer auf den ersten Blick durch-
aus konventionell erscheinenden Praxis 
gemeint sein kann. Sehr positiv werden 
von Bruni/Zamagni Autoren wie Anto-
nio Genovesi und Adam Smith darge-
stellt. Auch sie fügten sich noch gut in 

das Konzept eines Zivilhumanismus wie er 
im 14. und 15. Jahrhundert in Mittelitali-
en entstanden sei und als konzeptionelles 
Fundament einer Zivilökonomie dienen 
könne, da sie sich der Bedeutung von re-
lationalen Werten sehr bewusst gewesen 
seien. Ein radikales Gegenkonzept dazu 
fi nde sich dann bei Machiavelli, Hobbes 
und Mandeville, wobei der Kern der Dif-
ferenz eben im Menschenbild liege, das 
den egoistischen Nutzenmaximierer ge-
genüber einem an Gemeinschaft und dem 
Wohl anderer interessierten Sozialwesen 
ins Zentrum rückt, wodurch das Soziale 
zur Notlösung werde und nicht mehr we-
sensgemäßer Lebensraum des Menschen 
sei. Auch diese wirtschafts- und sozio-
logiehistorischen Teile des Buches lassen 
sich durchaus mit Gewinn lesen.

 Den Abschluss der Studie bilden 
Überlegungen über die Thematik des 
Glücks und den Beitrag wirtschaftlicher 
Prosperität zu diesem. Hier greifen die 
Autoren, wie auch in anderen Teilen des 
Buchs, immer wieder auf Sen und sei-
nen mit Nussbaum generierten Capa-
bility-Ansatz zurück. Nicht quantitati-
ver Reichtum an sich zählt also, sondern 
die Beteiligung der Individuen am ge-
sellschaftlichen Geschehen und dessen 
Entfaltung. Um diese gegenüber quan-
titativem Wachstum, das die subjektive 
Lebenszufriedenheit der Menschen nur 
sehr bedingt fördert, zu stärken, bedürfe 
es neuer Formen deliberativer Demokra-
tie, die einerseits die nationalstaatlichen 
Grenzen der Politik überschreiten, ande-
rerseits mehr vermögen, als Kompromisse 
im Ausgleich von Einzelinteressen herzu-
stellen. Auch dem lässt sich durchaus zu-
stimmen; allerdings zeigt sich hier neu-
erlich die kleine Schwäche dieses Bandes 
darin, dass wenig über den Weg zu dem 
aufgezeigten Ziel zu lesen ist. Was Ansät-
ze konkreter Praxis angeht beschränken 
sich die Autoren darauf, eher nebenbei 
auf die Betriebe der economia di com-
munione oder auf Sozialgenossenschaf-
ten zu verweisen.

 Als Resümee bleibt zu ziehen, dass 
es sich hier um ein überaus lesenswer-
tes Buch handelt, das von seinem ita-
lienischen Entstehungshintergrund her 
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interessante Positionen der europäi-
schen Ökonomietradition in Erinnerung 
ruft, und das vor allem in sehr bedach-
ter und sachlicher Weise über eine Wirt-
schaft in christlichem Geist spricht. Es tut 
dies ohne viele kirchliche Bezüge oder 
Rückgriff auf religiös-theologische Ter-
minologie (wenngleich die Prinzipien der 
Katholischen Soziallehre permanent prä-
sent sind) in einer kritischen Auseinan-
dersetzung mit den Hauptströmungen 
gegenwärtiger Wirtschaftswissenschaft. 
Insofern ist dieses Buch eine nützliche 
und hilfreiche Quelle für sozialethische 

Argumentation und Anstoß zum Weiter-
denken. Klar ist freilich auch: Weder öko-
nomische Theorien noch der Markt sind 
jemals ethisch neutral und daher auch 
nicht einfach unter jeder Rücksicht rich-
tig oder falsch bzw. effi zient oder ineffi -
zient. Es gilt daher Position zu beziehen – 
und dies tun Bruni und Zamagni indem 
sie unzweideutig festhalten: „Die ange-
strebte Qualität liegt nicht zuerst in den 
Produkten, den Waren und Dienstleistun-
gen für den Verbrauch, sondern in der 
Qualität der menschlichen Beziehungen.“ 
(202) In der Herstellung dieses Wertes der 

Zwischenmenschlichkeit liegt die Stärke 
einer Zivilökonomie, die die unglückse-
lige Pattstellung im Streit zwischen ei-
nem Mehr an Markt oder Mehr an Staat 
zu überwinden vermag, sofern sie bei-
de Größen in einen, dem menschlichen 
Glück dienenden Begegnungsraum zu 
integrieren vermag. Dieses Buch könn-
te durchaus einen wichtigen diskursiven 
Beitrag zur Förderung einer solchen Öko-
nomie leisten.

Wilhelm Guggenberger, Innsbruck

  Verletzung der Menschenwürde durch extreme Armut

Michael Hartlieb: Die Menschenwürde 
und ihre Verletzung durch extreme Ar-
mut. Eine sozialethisch-systematische 
Relektüre des Würdebegriffs, Paderborn 
u. a.: Ferdinand Schöningh 2013, 436 S., 
ISBN 978–3–506–77798–0.

In den aktuellen philosophischen und so-
zialethischen Debatten über weltweite 
Armut und globale Gerechtigkeit spielt 
u. a. die Frage eine wichtige Rolle, wo-
zu genau die reicheren Länder und de-
ren Bewohner angesichts der immer noch 
extremen Armut von etwa einem Vier-
tel der Menschheit verpfl ichtet sind und 
wie genau diese Verpfl ichtungen zu be-
gründen sind. Dabei scheint es manchen 
Teilnehmern an der Diskussion ein argu-
mentationsstrategischer Vorteil zu sein, 
extreme Armut als Menschenrechtsver-
letzung oder sogar als Verletzung der 
Menschenwürde darzustellen. Michael 
Hartlieb kommt das Verdienst zu, diese 
Sicht sehr differenziert und genau auf 
den Prüfstand gestellt zu haben und auf 
diese Weise das Argument vor dem Vor-
wurf überzogener Polemik oder einer 
missbräuchlichen und infl ationären Be-
rufung auf die Menschenwürde zu schüt-
zen. Seine verschiedenen Ergebnisse sind 
im Wesentlichen Präzisierungen, die für 
die o. g. Debatte freilich ausgesprochen 
wichtig sind. Er stellt klar, dass von einer 
Verletzung der eigentlich ja als unverlier-
bar gedachten Menschenwürde nur inso-

fern gesprochen werden kann, als Rech-
te verletzt werden, die sich aus dieser al-
len Menschen gleichen Würde ergeben. 
Von der Verletzung eines Rechts kann 
auch nicht schon dann gesprochen wer-
den, wenn jemand einen Anspruch, der 
in einem Recht zugesprochen wird, nicht 
einlösen kann, sondern erst dann, wenn 
dies erzwungenermaßen nicht möglich 
ist, d. h. wenn es jemanden gibt, der die 
korrespondierende Pfl icht hat und diese 
nicht erfüllt, bzw. wenn die Ursache der 
Nichteinlösbarkeit auf strukturelle und 
institutionelle Bedingungen zurückzu-
führen sind, die von Menschen hervorge-

bracht wurden und somit auch verändert 
werden können. Im Blick auf extreme Ar-
mut muss zudem gesagt werden, dass 
nicht der Mangel an materiellen Gütern 
an sich eine Menschenwürdeverletzung 
anzeigt, sondern die damit verbundene 
Erniedrigung, die die jeweilige Autono-
mie und Freiheit einer Person so extrem 
einschränkt, dass die Selbstachtung der 
Betroffenen zerstört wird oder zerstört 
werden kann. Mithin ist also nicht das 
Leben in extremer Armut an sich eine 
Verletzung der Menschenwürde, sondern 
der Umstand, dass die Betroffenen zu ei-
nem solchen Leben gezwungen werden. 
Dann allerdings besteht auch eine star-
ke positive Hilfsverpfl ichtung, die nicht 
in den Bereich des Supererogatorischen 
abzudrängen ist. Da materielle Güter für 
ein menschenwürdiges, selbstbestimmtes 
Leben nur eine notwendige, keine hinrei-
chende Voraussetzung sind, gibt es auch 
Fälle, in denen die Ausstattung mit einem 
Minimum an materiellen Gütern allei-
ne die Menschenwürdeverletzung noch 
nicht heilt. Auch ergibt sich hieraus, dass 
die Hilfe für die Armen nicht aus einer 
paternalistischen Perspektive heraus er-
folgen darf, sondern immer mit der kon-
kreten Unterstützung der Autonomie der 
Betroffenen einhergehen muss. Hilfe ist 
also immer auch auf den fairen Dialog 
mit den Hilfsbedürftigen verwiesen. Da-
mit ist zugleich deutlich aufgezeigt, dass 
entwicklungspolitische Bemühungen sich 
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nicht allein auf die materielle Armuts-
bekämpfung und dazu auf ökonomische 
Maßnahmen beschränken dürfen, son-
dern – ganz im Sinne des seit Populorum 
progressio in der kirchlichen Sozialver-
kündigung vertretenen Begriffs einer „in-
tegralen Entwicklung“ – umfassend auch 
Fragen der sozialen Verhältnisse, der poli-
tischen Verfahren, der Bildung und letzt-
lich auch der Religion betreffen müssen.

Die hier vorliegende sozialethische 
Dissertation von Michael Hartlieb, der 
mittlerweile als Wissenschaftlicher Re-
ferent an der Thomas-Morus-Akade-
mie in Bensberg tätig ist, ist auch des-
halb ausgesprochen lesenswert, weil er 
in seinem Argumentationsgang jeweils 
sehr gelungene Übersichten bietet zu 
Fragen des Armutsbegriffs und der Ar-
mutsursachenforschung, der Armutsin-
dikatoren und Messung von Armut, zur 
Frage, wie das Wohlergehen von Men-
schen zu fassen ist und insbesondere über 
die Ideengeschichte des Menschenwür-
debegriffs von der Antike über das frü-

he Christentum, die Scholastik, die Neu-
zeit bis in die Gegenwart, wobei er ge-
konnt die markanten Unterschiede in 
den Würdebegriffen der verschiedenen 
Epochen nachzeichnet, die keinesfalls in 
Kontinuität stehen oder homogen auf-
einander aufbauen. Während in der An-
tike die Würde im Grunde als abhängig 
gedacht wird vom Ansehen, das jemand 
in einer menschlichen Gemeinschaft ge-
nießt, wird sie im Christentum als gna-
denhaftes Geschenk Gottes im Rahmen 
des Gedankens der Gottesebenbildlich-
keit aufgefasst, das prinzipiell allen Men-
schen offen steht, ohne dass dies schon 
Forderungen nach gleichen Rechten der 
Individuen impliziert hätte. Aber immer-
hin wird die Würde hier schon stärker in-
dividualisiert und als von sozialem An-
sehen in einer Gemeinschaft unabhän-
gig gedacht. Jedoch erst bei Kant kommt 
die Würde als absoluter Wert und die da-
mit notwendigerweise verbundene Zu-
schreibung von Freiheit allen Menschen 
zu. Weil der Mensch dabei nicht mehr 

auf Gott als eine metaphysische Garan-
tie der Menschenwürde setzen kann (son-
dern bekanntlich umgekehrt Gott als Pos-
tulat einer von Moralität nicht ablösba-
ren praktischen Vernunft denkt), schafft 
er die Bedingungen für den neuzeitlichen 
Prozess der von Hans Joas beschriebenen 
Sakralisierung der Person und damit des 
eigentlich neuzeitlichen Menschenwür-
debegriffs. 

Das mit 436 eng bedruckten Seiten 
sehr umfangreiche Buch ist insgesamt 
trotz mancher komplizierter Gedanken-
gänge gut lesbar und sinnvoll aufgebaut. 
Allerdings wirkt die Gliederung auf den 
ersten Blick etwas unübersichtlich, und 
ein konsequenterer Einbau von Zusam-
menfassungen hätte insbesondere ei-
nem eiligen Leser den Zugang erleich-
tert. Die lange Literaturliste und man-
che ausführlichere Anmerkung sind eine 
wahre Fundgrube für wichtige weiter-
führende Hinweise zu den hier angespro-
chenen Fragen. 

Gerhard Kruip, Mainz
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 Gender – Autonomie – Identität
Bericht zur Jahrestagung Forum Sozialethik 2014 vom 8. bis 10. September in Schwerte

lenverteilungen wieder an Attraktivi-
tät gewinnen. Schließlich machte Wer-
ner Veith in seinem Vortrag noch dar-
auf aufmerksam, dass es besonders in 
der familiären Rollengestaltung einen 
merkwürdig breiten Graben gibt zwi-
schen der refl ektierten Einstellung der 
Ehepartner zu ihrer Paarbeziehung und 
der tatsächlichen Verteilung etwa der 
Hausarbeit. 

Der folgende Vortragsblock setz-
te sich mit der systematisch-theoreti-
schen Refl exion unterschiedlicher As-
pekte des Themenfelds Gender, Auto-
nomie und Identität auseinander. So 
nahm Andrea Günter zunächst eine 
Neujustierung des Duals Gleichheit/
Differenz im Verhältnis zur Gerechtig-
keit vor – letztere verstanden als Er-
gebnis einer Gesellschaft, die jeden und 
jede dadurch gleich behandelt, dass sie 
ihn oder sie den eigenen Lebensweg 
einschlagen lässt. Alex Janda unter-
nahm im Folgenden eine Darstellung 
der grundsätzlichen Elemente von Ju-
dith Butlers kritischer Theorie in Bezug 
auf das biologische und soziale Ge-
schlecht. Laura Vogelsang analysierte 
im Anschluss, auf den Spuren Freuds 
und Jungs wandelnd, die psychosozia-
len Entwicklungsschritte zum sozialen 
Geschlecht, bevor dann Luisa Fischer 
strukturell bedingte Ambivalenzen in 
wichtigen persönlichen Entscheidungs-
situationen als Marker für soziale Pro-
blemstellungen herausarbeitete, die so 
zumindest überhaupt erst aufscheinen. 

Mit dieser systematischen Vorarbeit 
wurde im Anschluss das Feld der An-
wendungsfragen betreten: In parallel 
gehaltenen Vorträgen stellte zum ei-
nen Prisca Patenge die Problemstel-
len des Elterngelds vor dem Horizont 
der Möglichkeit gleichberechtigter Zu-
gangschancen zur Anerkennungssphä-

re der Erwerbsarbeit vor, während zum 
anderen Axel Bernd Kunze eine Re-
fl exion um die Kontroverse zum Bil-
dungsplan 2015 unternahm, die be-
kanntlich in Baden-Würtemberg mit 
einiger Härte geführt wurde. Peter Mei-
ners erweiterte am letzten Tag die Fra-
ge von Benachteiligung aufgrund der 
in der sozialen Welt bestehenden Rol-
lenmodelle und Identitätstypen auf die 
alltägliche Einstellung gegenüber geis-
tig und körperlich Behinderten, bevor 
Dominik Ritter mit theoretischen und 
tugendethischen Überlegungen zum 
aktuellen Anliegen des Kampfes ge-
gen den Sexismus schloss. 

Deutlich wurde in allen, manchmal 
durchaus kontrovers, ja leidenschaft-
lich geführten Diskussionen, dass es 
viel zu kurz gegriffen ist, sogar an der 
Sache vorbeigeht, das Thema als bloße 
„Gender-Ideologie“ zu brandmarken. 
Das künftige gute Zusammenleben in 
immer pluraler werdenden Gesellschaf-
ten hängt vielmehr entscheidend davon 
ab, dass allen Menschen die Möglich-
keit gegeben wird, ihr Leben nach ei-
genem besten Wissen und Gewissen zu 
leben. Hürden und Prüfsteine auf dem 
Weg dahin sind ehrlich zu benennen 
und aus Gerechtigkeitsgründen nach 
Möglichkeit aus dem Weg zu räumen – 
so ließe sich vielleicht ein Fazit aus dem 
diesjährigen Forum ziehen. Das Forum 
Sozialethik als Initiative junger Sozial-
ethikerinnen und Sozialethiker stellte 
damit einmal mehr die große Band-
breite aus Forschungsperspektiven und 
kritischen Auseinandersetzungen un-
ter Beweis – und nächstes Jahr wird 
es mit dem Themenbereich Demokra-
tie und Partizipation sicher nicht we-
niger kontrovers werden. 

Michael Hartlieb

Kampf gegen Sexismus, Frauenquo-
te, Mütterrente, Homoehe, Diver-

sity-Management … Was die einen in 
einer immer wieder hochemotional ge-
führten gesellschaftlichen Debatte als 
„Tugendterror“ abtun, ist für andere 
ein unübergehbares und notwendiges 
Anliegen. Die ständig aufbrechenden 
Fragen nach Differenz- und Gleich-
heit, nach dem Anderen, nach Selbst- 
und Fremdverständnissen, nach Ein- 
und Ausgrenzungsmechanismen, nach 
Autonomie und Identität verweisen so 
oder so auf einen tiefgreifenden ge-
sellschaftlichen Wandel, dessen inter-
disziplinäre Refl exion sich das Forum 
Sozialethik Anfang September 2014 in 
Schw erte vorgenommen hatte. Dass es 
allerdings auf die eingangs erwähn-
ten Fragestellungen keine einfachen 
Antworten geben kann, das wurde 
schnell deutlich: Engagierte Diskus-
sionen wurden teils lange nach den 
Vorträgen bis tief in die Nacht geführt, 
und dabei wurde auch die eigene Le-
bensweise thematisiert und hinterfragt. 
Der Grund dafür ist selbstverständlich 
nicht zuletzt darin zu sehen, dass im 
Prinzip jeder auf die eine oder andere 
Art in seiner Lebensgestaltung von den 
aktuellen Problemlagen betroffen ist. 

Dies zeigte sich insbesondere an den 
drei Einstiegsvorträgen: Den Finger in 
die offene Wunde einer Gesellschaft, 
die sich für gerecht und egalitär hält, 
dabei aber Frauen (immer noch) in ih-
rem Lebenslauf strukturell benachtei-
ligt, legte hier zunächst Anna Noweck. 
Flankiert wurden ihre Ausführungen 
von Petra Steinmair-Pösl, die ähnliche 
Belege für Österreich darlegte. Letztere 
konnte darüber hinaus den erstaunli-
chen Befund anschaulich machen, dass 
dort konventionelle, mittlerweile längst 
auf dem Rückmarsch geglaubte Rol-

amos 04_2014 - seiten001-056.indd   52amos 04_2014 - seiten001-056.indd   52 04.11.2014   23:27:2304.11.2014   23:27:23



Summaries

MOSINTERNATIONAL 8. Jg. (2014) Heft 4 53

Christoph Krauß, Arnd Küppers: An Un-
stable Bridge between Different Legal 
and Economic Systems. Basic Refl ec-
tions on the Transatlantic Free Trade 
Agreements

Free trade is a demand expresse by 
modern economic science. The free mar-
ket is an ideal of both the US-American 
as well as the European economic sys-
tems. There are, however, divergences be-
tween the US and Europe as regards the 
basic conditions and limitations of this 
market operation. These differences can 
be explained. During the negotiations on 
TTIP and CETA they have to be taken in-
to account. A „downward competition“ 
with respect to social and consumer-pro-
tection standards has to be avoid from a 
social ethical view.

Gabriel Felbermayr: Who Benefi ts from 
a Transatlantic Free Trade Agreement? 
Economic Effects, Welfare Effects and 
Possible Losses in Third Countries

The shares of the EU and the USA 
in the entire gross international prod-
uct have fallen signifi cantly over the last 
ten years. This is intended to change by 
the growth impulses of TTIP. By lower-
ing the cost of trade and improvement 
of the investment conditions considera-
ble welfare gains can be realized on both 
sides of the Atlantic. This can be inferred 
from experiences with other free trade 
agreement. By redirecting existing trade 
currents many third countries would lose 
shares. The negative effects of TTIP on de-
veloping and threshold countries can be 
moderated by those countries’ own ini-
tiatives, if the EU and the USA open up 
towards the products from poorer coun-
tries. This should be refl ected in the de-
tailed regulations of the agreement.

Michael Schramm: The Abstract and the 
Concrete. TTIP from the View of a Busi-
ness Metaphysics

The research programme here de-
scribed under the label of ‘business met-
aphysics’ deals with the question how 
the’ business world works’ (in principle). 
This contribution points points out a far-
reaching mistake which ‘(business) meta-
physics’ have found out: the ‘fallacy of 
inapplicable concreteness’. It consist in 
mistaking the abstract for the concrete. 
The bitter controversies recently fought 
around TTIP have their origins - among 
others - in the neglect of this metaphys-
ical distinction. Therefore I stand for the 
proposition that this distinction between 
the abstract and the concrete brought up 
by ‘(business) metaphysics’ is indispen-
sable in order to reach adequate deci-
sions on TTIP.

Brigitta Herrmann: Deregulation of 
Trade and Consumer Protection. What 
creates, what endangers genuine wel-
fare gains?

Free Trade brings economic advantag-
es for the countries involved. That may 
include to welfare gains but also losses, 
for instance in matters of food quality, 
health standards or environment protec-
tion. Because it is about the removal of 
barriers to trade and investments. Thus 
European standards of food admission 
will not survive against the American 
system: the import of genetically modi-
fi ed or hormone-treated food cannot be 
prevented in the long run. Severe wel-
fare lossed for consumers are forseeable. 
Since a broad social consensus about the 
aims and framework of the new treaty is 
missing, the result will remain ethically 
inacceptable.

Jürgen Maier: Fair World Trade by Free 
Trade Agreement? The Developmental 
Signifi cance of TTIP and CETA

Development countries are not ad-
mitted to the negotiations for the two 
free trade agreements. Neither do they 
seem to be affected, at fi rst sight. How-
ever, the agreements should have impor-
tant effects on them and their position 
in the mutilateral world trade system. 
The developing and threshold countries 
will, in the long run, not be able to avoid 
the new standards. As negative conse-
quences among others a global deregu-
lation of the service sector and the shift 
of trade routes in favour of the big eco-
nomic powers is to be expected. By the 
controversial investor protection clause 
the position of international corporations 
is strengthened against national legisla-
tors. This, however, has already started 
to obstruct some processes of democ-
ratization.

Markus Demele: Decent Jobs in Global 
Trade. Perspectives of a ‘Global Govern-
ance’ of Free Trade

This paper focusses on the connection 
between free trade agreements and la-
bour conditions on a world-wide scale. 
As normative target corridor standards 
of humane, fair and decent labour are 
shown. The aim must be an internatio-
nal adjustment on the highest level. The 
search for implementations options re-
verts to corporative self-commitment, 
unilateral trade sanctions and the inte-
gration of social clauses into the regu-
lations of the World Trade Organization 
(WTO). Moreover, institutional co-oper-
ation between the International Labour 
Organization (ILO) and the WTO has to 
be improved and an International Labour 
Court established.
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Christoph Kraus, Arnd Küppers: Un 
pont instable entre des systèmes juri-
diques et économiques différents. Ré-
fl exions de fond sur les accords de libre-
échange transatlantiques

Le libre-échange est une revendica-
tion de toute science économique mo-
derne. Le marché libre est un idéal du 
système économique, tant des Etats Unis 
que de l‘Europe. Pourtant il y a des di-
vergences entre les Etats Unis et l‘Europe 
concernant le cadre juridique et la por-
tée de l’action du marché. Ces différences 
peuvent s’expliquer. Il faut les prendre en 
considération lors des négociations sur 
TTIP et CETA. Du point de vue de l’éthique 
sociale, il ne doit pas y avoir du » dum-
ping « sur les standards sociaux et la pro-
tection des consommateurs. 

Gabriel Felbermayr: Qui profi te d’un ac-
cord de libre-échange transatlantique? 
Incidences économiques, effets sur le 
bien-être et pertes possibles dans des 
pays tiers

La parts respectives de l‘UE et des 
Etats Unis au produit mondial brut ont 
sensiblement diminué au cours de ces 
dix dernières années. Cela devra chan-
ger grâce aux impulsions de croissance 
attendues de TTIP. La réduction des coûts 
commerciaux et l’amélioration des condi-
tions d’investissement pourront entraî-
ner, des deux côtés de l‘Atlantique, des 
gains de bien-être considérables. L‘ex-
périence faite avec d’autres accords de 
libre-échange en est la preuve. Cepen-
dant, par le déplacement de courants 
commerciaux actuels, beaucoup de pays 

tiers perdront des parts au marché mon-
dial. Les pays émergents ou en voie de 
développement peuvent pourtant atté-
nuer les effets négatifs de TTIP par leurs 
propres initiatives, pourvu que l‘UE et les 
Etats Unis ouvrent leurs marchés aux pro-
duits des pays pauvres. Lors de l’élabora-
tion des détails de l’accord, il faudra en 
tenir compte.

Michael Schramm: L‘abstrait et le con-
cret. Le TTIP (Transatlantic Trade and In-
vestment Partnership) du point de vue 
de » Business Metaphysics «

Le programme de recherche, présenté 
ici sous l’enseigne » Business Metaphy-
sics «, traite de la question de savoir com-
ment fonctionne le monde économique 
réel: » How the business world works (in 

Andreas Fisahn: Free Trade and Inves-
tor Protection. Arbitration Courts for 
the Enforcement of the New Free Trade 
Law?

In international law, arbitration 
courts are not new. The serve within the 
domain of trade agreements to arbitrate 
between affected states. With the cur-
rent treaties of the European Union with 
Canada and the the US they obtain a new 
quality: the shall guarantee the adher-
ence to investor protection clauses and 
enable private investors the possibility 
to sue the countries affected. Protected 
are the „reasonable profi t expectations“ 
of the companies. The shall not be im-
peded by a changed social or environ-

mental legislation of individual states. 
The author compares these regulations 
in great detail with those of other trea-
ties. They are viewed against the protec-
tion of property granted by the German 
constitution and assessed within this le-
gal system. The political assessment crit-
icizes the weakening of democratic and 
institutional control over the distribu-
tion of economic commodities. 

Gerhard Kruip: Is the Call for a Free 
Trade Compatible with the Option for 
the Poor? A Liberation Theology Per-
spective

Pope Franciscus calls for a church the 
stands up for the poor and criticizes the 

capitalist economy. His concern is worth 
to be taken seriously. Therefore the pre-
sent economic situations and debates 
on the introduction of the transatlantic 
free trade agreement TTIP shall be viewed 
from a Latin American and a global per-
spective. It suggests itself to have a look 
at the North Atlantic Free Trade Agree-
ment (NAFTA) between Canada, Mexico 
and the US and investigate the question 
what could be learned from the experi-
ences with that agreement for TTIP. Can 
Free Trade e used world-wide in favour 
of the poor?
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principle) «. Ma contribution renvoie en 
particulier à une erreur grave que » Bu-
siness Metphysics « met en lumière, à sa-
voir le jugement fallacieux dû à une per-
ception erronnée du concret. Il consiste 
à confondre l’abstrait et le concret. C‘est 
le non-respect de cette différence méta-
physique qui, plus ou moins, est à l’ori-
gine des polémiques acharnées dont nous 
sommes les témoins aujourd’hui. C‘est la 
raison pour laquelle je soutiens la thèse 
qu’il faut absolument respecter la diffé-
rence entre l’abstrait et le concret, corro-
borée par » Business Metaphysics «, pour 
parvenir, en vue d’éventuels accords TTIP, 
à des décisions adéquates.

Brigitta Herrmann: Dérégulation du 
commerce et protection des consom-
mateurs. Qu’est-ce qui crée de véri-
tables gains de bien-être? Qu’est-ce 
qui les compromet?

Les pays qui participent au libre-
échange en tirent des avantages écono-
miques. Cela peut impliquer des gains 
de bien-être mais aussi des pertes, par 
exemple, concernant la qualité agro-
alimentaire, les standards de santé et la 
protection des consommateurs. Car il y 
va de l’abolition d’obstacles aux échanges 
et aux investissements. Il ne sera pas pos-
sible, par exemple, d’imposer, contre les 
habitudes américaines, le principe de pré-
vention appliquée en Europe pour l’au-
torisation de denrées alimentaires. A la 
longue, on ne pourra pas empêcher l’im-
portation de denrées génétiquement mo-
difi ées ou polluées par des hormones. Les 
pertes de bien-être pour les consomma-
teurs seront évidentes. En plus, comme 
il n’y a pas, dans la société, un consensus 
sur les objectifs et les conditions cadres 
du traité, le résultat reste éthiquement 
inacceptable.

Jürgen Maier: Un commerce mondial 
plus » fair « grâce à des accords de 
libre-échange? L‘importance de TTIP et 
CETA dans la politique de développe-
ment

Les pays en voie de développement 
ne participent pas aux négociations sur 
les deux accords de libre-échange. A 

première vue, ils semblent ne pas être 
concernés. Ces accords devraient pour-
tant avoir un impact sensible sur ces pays 
et leur position dans le système multi-
latéral du commerce mondial. Les pays 
émergents ou en voie de développement, 
à la longue, ne pourront pas se sous-
traire aux standards nouvellement éta-
blis. Conséquences négatives: il faut s’at-
tendre entre autres à une dérégulation 
des secteurs de service sur le plan mon-
dial et à des modifi cations des courants 
commerciaux en faveur des grands blocs 
économiques. La protection des investis-
seurs, bien que contestée, ne cessera de 
renforcer la position des grandes sociétés 
au détriment des legislateurs nationnaux. 
Cela peut gêner, dès aujourd’hui, maints 
processus de démocratisation.

Markus Demele: Travail décent dans 
les échanges mondiaux. Perspectives 
d’une gouvernance mondiale du libre-
échange

Cette contribution met en lumière 
les rapports existant entre les accords de 
libre-échange et les conditions de travail 
au plan mondial. Des standards garan-
tissant un travail juste, décent et digne 
de l’homme sont présentés comme buts 
normatifs. L‘objectif doit être un rappro-
chement international au plus haut ni-
veau. La recherche d’options de réalisa-
tion concrètes renvoie aux engagements 
individuels de chef d’entreprise, aux sanc-
tions commerciales unilatérales et à l’in-
tégration de clauses sociales dans le rè-
glement de l‘Organisation Mondiale du 
Commerce (OMC). Il s’agit par exemple 
d’améliorer la coopération institution-
nelle entre l‘Organisation Mondiale du 
Travail (OMT) et l‘OMC ainsi que d’éta-
blir une cour de justice prud’hommale 
au plan international.

Andreas Fisahn: Libre-échange et pro-
tection des investisseurs. Faut-il des 
tribunaux arbitraux pour imposer un 
nouveau droit en matière de libre-
échange?

Dans le droit international, des tri-
bunaux arbitraux ne constituent pas 
une nouveauté. Dans le cadre d’accords 

commerciaux, ils servent à régler des li-
tiges entre les Etats impliqués. Cepen-
dant, les accords actuels de Union Euro-
péenne avec le Canada ou les Etats Unis 
leur donnent une nouvelle qualité. Car ils 
doivent garantir le respect de clauses pro-
tectrices spécifi ques concernant les in-
vestissements et ouvrir aux investisseurs 
privés une possibilité de porter plainte 
contre les Etats en question. La protec-
tion concerne les » bénéfi ces escomptés 
raisonnables « des entreprises. Ceux-ci ne 
devraient pas être diminués par des modi-
fi cations de législation dans les domaines 
social et environnemental des différents 
pays. L‘auteur fait la comparaison détail-
lée des règles prévues avec celles d’autres 
accords. Il les confronte aux normes de 
la Loi fondamentale allemande concer-
nant la protection de la propriété, tout 
en déterminant leur place dans le sys-
tème juridique. En conclusion, procédant 
à une évaluation politique, il dénonce 
l’affaiblissement du contrôle démocra-
tique et juridique de la répartition des 
biens économiques.

Gerhard Kruip: La revendication de 
libre-échange est-elle compatible avec 
l’option pour les pauvres? Une pers-
pective de la théologie de la libération

Le Pape François veut une Eglise qui 
défend les pauvres. Il critique l’écono-
mie capitaliste. Nous avons tout intérêt 
à prendre au sérieux sa préoccupation. 
L‘auteur se penche donc sur les circons-
tances économiques actuelles et le dé-
bat autour de la mise en place de l’ac-
cord de libre-échange TTIP sous un angle 
latino-américain et dans une perspective 
mondiale. Dans ce contexte, il va de soi 
de considérer d’abord l’accord de libre-
échange nord-atlantique (NAFTA), conclu 
entre le Canada, le Mexique et les Etats 
Unis, accord entré en vigueur il y a vingt 
ans. Que peut-on apprendre, pour TTIP, 
des expériences faites avec cet accord? 
Le libre-échange peut-il être un instru-
ment au service des pauvres dans une 
perspective mondiale?
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SCHWERPUNKTTHEMEN DER BISHER ERSCHIENENEN HEFTE

4/2006 Markt für Werte (vergriffen)
1/2007 Lohnt die Arbeit?
2/2007 Familie – Wachstumsmitte der Gesellschaft?
3/2007 Zuwanderung und Integration
4/2007 Internationale Finanzmärkte (vergriffen)
1/2008 Klima im Wandel
2/2008 Armut / Prekariat
3/2008 Gerüstet für den Frieden?
4/2008 Unternehmensethik
1/2009 Wie sozial ist Europa?
2/2009 Hauptsache gesund?
3/2009 Caritas in veritate
4/2009 Wende ohne Ende?
1/2010 Gerechte Energiepolitik
2/2010 Steuern erklären
3/2010 Neue Generation Internet – grenzenlos frei?
4/2010 Agrarpolitik und Welternährung

1/2011 Zivilgesellschaft
2/2011 LebensWert Arbeit
3/2011 Wohlstand ohne Wachstum?
4/2011 Soziale Marktwirtschaft für Europa
1/2012 Religionspolitik
2/2012 Was dem Frieden dient
3/2012 Finanzmärkte und Staatsschulden
4/2012 Stark gegen Rechts
1/2013 Bevölkerungswachstum
2/2013 Menschenrechte interreligiös
3/2013 Geschlechtergerechtigkeit
4/2013 Altern und Pfl ege
1/2014 Ressourcenkonfl ikte
2/2014 Solidarität in Europa
3/2014 Die Würde der Tiere ist antastbar
4/2014 Freihandel
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Schwerpunktthema: Transnationale Steuerung

Heft 2/2015
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